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Die Bahn zum Siege.
Zur Taktik im Wahlrechtskampfe.

Ueber die Taktik im Wahlrechtskampfe hat ſich der freiſin-
nige Abgeordnete Caſſel dieſer Tage im Dreiklaſſenhauſe
herbeigelaſſen, uns Sozialdemokraten einige wohlgemeinte
Ratſchläge zu erteilen. Es iſt ungemein komiſch, gerade von
rinem freiſinnigen Abgeordneten ſolche Worte der Weisheit
zu vernehmen. Denn wer ein wenig in der Geſchichte der
politiſchen Parteien Deutſchlands Beſcheid weiß, der wird ſich
erſtaunt fragen, warum denn der Liberalismus, wenn er
wirkſame Mittel kennt, ſie niemals ſelbſt angewandt hat!
Was haben denn die Liberalen bisher getan, um für Preu-
ßen ein demokratiſches Wahlrecht zu erringen?

Herr Caſſel iſt der Meinung, man ſolle die Straßen
demonſt rationen unterlaſſen, weil „in Preußen
durch ſolche Demonſtrationen politiſche Veränderungen nicht
erzielt werden“. Und ſpäter noch einmal: „Wer glaubt, daß
dieſe Demonſtrationen in Preußen zum Ziele führen, der irrt
ſich. Wir meinen dagegen: man muß die Augen ſchon ge
radezu gewaltſam gegen die Tatſachen verſchließen, um nicht
zu ſehen, daß die ganze Wahlrechtsfrage überhaupt erſt durch
die Taktik der Sozialdemokratie in Fluß gekommen iſt. Ge-
wiß wollen wir damit nicht ſagen, daß ſchon etwas erreicht
ſei. Die Vorlage der Regierung bedeutet vielmehr den Ver-
fuch, das beſtehende Wahlrecht noch zu verſchlechtern,
und die bisherigen Beſchlüſſe der reaktionären Parteien ſind
eine Unterſtützung dieſes Strebens. Aber man überlege, was
dies alles im Grunde für einen Sinn hat.

Bis vor wenigen Jahren dachte niemand unter den Macht-
habern an irgendeine Aenderung des Wahlrechts. Wenn
ſie ſich überhaupt damit beſchäftigen, ſo nur, weil ſie durch die
Sozialdemokratie dazu gedrängt und gezwungen wor-
den ſind. Und nun fühlen ſie ſſich hinter den
Mauern und Wällen des alten Dreiklaſſen-
wahlrechts nicht mehr ſicher genug und ſuchen
ſich noch feſter zu verſchanzenl! Das iſt die wahre
Bedeutung der Wahlrechtsvorlage wie überhaupt der gegen-
wärtigen Vorgänge. Das alles iſt ein Erfolg der ſozialdemo-
kratiſchen Maſſenbewegung. Freilich kann nur der es als
Erfolg erkennen, der nicht vergißt, daß wir im Kampfe
ſtahen, daß das freie Wahlrecht erobert werden muß. Wer
nicht kämpfen will, ſondern von der Gnade der Ein-
ſicht der Herrſchenden das freie Wahlrecht als Ge
ſchenk erhofft, der mag mit Herrn Caſſel befürchten, daß
durch die Taktik der Sozialdemokratie eher die Ausſichten der
Reaktionäre ſteigen, weil die Krone oder wer ſonſt bei unſeren
Gegnern den entſcheidenden Einfluß hat, dadurch zum Ver
ſagen gereizt werden könne. Wer aber weiß, daß politiſche
Zugeſtändniſſe den Herrſchenden immer nur durch die harte
Not wendigkeit abgetrotzt worden ſind, der wird in
den gegenwärtigen Vorgängen eine Verſchiebung der Schlacht
reihe erblicken, einen Verſuch der Gegner, ihre Stellungen
ſtärker zu befeſtigen ſomit einen erſten Erfolg der An-
greiffer.

Damit wollen wir nun beileibe nicht die Tragweite dieſes
Erfolges überſchätzen. Nichts wäre verkehrter als das. Aber
aus unſerer Betrachtungsweiſe ergibt ſich die Richtlinie der
weiteren Taktik. Sehen wir ein erſtes Stutzen, eine Be-
ſtürzung im Generalſtab des Gegners, ſo beweiſt das, daß wir
auf dem rechten Wege ſind. Da heißt es: Friſch drauf
los und dem Anprall der WMaſſenkraft den
weiteſten Spielraum geſchaffenl! Statt deſſen
kommt der freiſinnige Beſchwichtigungshofrat und beſchwört
uns mit warnendem Zeigefinger, doch hübſch artig zu ſein,
die ſich eben entfaltende Maſſenbewegung wieder zuſammen
zuwickeln und den Kampf mit „geiſtigen Waffen“ zu führen!

Was ſollen denn das wohl für „geiſtige Waffen“ ſein?
Verſammlungen und Reſolutionen und Reden
im Parlament haben wir genug und übergenug gehabt.
Und gerade der Freiſinn brauchte, wie geſagt, nur in ſeine
eigene Geſchichte zurückzublicken, da kann er ſehen, was man
mit ſolchen „geiſtigen Waffen“ erreicht. Stets hat er ſeine
Tätigkeit darauf beſchränkt, durch Reden und Beweisgründe
ſeine Gegner von der „Gerechtigkeit“ ſeiner Sache zu über-
zeugen, und ſtets hat er Prügel dafür geerntet. Wir er

innern nur an den berühmten preußiſchen Verfaſſungs-
konflikt der 60er Jahre. Von 18611866 hielt die Fort

ſchrittspartei (die Vorgängerin des heutigen Freiſinns) das
preußiſche Abgeordnetenhaus faſt allein beſetzt. Mehrere hun-
dert fortſchrittliche Abgeordnete ſtanden Jahre lang gegen ein
oder zwei Dutzend Konſervative. Aber die konſervative Re-
gierung kümmerte ſich einfach nicht um die Beſchlüſſe des Ab-
geordnetenhauſes, ſie tat, was ihr beliebte, und der Fortſchritt
raffte ſich dieſen frechen Verfaſſungsbrüchen gegenüber nicht
einmal zu einem Beſchluß der Steuervberweigerung
auf, geſchweige denn das Volk aufzurufen und zu ſchärferen
Mitteln zu greifen. So erreichte er es, daß ſich ſchließlich
1866 und 1867 auch die Wähler von ihm abwandten und
ihm die parlamentariſche Macht, die er nicht zu gebrauchen
verſtanden hatte, abgenommen wurde.

Dieſe ſelbe glorreiche Taktik nun will jetzt Herr Caſſel auch
uns Sozialdemokraten empfehlen. Wir ſollen von den
Straßendemonſtrationen ablaſſen, gerade in
dem Moment, wo wir einen Beginn ihrer Wirkung
ſeben, und ſollen uns auf die Taktik der „geiſtigen Waffen“
zurückziehen, d. h. auf den Verſuch, den Herrn von Oldenburg-
Januſchau und ſeine Kumpane von der Gerechtigkeit unſerer
Forderungen zu überzeugen! Man kann ſich denken,
mit welchem Hohnlachen dieſe edle Kumpanei eine ſolche Unter
werfung oufnehmen und ausſchlachten würde.

Worum aber empfiehlt uns Herr Caſſel ſolchen jämmerlichen

Rückzug? Weil die Veranſtalter von Demonſtrationen angeb
lich die Verantwortung tragen, wenn Blut vergoſſen
wird. Das iſt nun wieder die echt bürgerliche hebung,
tie in dem Volk nur eine große Maſſe n unmündigen Kin
dern ſieht, die von den „Führern“ geleitet und bevormundet
werden müſſen. Herr Caſſel: die Verantwortung für das,
was die Arbeitermaſſen tun und was daraus entſteht,
tragen ſie ſelbſt, fintemalen ſie felbſt beſchließen
und beſtimmen, was fie tun wollen. Glauben Sie denn wirk-
lich, Herr Coſſel, daß es unter den Demonſtranten heute noch
einen einzigen gibt, der nicht weiß, welchen Gefahren er ſich

durch Polizeiſäbel und Revolver ausſetzt? Jeder weiß heute,
was ihm bei der Teilnahme an Demonſtrationen ſolange
es nicht gelungen iſt, die polizeiliche Blutarbeit zu verhindern

paſſieren kann. Und das iſt eben das Erhebende und Wich-

tige dabei, daß trotzdem die Zehntauſende und die
Hunderttauſende in der Bekundung ihres Willens nicht
geſchwankt haben. Der Berliner Polizeipräſident hat in ſei-
nem kindlichen Aufruf den Gebrauch der Waffe angekündigt

und es gingen noch viel mehr Perſonen auf die Straße,
als es ſonſt vielleicht getan hätten. Das iſt der erhebende
Beweis, daß die Arbeitermaſſen anders als die fortſchritt
lichen Wähler anno 1863 gewillt ſind, für ihre
Ueberzeugung Opfer zu bringen; der Beweis, daß
eine lodernde Begeiſterung in den Herzen der Maſſen glüht.
Dieſe Begeiſterung ſollen wir nun mit ängſtlichen Rückſichte-
leien abtöten und erſticken? Das wäre der ſichere Weg zur
Niederlage. Nein, dieſe Begeiſterung heißt es ausnutzen, ihr
freie Bahn ſchaffen. Die Kräfte des Volkes ſelbſt
bieten ſich an. Oeffnet die Schleuſen dem brauſenden
Strom, der die Zwingburgen der Reaktion hinwegſchwemmt.

Das iſt die Bahn zum Siegel!

Vor der zweiten Leſung.
Die ſogen. Wahlrechts kommiſſion“ des preußi-

ſchen Dreiklaſſenhauſes geht nun zum Schachern der zweiten
Leſung über. Wir haben kürzlich dargelegt, daß die Nati o-
nalliberalen einen ganz beſonders entſcheidenden Ein-
fluß ausüben könnten, wenn ſie für das Reichstagswahl-
recht ſtimmen würden. Dann könnte ſich dafür ſogar im
Klaſſenhauſe eine Mehrheit ergeben, da das Zentrum es wohl
nicht wagen würde, gegen das Reichstagswahlrecht zu votieren.
Nach der Haltung, die die Nationalliberalen am 15. Februar
in der Kommiſſion eingenommen haben, wo ſie einen Antrag
auf Einführung des Reichstagswahlrechts niederſtimmten,
läßt ſich aber etwas derartiges nicht erwarten, dazu iſt auch
der ſpezifiſch preußiſche Nationalliberalismus zu reaktionär
verknöchert und vom Geldſack der fanatiſchen Scharfmacher
Weſtelbiens zu abhängig. Die Kreuzzeitung äußert allerdings
in einem Leitartikel Bedenken darüber, ob wohl auf die Stand-
feſtigkeit der Nationalliberalen als Verteidiger des Dreiklaſſen-
wahlrechts weiter zu trauen ſei, ſie befürchtet in Hinblick
auf die Berliner Schloßdemonſtration am Sonntag daß der
Jungliberalismus den Widerſtand der alten Parteiführer
brechen könnte. Von derartigen Abſichten des Jungliberalis-
mus hat man bisher aber in der Oeffentlichkeit nicht das min-
deſte bemerkt. Auch in der Zirkusverſammlung haben ſich die
beiden jungliberalen Redner nicht auf den Standpunkt des
gleichen Wahlrechts geſtellt, und ihretwegen ſollte ja nach dem

Willen der Veranſtalter ſogar in der Reſolution vom gleichen
Wahlrecht nicht die Rede ſein.

Da demnach von den Nationalliberalen ein klarer Entſchluß
nicht zu erwarten iſt, wird der ſchmutzige Handel, das
Schachern, Feilſchen und Jntrigieren in der Kommiſſion
weitergehen. Wie es heißt, ſollen die Nationalliberalen be-
abſichtigen, in der zweiten Leſung die Wiederaufnahme der
direkten Wahl im Sinne der Regierungsvorlage zu beantragen.
Dieſe direkte Wahl mit der umſtändlichen Prozentberechnung
leidet an allen Krankheiten des Klaſſenſyſtems, ſie iſt kompli-
ziert und widerſinnig, aber doch vielleicht nicht komplizierter
und widerſinniger als das beſtehende Syſtem der indirekten
Wahl. Man darf vielleicht hoffen, daß das Dreiklaſſenwahl-
recht nach der Aufpfropfung dieſes direkten Wahlverfahrens
raſcher an ſeinem eigenen Unſinn zugrunde gehen würde als
wenn das indirekte Wahlverfahren beibehalten wird. Jn die-
ſem Sinne kann der nationalliberale Antrag „annehmbar“
ſein, obwohl er an der Klaſſenwahl nichts ändert. Es wird
intereſſant ſein, zu ſehen, wie ſich das Zentrum zu einem der
artigen Antrag verhalten wird. Wird es wagen, in geſonder-
ter Abſtimmung poſitiv für die Beibehaltung des „indirekten
Wahlverfahrens“ zu ſtimmen, von dem die reaktionäre Regie
rung ſelbſt ſagt, es habe „ſich überlebt“

Welche Triumphe Schacher, Volksverrat und Betrügerei in
den nächſten Tagen feiern werden, wird das Volk bald ſehen.

Die Aufgeregten.
Die Wahlrechtskundgebung der Berliner Bevölkerung am

letzten Sonntag, der treffliche Abſchluß der Zirkus-Verfamm
lung und der Vorbeimarſch der Maſſen am königlichen Schloß,
hat die konſervative Preſſe in die größte Aufregu FrrtezrKreugzeitung, Deutſche Tageszeitung und Reigerote n d ganz

außer ſich vor Wut und fallen mit vereinten Kräften über die
Nationalliberalen und Freiſinnigen her, denen ſie vorwerfen,
ſie hätten „die Maſſen aufgehetzt“ und damit die Demonſtra-
tion vor dem Schloß verſchuldet. Hätte ſich die konſervative
Preſſe die Fähigkeit, die Dinge objektiv zu betrachten, auch
nur einigermaßen bewahrt, ſo müßte ſie ganz andere Lehren
aus den Sonntagsvorgängen ziehen. Denn was die Veranſtal-
ter der Zirkusverſammlung gewollt haten, war eine ſehr harm-
loſe, ſehr zahme Kundgebung, bei der nicht einmal für das
gleiche Wahlrecht, ſondern nur für ein geheimes, direktes Wahl-
verfahren demonſtriert werden ſollte. An Straßendemonſtra-
tionen nach der Verſammlung vollends hatte unter den Ver-
anſtaltern kein Menſch gedacht. Gerade das war ja das Große
und Einzigartige dieſer Kundgebung, daß die politiſch reife,
diſziplinierte Maſſe ſelbſt es war, die ihr die Richtung wies,
ganz gegen die Abſicht der vermeintlichen „Führer“. Und es ſoll
gern anerkannt werden, daß dieſe Maſſe, die einen Beſchluß
zugunſten des gleichen Wahlrechts durchſetzte und ſpäter
vor dem Schloß demonſtrierte, nicht bloß aus ſozialdemokrati-
ſchen Arbeitern beſtand, ſondern daß ſich auch zahlreiche bür-
gerliche Elemente unter ihr befanden. Das iſt der wirkliche
Sachverhalt, der zwar für die unſchuldigen Veranſtalter der
Zirkusverſammlung im Sinne der konſervativen Preſſe durch
aus „entlaſtend“, aber keineswegs geeignet iſt, die entſtandene
Aufregung zu mildern. Die Konſervativen haben ein Recht,
aufgeregt zu ſein, denn der Boden unter ihren Füßen beginnt
zu wanken.

Wie tief der reaktionären Preſſe der Schreck in die Glieder
gefahren iſt, kann man aus der Verwirrtheit ihrer Ausführun-
gen erkennen. Der dicke Oertel z. B., aus allen Poren Angſt-
ſchweiß ſchwitzend, erklimmt den Gipfel unfreiwilliger Komik,
wenn er ſchreibt:

Die ganze Kundgebung iſt natürlich völlig bedeue
tungslos. Beſonders bezeichnend iſt es, daß der Lug,
der vor dem Abgeordnetenhauſe demonſtriert hatte, auf dem
Hof der Vorwärts-Druckerei endete, wo ein Anhänger der
Demokratiſchen Vereinigung die Schluß- Anſprache hielt. Und
bezeichnend iſt es auch, daß ſich Liberale und ſogar ſogen.
„National“ liberale dazu hergeben, die Genoſſen bei ihren
Revolutionsexerzitien zu unterſtützen.

Alſo die Genoſſen unternehmen unter den Fenſtern des
Kaiſers Revolutionsexerzitien, die Freiſinnigen und Na
tionalliberalen helfen ihnen dabei, und das Ganze iſt „natür-
lich völlig bedeutungslos“. Das iſt der Gipfel aufgeregter
Verwirrung! Jm übrigen erleichtert die Deutſche Tageszei-
tung ihr Herz durch die feinfinnige Bemerkung, ein liberaler
Ordner hätte wie ein Jude ausgeſehen, und in der Verſamm-
lung hätte es „nach Knoblauch“ gerochen. Das iſt poli-
tiſche Hochkultur, deren Sitten noch nicht demokratiſch „ver
flacht und verroht“ ſind um mit Bethmann zu reden.

Der Reichsbote meint, der 27. Februar ſei weiter nichts als
ein „politiſcher Kinderſonntag“ geweſen, die Kreuzzeitung
aber ſtöhnt:

Das „Recht auf die Straße“ iſt geſtern mit Hilfe des Frei
ſinns erkämpft worden. Die Sozialdemokraten können mit
ihren „Todfeinden“, den freiſinnigen Sachwaltern zufrie-
den ſein.

Für einen „politiſchen Kinderſonntag“ ein immerhin an
ſehnlicher Ertrag.
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Poſadowskys Urteſ.
Der ehemalige Staatsſekretär Graf Poſadowsky, wurde be

kanntlich von Herrn Bülow plötzlich aus dem Amt hinausge
worfen, weil der Mann, trotz ſeiner berüchtigten Zwölftauſend
MarkAffäre, den Scharfmachern ob ſeiner Sachlichkeit ver
dächtig war. Auf ihn paßte das Wort: er denkt zu viel, die
Leute ſind gefährlich. Nun beginnt der Kaltgeſtellte mit ſei
ner Kritik preußiſcher Zuſtände, die immerhin beachtenswert
iſt. Jn der Zeitſchrift Mär z veröffentlicht Poſadowsky einen
Artikel, der ſich zunächſt mit der Vergewaltigung der kleinen
Bundesſtaaten durch das allmächtige Preußen in Sachen der
Schiffahrtsabgaben beſchäftigt. Dann heißt es über das
Wahlrecht mit deutlicher Jronie auf den unglaublichen
Bethmann Hollweg:

„Noch bedenklicher iſt im föderativen Sinne die Stimmung,
die ſich bei den Verhandlungen über die Aenderung des
preußiſchen Wahlrechts nur zu deutlich geltend ge-
macht hat, eine Stimmung, die den Jnſtitutionen des Rei-
ches wenig freundlich zu ſein ſcheint. Auch die Geg-
ner des Reichstagswahlrechts, welches mit dem Reiche
geboren iſt, müſſen anerkennen, daß unter der Herrſchaft
dieſes Wahlrechts in Deutſchland auf geſetzlichem und wirt-
ſchaftlichen Gebiete eine ungeheure Kulturarbeit
geleiſtet iſt, und daß die auf Grund dieſes Wahlrechts
gewählte Körperſchaft noch ſtets die Mittel gewährt
hat, welche zur Verteidignung unſeres Vaterlandes zu Land
und zu Waſſer notwendig waren. Der Streitpunkt, der im
Winter 1906 zur Auflöſung des Reichstages führte, kann
nicht als ein ſolcher betrachtet werden, bei dem es ſich ernſt
haft um Verſagung der Mittel zur nationa-
len Verteidigung gehandelt hätte. Solange
aber der Reichstag in dem Umfange, in dem. er es bisher ge-
tan hat, ſeinen nationalen Pflichten genügt, ſcheint es recht
fehlſam, das Reichstagswahlrecht als eine für das Reich
politiſch verfehlte und ſchädliche Einrichtung hinzuſtellen, um
ſo mehr, als alle Parteien des Reichstages und ebenſo die
Vertreter des Bundesrates bei vielfachen Gelegenheiten auf
das beſtimmteſte erklärt haben, daß es ihnen völlig fern
liege, das Reichstagswahlrecht anzutaſten.“

Graf Poſadowsky, von dem behauptet wird, daß er ſich
im Dezember 1906 im Bundesrat gegen die Auflöſung des
Reichstages erklärt hat, gibt alſo hier ganz offen zu, daß die
Frage, die zur Auflöſung des Reichstages dienen mußte, mur
ein Vorwand geweſen iſt. Was er über das Reichs-
tagswahlrecht ſagt, iſt das ſtrikte Gegenteil von dem, was Herr
v. Bethmann Hollweg im preußiſchen Landtage geſagt hat.
Dieſe freimütige Darlegung Poſadowskys iſt um ſo höher an-
zuſchlagen, als er die bunt zuſammengewürfelte Geſellſchaſt,
die heute im Reiche und in Preußen das Szepter führt, an
Können jedenfalls weit überragt.

Auch auf das Auftreten des unverfrorenen Junkers von
Oldenburg-Januſchau geht Graf Poſadowsky ein. Zwar
meint er, daß dieſer Junker nicht die Abſicht hatte, zum Ver-
faſſungsbruch anzureizen, aber er ſagt doch:

„Troszdem iſt ein ſolch draſtiſches Beiſpiel ſchon deshalb
höchſt gefährlich, weil es, wenn auch nur theoretiſch,
die Möglichkeit zuläßßt, daß der höchſte Träger und
Vertreter von Recht und Geſetz einen Befehl erteilen könnte,
der gegen die Grundverfaſſung des Deut-
ſchen Reiches verſtieße.“

Dem Grafen wird dieſe Offenheit allerdings übel bekom-
men, denn die Angriffe der Reaktion werden hageldicht auf ihn
niederſauſen. Dadurch wird der Wert ſeiner Aeußerungen
natürlich erhöht.

Politiſche Uebersicht.
Halle a. S., 1. März 1910.

Die Spitzelwirtſchaft.
Jm preußiſchen Dreiklaſſenhauſe kam am Mon-

tag die 2. Leſung des Etats des Miniſteriums des Jnnern
unter tätiger Mitarbeit unſerer kleinen Fraktion tüchtig vor
wärts. Zunächſt nahm Genoſſe Dr. Liebknecht Veran-
laſſung, auf die unerhörte Spitzel wirtſchaft hinzu-
weiſen, die ſich zur Spionage der polniſchen Bevölkerung im
Oſten breitmacht. Um ihre Exiſtenz zu rechtfertigen, ver-
ſchmähen es dieſe ſauberen Herren nicht, mit gefälſchten Be

richten und Ueberſedungen zu arbeiten. Einer dieſer agents
provocateurs, der kürzlich entlarvt worden iſt, der Pole
Rakowoski, hat ſelbſt zugeſtanden, daß er mit Wiſſen und Willen
der politiſchen Polizei in Poſen gefälſchte Berichte über aller
hand angeblich hochverräteriſche Kongreſſe in Lemberg und
Krakau angefertigt hat. Eine Regierung, die auf Würde hält,
müßte nichts Eiligeres zu tun haben, als eine rüchkſichtsloſe
Unterſuchung anzuſtellen, wenn ſie ſich nicht dem begründeten
Vorwurf ausſetzen will, ſolche Niederträchtigkeiten und Schmu-
tzereien niederer Polizeiorgane zu billigen.

Die Angriffe gegen unſere Wahlrechtsdemonſtra
tionen im allgemeinen und gegen die Frankfurter Demon-
ſtration im beſonderen, die von Rednern aller bürgerlichen
Parteien erhoben worden waren, wies Genoſſe Dr. Liebknecht
an der Hand der tatſächlichen Vorkommniſſe und unter Bezug-
nahme auf die Gerichtsverhandlung gegen den Genoſſen Herget
zurück, die bekanntlich mit einer großen Blamage für die Frank
furter Polizei geendet hat. Er bezog ſich auch auf das Urteil
der überwiegenden Mehrheit der bürgerlichen Stadtverordneten
in Frankfurt a. M., die mit unſeren Genoſſen zuſammen das
Vorgehen der Polizei auf das ſchärfſte verurteilt habe. Die
freiſinnige Angſtmeierei vor Straßendemonſtrationen iſt in
zwiſchen gleichfalls durch die Macht der Tatſachen als unbe

aus bis in den November. Die Sozialdemokratie hatte in
Verſammlungen und beſonders im Volksblatt mit den ſchärf
ſten Worten proteſtiert und die Regierung herausgefordert
aber zum Trotz wurde die Wahl erſt zum 26. November enge
ſetzt, einige Tage vor der Eröffnung des Reichstags. Dieſen
ſkandalöſen Zuſtänden, dieſer brutalen Willkür der Regierung
ein Ende zu machen, beſchloß die ſozialdemokratiſche Fraktion

auf Antrag des Gen. Kunert einen Vorſtoß. Sie brachte
zum Etat des Reichskanzlers folgende Reſolution ein:

Der Reichstag wolle beſchließen: die verbündeten Re-
gierungen zu erſuchen, noch in dieſer Seſſion einen
Geſetzentwurf dem Reichstage zugehen zu laſſen, wonach der
8 8 des Wahlgeſetzes vom 31. Mai 1869 (Bundesgeſetz-Blatt
S. 145) dahin ergänzt wird, daß die einzelnen Neu
wahlen, die während einer Legislaturperiode notwendig
werden, innerhalb eines Zeitraums von 60 Ta-
gen nach Erledigung des Mandats vorgenommen werden
müſſen.

Die Zuſtimmung des Reichstags zu dieſem Antrage ſollke
gründet widerlegt worden, denn mit den ſozialdemokratiſchen j als ſelbſtverſtändlich erſcheinen, da bekanntlich nach der Ver
Maſſen zuſammen haben am Sonntag in Berlin auch liberale
Führer mit liberalen Maſſen Straßenkundgebungen ſogar vor
dem königlichen Schloß abgehalten. Manchem Kommunalfrei-
ſinnigen wird freilich dabei eine Gänſehaut überlaufen haben,
wie unſer Redner Herrn Caſſel gegenüber richtig bemerkte.
Dafür kann ſich Herr Caſſel tröſten mit dem Lob, das ihm einer
der Erzreaktionärſten, der Freiherr v. Zedlitz, geſpendet hat.
Man ſieht auch hier wieder einmal, daß die liberalen Wähler
weit vernünftiger ſind als ein großer Teil ihrer Führer.

Der Miniſter hielt es nicht für notwendig, in die Debatte
einzugreifen, ſondern überließ es ſeinem Unterftaatsſekretär,
unſerem Redner zu antworten. Da ſich an dem Ausgang des
Prozeſſes Herget nun einmal nicht rütteln läßt, klammerte er
ſich an den letzten Strohhalm und hofft alles von den weiteren
Frankfurter Gerichtsverhandlungen. Natürlich fehlte auch der
übliche Angriff auf die Führer, die ſich hinter der Front be-
funden hätten, nicht, und liebevoll nahm ſich der Unterſtagts-
ſekretär der angegriffenen Poſener Polizei an. Dann begann
ein förmliches Wettrennen aller bürgerlichen Parteien um die
Gunſt der Gendarmen und Polizeibeamten, die ſich ja bei den
letzten Demonſtrationen als ſo „tüchtig“ erwieſen haben. Auch
in dieſem Jahre beantragte unſere Fraktion die Streichung
der für geheime Ausgaben im Jntereſſe der Polizei ge-
forderten 300 000 Mark und die Beſeitigung der poli-
tiſchen Polizei überhaupt. Genoſſe Hirſch be-
kämpfte noch einmal dieſen Korruptionsfonds, der Preußen zur
Schande gereicht, mit den ſchärfſten Worten, aber er predigte
tauben Ohren. Gegen die Stimmen unſerer Genoſſen und der
Freiſinnigen und Polen wurde die Summe bewilligt. Und zur
Abſchaffung der politiſchen Geheimpolizei konnten ſich nicht ein
mal Freiſinnige und Polen aufſchwingen.

eine lange Debatte über das heutige
Der Zentrumsabgeordnete Dr. Faß

bender und in noch ſchärferer Weiſe unſer Genoſſe
Stroebel kfritiſterten die heutige Fürſorgeerziehung und
forderten eine beſſere Ausbildung der Lehrkräfte und vor allem
eine gründlichere Kontrolle. Beſonders Genoſſe Stroebel wies
an den beſchämenden Vorkommniſſen in Mielczin und in der
Blohemeſchen Wildnis nach, wie ſehr das heutige Syſtem ver
ſagt habe und wie notwendig eine durchgreifende Aenderung
iſt. Se die Regierung mußte die Notwendigkeit einer
beſſeren Vorbildung der Pfleger zugeben. Der Etat wurde
ſchließlich bewilligt. Am Dienstag kommt der Bergetat an
die Reihe.

Zum Schluß gab es
Fürſorgeelend.

Gegen die Wahlverſchleppungen.
Bekanntlich haben im vorigen Sommer eine Reihe von

Reichstagserſatzwahlen ſtattgefunden, die die Regie-
rung aus Furcht vor der Empörung der Wähler über den
Steuerraubzug ins Endloſe verſchleppte. Beſonders kraß
war das Beiſpiel in Halle. Der Abg. Schmidt ſtarb am
7. Juni, und die Regierung verſchleppte und verzerrte die
Wahl über den Juni, Juli, Auguſt, September, Oktober hin-

a Wvarenka Oleſſoff. Wechdr. vers.
Novelle von Maxim Gorki. Aus dem Ruſſiſchen übertragen

von Helene Schütky

„Nun bitte, ſo erwidern Sie doch,“ ermunterte ſie ihn
lächelnd. „Sie wollen mich natürlich widerlegen

„Jch werde verſuchen, es zu tun. Vor allem ſagen Sie mir,
welche ruſſiſchen Schriftfteller Sie geleſen haben

„Verſchiedene übrigens ſind ſie ja doch alle gleich. Da
iſt zum Beiſpiel Saljas er ahmt die Franzoſen nach, aber
ſchlecht. Und übrigens hat er auch ruſſiſche Helden, und kann
man denn über dieſe inter t Dann habe ich
noch viele andere geleſen Mordgzoff, Markewitſch, Paſuchin
mir ſcheint, man kann ſchon an ihren Namen hören, daß ſie nicht
ut ſchreiben können. Haben Sie nichts von Paſuchin geleſen
och auch nichts von Fortuné de Boigobiers? Ponſon de

Terrail? Arſöne Gouſſeé? Pierre Saconnée? Dumas, Ga-
beauru, Bornat? Wie ſchön ſind ſie alle, mein Gott! Warten
Sie wie Sie etwas? Mir gefallen in den Romanen
immer die Böſewichter am beſten, welche ſo geſchickt allerlei
heimtückiſche Fallen ſtellen, morden, vergiften ſie ſind klug
und ſtark und wenn ſie zum Schluſſe gefangen werden
dann ergreift mich ein förmlicher Zorn, ſo daß mir manchmal
ſogar die Tränen kommen. Alle haſſen den Böſewicht, alle
ſtchen gegen ihn er ſteht allein wider alle! Das iſt in
Wahrheit ein Held! Aber die andern, gutartigen, die wer-
den langweilig, wenn ſie ſiegen Und überhaupt im allge-
meinen, wiſſen Sie, gefallen mir die Menſchen nurx, wenn ſie
mit Gewalt etwas erreichen, irgend wohin gehen wollen,
etwas ſuchen, erſtreben, ſich darum quälen doch wenn ſie
ihr Ziel erreicht haben und ſtehen bleiben, dann hören ſie auf,
intereſſant zu ſein dann werden ſie geradezu langweilig!

Erregt und vielleicht auch ſtols auf das, was ſie ihm geſagt
hatte, ging ſie langſam neben ihm her, mit anmutig gehobenem
Kopfe und leuchtenden Augen.

Er ſah ihr ins Geſicht und, indem er nervös ſeinen Schnurr
bart zwirbelte, ſuchte er nach Ausdrücken, um ſofort ihren
Verſtand von der dichten ihn bedeckenden Staubſchicht zu be-
freien. Doch trotzdem er ſich verpflichtet fühlte, ſie zu wider
legen, hätte er doch gern noch länger jhr naives, eigenartiges
Geplauder angehört, ſie gern noch länger ſo begeiſtert von
ihren Ausſprüchen und ſo aufrichtig ihm ihr Hnneres er-
ſchließen ſehen. Er hatte noch niemals derartige Reden ge-
hört; ſie waren ungeheuerlich und unmöglich in ſeinen Augen,
doch zugleich harmonierte alles, was ſie ſprach. aufs voll
kommenſte mit ihrer einigermaßen wilden Schönheit. Er ſah
einen ungeſchliffenen Verſtand vor ſich, der ihn durch ſeinen
Mangel an Bildung verketzte, und zugleich eine hinreißend

ſchöne Frau, die ſeine Sinnlichkeit erregte. Dieſe beiden
widerſprechenden Gewalten ſtürmten auf ihn ein und er mußte
ihnen etwas gegenüberſtellen, ſonſt, das fühlte er, konnten ſie
ihn aus dem gewohnten Gleiſe ſeiner Stimmungen und An
ſchauungen bringen, in denen er bis zu der Begegnung mit ihr
ſo ruhig gelebt hatte. Er beſaß eine klare Logik und verſtand
ausgezeichnet mit Leuten ſeines eigenen Schlages zu dispu-
tieren. Doch wie ſollte er mit ihr reden, was zu ihr ſagen, um
ihren Verſtand auf den rechten Weg zu bringen und ihrer
von dummen Romanen, ſowie durch den Verkehr mit Bauern,
mit dieſem Soldatendiener, dieſem trunkſüchtigen Vater ver-
unſtalteten Seele eine Wohltat zu erweiſen?

„Uff, was habe ich alles zuſammengeredet!“ rief ſie aufs-
atmend. „Es iſt Jhnen gewiß langweilig geworden, ja?“

„Nein, das nicht, aber t„Sehen Sie, ich bin ſehr froh, daß Sie da ſind. Ehe Sie
kamen, hatte ich niemand zum Sprechen. Jhre Schweſter, ich
weiß es wohl, hat mich gar nicht gern und iſt immer gleich
böſe auf mich wahrſcheinlich, weil ich meinem Vater
Schnaps gebe, und auch vielleicht, weil ich Nikon geſchlagen
habe.“

Geſchlagen! Ach, aber„Sie?!
tun?“

Sehr einfach, ich habe ihn mit Papas Reitpeitſche gehauen,
das iſt alles! Es war gerade Dreſchzeit, verſtehen Sie, und
furchtbar viel zu tun, und er, das dumme Vieh, war betrunken!
Da wurde er wütend!

wie konnten Sie das

Wie konnte er ſich unterſtehen, ſich zu
betrinken, wenn die Arbeit brannte und ſeine Augen überall
nötig waren Dieſe Bauern, ſie

„Aber hören Sie, Warwara Waſſiljewna,“ ſprach er ſo ein
dringlich und ſo weich er konnte, „iſt es denn gut, einen Diener
zu ſchlagen? Jſt es vornehm? Denken Sie doch! Schlager
denn etwa die Helden, welche Sie ſo ſehr bewundern, ihre
ergebenen Diener Aium Beiſpiel den Sadi-Koko?“

„O, und oh! Graf Louis hat Koko einſtmals eine ſolche Ohr
feige verſetzt, daß mir der arme Kerl ganz leid tat. Und was
ſollte ich denn mit ihnen anfangen, wenn ich ſie nicht ſchlagen
möchte? Es iſt nur gut, daß ich es überhaupt kann denn
ich bin ſtark! Fühlen Sie einmal, was für Muskeln ich habe!“

Jhren Arm, im Ellbogen liegend, ſtreckte ſie ihm dieſen
ſtols entgegen. Er legte ſeine Handfläche auf ihren Oberarm
und drückte ſeine Finger feſt hinein, dann beſann er ſich ſo-
gleich und ſah ſich verwirrt und feuerrot im Geſicht unwill-
kürlich nach allen Seiten um. Doch überall ſtanden nur die
Bäume ſchweigend umher

Er war im allgemeinen gar nicht ſchüchtern mit Frauen, doch
dieſes junge Mädchen machte ihn durch ihre Einfachheit, ihr
Vertrauen dazu, obgleich ſie ein für ihn gefährliches Feuer
in ihm entfachte.

„Sie haben eine beneidenswerte Geſundheit,“ ſagte er, auf-
merkſam und nachdenklich ihre kleine ſonnverbrannte Fauſt

nicht mehr anders ging als einzuſchreiten. Der

faſſung bei Auflöſung des Reichstags Neuwahlen inner-
halb 60 Tagen vorgeſchrieben ſind. Daß dieſer ſelbe Grund
ſatz auch für einzelne Erſatwahlen zu gelten habe, er-
ſcheint notwendig, um die Regierungswillkür zu brechen.

Die Gemeingefährlichkeit der Polizei.
Am Sonnabend nachmittag fand in Berlin eine Schöffenge-

richtsverhandlung ſtatt, in der ſich wiederum eine Anzahl Ver-
haftete aus der Ferrer- Verſammlung vom 19. Oktober v. J.
zu verantworten hatten. Bekanntlich wurde damals nach
Schluß der Verſammlung das Publikum von der Polizei einge
keilt, und eine große Anzahl Perſonen wahllos verhaftet, die
man nachher wegen „Widerſtands gegen die Staatsgewalt“ und
„groben Unfugs“ auf die Anklagebank ſchleppte. Am Sonn-
abend hatten ſich vier von dieſen Verhafteten zu verantworten.

Wie ſie zu der Anklage gekommen ſind, ſchildert am treffend-
ſten der Angeklagte Zwinkmann, ein ganz unbeteiligter Mann,
der zufällig in den Menſchenknäuel hineingeraten war. Er
ſagt, daß das Gedränge dadurch entſtanden ſei, daß berittene
Schutzleute, auf den Bürgerſteig ſprengend, die Menge vor
ſich hertrieben. Frauen ſeien dabei von den Hufen der Pferde
getreten worden, ſo daß große Aufregung entſtand. Auch von
der anderen Seite ſei dann eine Schutzmannskette vorgerückt,
ſo daß es kein Vor noch Rückwärts gab. Nun habe ein Poli-
zeibeamter kommandiert: „Die Bande zuſammenge-
trieben und „Jeder ſich einen faſſen“. Zwink-
mann wollte dem Gericht auch erzählen, wie die Feſtgenomme-
nen auf der Wache behandelt worden ſeien. „Na, Jhr Kerls
habt wohl keine Bleibe,“ habe ein Leutnant ſie angeredet. Doch
der Vorſitzende winkte ab: „Schön, ſchön, das geht uns
nichts an.

Die Beweisaufnahme ergab die völlige Richtigkeit dieſer
Darſtellung. Schutzmann Schülke wußte nicht, ob irgend einer
der Angeklagten irgend etwas getan habe. Er meinte: „Der
Haufen war zuſammen, und den Haufen haben wir ge
nommen.“ Ein Wachtmeiſter wollte das Eingreifen der
Polizei rechtfertigen. Ein Berittener ſei mit ſeinem Pferde
geſtürzt, die Menge ſei in hellen Jubel ausgebrochen, ſo daß F

ertei
diger ergänzte dieſe Ausſage dadurch, daß er unter Beweis
ſtellte, jener Berittene ſei geſtürzt, als er, aufs Trottoir ſpren
gend, eine Frau attakieren wollte.

Bei dieſer Sachlage ſprach das Gericht ſämtliche Angeklagte
frei, und übernahm auch die Verteidigungskoſten auf die
Staatskaſſe. Verurteilt war allein die Polizei.

Deutſches Reich.
Wilhelm II. und die Straßendemonſtranten. Eine Ber

liner Lokalkorreſpondenz hatte behauptet, daß Wilhelm II.
ſelbſt angeordnet habe, man möge die Demonſtranten am
Schloſſe vorbeiziehen laſſen. Von anderer Seite wird aber
dieſe Behauptung entſchieden und wahrſcheinlich mit Recht

betrachtend, welche eine e des Kleides auf der Bruſt zurecht
legte. „Und ich glaube, daß Sie auch ein ſehr gutes Herz
haben,“ entfuhr es ihm unerwartet für ihn ſelbſt.

„Jch weiß nicht,“ entgegnete ſie, den Kopf ſchüttelnd. „Kaum
wenigſtens habe ich keinen Charakter: denn manchmal tun

mir ſogar Leute leid, die ich gar nicht gern habe.“
„Manchmal nur?“ lächelte er. „Aber ſie ſind doch immer

des Mitleids, der Teilnahme würdig
„Weshalb denn?“ fragte ſie gleichfalls lächelnd.
„Ja, ſehen Sie denn etwa nicht, wie unglücklich Sie ſind

Nun, nehmen Sie mal 3 Jhre Bauern! Wie e iſtihr Leben! Wie viel üngerechtigkeit, Kummer und Qual

müſſen ſie S her nd ſie ſ fDas entfuhr ihm mit großer Wärme, u ie ſchaute auf
merkſam in ſein Geſicht, als ſie ſprach: „Sie müſſen ſehr
gut ſein, daß Sie ſo ſprechen. Doch Sie kennen die Bauern
eben nicht, haben nicht auf dem Lande gelebt. Sie ſind unglüg
lich, das iſt wahr doch wer iſt daran ſchuld? Sie ſind ja
e ſchlau, und niemand würde ſie daran ern, glücklich zu
ein.“
„Aber ſie haben ja nicht einmal Brot genug, um ſatt zu

werden.“
„Ja freilich! Sind ſie doch auch eine ſolche Menge!“
„Ja, ſie ſind viele! Aber es iſt auch viel Erde da Gibt

es doch Leute, welche zehntauſend Deßjätinen Land beſitzen.
Wieviel haben Sie zum Beiſpiel?“

„Fünfhundertdreiundſiebzig Nun, was ſoll das? Mei-
nen Sie wirklich nun, hören Sie mal! Meinen Sie im
Erxnſte, daß man ihnen davon abgeben ſollte

Sie ſah ihn mit einem Blicke an, wie Erwachſene ein kleines
Kind anſchauen, und lachte dabei leiſe. verwirrte und
verdroß dies Lachen. Jn ihm brannte der Wunſch, ſie von ihren
Verſtandsirrtümern zu überzeugen.

Und er begann ihr in den abgeriſſenen ſcharfen Worten zu
reden von der ungerechten Verteilung der Reichtümer, von der
Rechtloſigkeit der Mehrzahl der Menſchen, von dem verhängnis
vollen Kampfe ums Daſein, um ein Stück Brot, von der Macht
der Reichen und der Ohnmacht der Armen und vom Verſtand

dem Führer des Lebens, der durch jahrhundertelange Un
wahrheit und dunkle Vorurteile, welche nur der begüterten
Minderheit der Menſchen Vorteile brächten, unterdrückt worden
ei.f Sie ſchwieg, neben ihm herſchreitend,

gierig und erſtaunt an.
Um ſie her herrſchte die dämmerige Stille des Waldes, jene

Stille, durch welche alle Leute gewiſſermaßen nur hingleiten,
ohne die melancholiſche Harmonie zu ſtören. Die Blätter der
Eſpen bebten leiſe, gerade als ob die Bäume etwas erwartea
ten, das ſie leidenſchaftlich erſehnten.

und ſah ihn neu

(Fortſetzung folgt.)
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hucht, Kreplin, hat

dementiert. Sie dürfte ebenſo unrkchtig ſein, wie ein anderes
hartnäckig auftretendes Gerücht, wonach Wilhelm II. der Ver
faſſer jener Kundmachung vom 13. Februar ſein ſoll, worin
„Waffengebrauch“ in Ausſicht geſtellt und Neugierige gewarnt
wurden.

Wer begnadigt wird. Der Amtsrichter Pfankuch in
Lobſens (Poſen), der vor einigen Monaten zu ſechs Mo
naten Gefängnis verurteilt wurde, weil er einen an
ihn gerichteten Zahlungsbefehl beiſeite gelegt hatte, iſt jetzt,
nachdem ſeine Reviſion vom Reichsgericht verworfen worden
iſt, von Wilhelm II. zu 14tägiger Feſtungshaft begnadigt
worden.

Eine demokratiſche Sezeſſion (Abſchlitterung). Die
Deutſche Volkspartei für das Königreich Bayern tagte am
Sonntag in Würzburg, um zu der liberalen Fuſion Stellung
zu nehmen. Die Auseinanderſetzungen waren ziemlich heftiger
Natur, und ehe es noch zur Abſtimmung darüber kam, ob der
Berliner Einigungsparteitag beſchickt werden ſolle, erklärten
die Vertreter der demokratiſchen Organiſationen in Nürn-
berg, Erlangen, Hersbruck, Fürth und Schwabach
ihren Austritt aus der Partei. Die zurückgebliebenen Dele
gierten ſprachen ſich dann für die Fuſion und damit auch für
die Beſchickung des Einigungsparteitages aus.

Dernburg wird verklagt. Der Bürgermeiſter von Lüderitz
den Staatsſekretär des Kolonigalamtes,

Dernburg, wegen Beleidigung verklagt. Die Beleidigung
wird darin erblickt, daß Herr Dernburg den Lüderitzbuchter
Bürgermeiſter mit dem Diamantenſchwindel in Ver-
hindung gebracht hat.

OeſterreichUngarn.
Sozialdemokratiſche Parlamentsarbeit.

Für die Arbeitsloſen tritt der ſozialdemokratiſche Ver
band des am 24. Februar wieder zuſammengetretenen Reichs
rats ein in einer Jnterpellation, die unter Hervorhebung der
kapitaliſtiſchen Urſachen der Arbeitsloſigkeit und mit Hinweis
auf die in anderen Ländern unternommenen Arbeitsloſenfür-
ſorge an die Regierung die Frage richtet, ob ſie bereit iſt,
öffentliche Arbeiten und Lieferungen in möglichſt großem Um-
fang und möglichſt ſchnell zu vergeben und den Unternehmern
die Pflicht aufzuerlegen, die Arbeiter nicht länger als 8 von 24
Stunden und zu den durch die Gewerkſchaften feſtgeſetzten Be-
dingungen zu beſchäftigen; ferner den Gewerbebehörden die
Bewilligung zur Ueberſtundenarbeit zu unterſagen; ſchließlich,
was ſie zur Linderung des Elends der Arbeitsloſen und zur
Unterſtützung kommunaler Einrichtungen zu ihren Gunſten zu
tun gedenke.

Jn derſelben Richtung liegen die Jnterpellationen, die eine
möglichſt raſche Jnkraftſetzung des abgeſchloſſenen Handelsver-
trags mit Rumänien und die Beſchleunigung bezw. Einleitung
weiterer Verhandlungen mit den übrigen Balkanſtaaten, mit
Frankreich und den wichtigſten amerikaniſchen Ländern be-
zwecken; ebenſo die ſozialdemokratiſchen, ſeit langem im
ſozialpolitiſchen Ausſchuß ruhenden Anträge auf ſchrittweiſe
Einführung des Achtſtundentags, auf Einführung des Acht-
ſtundentags in Betrieben mit nnunterbrochener Arbeitszeit, den
Achtſtundentag im Bergwerk, die Regelung der Arbeitszeit in
Bäckereien und in Gaſt und Schankwirtſchaften, deren ſchleu-
nige Erledigung der Verband nun mit allem Nachdruck zu be-
treiben beſchloſſen hat.

Zur Linderung der Teuerung haben die ſozialdemo-
kratiſchen Mitglieder des Teuerungsausſchuſſes weiter be-
antragt: Errichtung von Verkaufsſtellen für Brennholz aus
den Staatsforſten Galiziens und Aufhebung der inneren Ver
zehrsſteuern; Aufhebung des Zuckerzolls; Erſatz des Tiroler
Getreideaufſchlags durch andere Einnahmen; Ausgeſtaltung
der amtlichen Preisſtatiſtik nach beſtimmten, näher bezeichneten
Grundſätzen; ſchließlich zur Einſchränkung der Arbeitsloſigkeit
neben den oben bezeichneten Forderungen: ſtärkere Heran-
ziehung einheimiſcher Arbeiter mit höherer Lebenshaltung; er-
mäßigte Eiſenbahntarife für auswärts beſchäftigte Arbeiter;
Vorlegung von Material über die Arbeitsloſenverſicherung und
die Unterſtützung der gewerkſchaftlichen Arbeitsloſenverſicherung

und Arbeitsvermittlung. MAuch die Vertreter der Fraktion, die mit dem Miniſterpräſi-
denten Bienerth die parlamentariſche Lage beſprachen,
haben die Erledigung der längſt geſtellten ſozialpolitiſchen An
träge und die energiſche Beſchleunigung der Verhandlung der
Sozialverſicherung als die Hauptaufgabe der wieder aufge-
nommenen parlamentariſchen Arbeit erklärt. Durch die, vor-

nehmlich auf das Drängen unſerer Genoſſen am Ende der letz
ten Tagung geſchaffene Geſchäftsordnungsreform, die den fri-
volen Obſtruktionsmachern das Handwerk gelegt hat, wie durch
die, etwas gewaltſam vollzogene Abſchiebung des deutſchen
„Landsmannminiſters“ Schreiner dürfte nun auch etwas
Zeit und Stimmung für ernſte parlamentariſche Arbeit ge-
wonnen ſein. Mit der Freilaſſung des Amtes der Lands-
mannminiſter auch der Poſten des tſchechiſchen bleibt unbe
ſetzt ſchwindet ein Hindernis ſachlicher Arbeit. Denn dieſe
Miniſter, die keine eigentlichen Amtsgeſchäfte zu erledigen
haben, ſind naturgemäß der Mittelpunkt ſtets neuer nationaler
Zänkereien und namentlich eines auf die Paritätsforderungen
geſtützten Korruptionsſyſtems, da jede Nation möglichſt viele
Beamtenpoſten zu beſetzen ſucht und die intrigierenden Streber

die ſich mit ihrem Nationalgefühl an den Laden legen, dabei
natürlich bevorzugt werden. Dabei iſt Schreiner, der ſich ſelbſt
durch ein Syſtem von Erpreſſung durch ſelbſtbeſtellte Tele
gramme deutſcher Vereine zum Miniſter hinaufgeſchwindelt
und bisher als ſolcher erhalten hatte, ſelbſt eine widerliche Kor-
ruptionserſcheinung. Sein Verſchwinden wird wohl in den
Kreiſen der gewerbsmäßigen nationalen Verhetzer als ein
Schlag gegen das Deutſchtum bezeichnet. Tatſächlich aber iſt
es, ebenſo wie das Verſchwinden des tſchechiſchen Landsmann-
miniſteriums, die Erleichterung des Wegs zur ehrlichen und
ſachlichen parlamentariſchen Arbeit.

Arbeiterinnen, ſchutz“.
Jn Ausführung des am 26. September 1906 in Bern abge-

ſchloſſenen internationalen Uebereinkommens hat die Regierung
dem Abgeordnetenhauſe nun endlich einen Geſetzentwurf zur
weiteren Einſchränkung der Nacht arbeit der Frauen vor-
gelegt. Danach ſoll in Betrieben mit mehr als zehn beſchäftig-
ten Perſonen (ausgenommen das Gaſt- und Schankgewerbe)
die Beſchäftigung von Arbeiterinnen in der Zeit von abends 8
bis morgens 5 Uhr verboten ſein. Die Nachtruhezeit ſoll minde-
ſtens 11 Stunden betragen. Bei drei achtſtündigen Arbeits-
ſchichten ſoll die Nachtgrenze bis auf 10 Uhr verſchoben werden
können. Bei unvorhergeſehenen, nicht periodiſch wiederkehren-
den Betriebsſtörungen infolge höherer Gewalt finden dieſe Be-
ſtimmungen für Arbeiterinnen über 16 Jahre keine Anwen-
dung. Ebenſo kann im Verordnungswege dauernd zur Ver-
hütung des Verderbens von Rohſtoffen vom Handelsminiſter
das Verbot außer Kraft geſetzt und in Saiſon
Jnduſtrien für 60 Tage im Jahre durch die untere
Verwaltungsbehörde die Nachtruhe auf zehn Stunden verkürzt
und ihr Beginn bis auf 19 Uhr verſchoben werden: beides nur
für Arbeiterinnen über 16 Jahre. Von einer Verkürzung der
ſeit 1885 auch für Frauen beſtehenden elfſtündigen Fabrikarbeit
iſt ebenſowenig die Rede, wie von der Ausdehnung des Schutzes
auf Kleingewerbe, Heimarbeit oder Landwirtſchaft. Alſo eine
höchſt magere, noch dazu durch viele Ausnahmen entwertete Re-
form!

Frankreich.
Gegen die Verurteilung Herves

beginnt ſich eine ſtarke Proteſtbewegung zu entfalten.
Eine von den ſozialiſtiſchen Studenten einberufene Maſſen-
ver ſammlung erhob nach den Darlegungen namhafter
Redner aufs ſchärfſte Proteſt gegen das Urteil. U. a. wurde ein
Brief Preeſenſés, des Präſidenten der Geſellſchaft zum
Schutz der Menſchenrechte, verleſen, der die Sittenpolizei als
cine Organiſationder Tyrannei, der Erpreſſung und
Fäulnis kennzeichnete und betonte, daß mit dieſem Urteil die
Juſtiz der Republik hinter die der vergangenen monarchiſchen
Regierungsformen zurückgehe. Jntereſſant war auch die Mit-
teilung eines Redners, daß er früher mehrfach noch ſchärfere
Artikel geſchrieben habe und vor Gericht von demſelben
Briand, unter deſſen Miniſterium dieſes gehäſſige Ver
fahren eingeleitet wurde, verteidigt und danach freigeſprochen
worden ſei.

Amerika.
Polizei gegen Streikende.

Aus Bethlehem im Staate Pennſylvanien wird gemel-
det, daß die Polizei mehrmals gegen die ſtreikenden Arbeiter,
die zumeiſt ungariſcher Nationalität ſind, vorging, wo
bei zahlreiche Perſonen Verletzungen erlitten.
Ein ſchwerverletzter Arbeiter iſt inzwiſchen geſtorben. Erſchoſ
ſen wurde ein Ungar, der mit dem Meſſer auf die Beamten
eingedrungen ſein ſoll.

Jn Kenſington, dem Fabrikdiſtrikt von Philadelphia,
beging die Polizei gleichfalls ſchwere Ausſchreitungen. Durch

W

Schüſſe wurde ein Knabe getötet. Jnsgeſamt ſind 60 Per
ſonen ſchwer verletzt. Die 140 Vereine mit 125 000 Mitgliedern
vertretende Gewerkſchaftszentrale Philadelphias beſchloß, für
den 5. März einen Sympathieſtreik für die ausſtändigen
Straßenbahner.

Auf dem Wege zur Arbeiterpartei.
Die unerhörte Entſcheidung in dem Boykottprozeſſe gegen

den amerikaniſchen Hutmacherverband, der ſoeben zu
220 000 Dollar Schadenerſatz verurteilt wurde, ſcheint
wirklich für die dortigen Gewerkſchaften der Anlaß zu werden,
neue Bahnen einzuſchlagen. Das Neuyorker Gewerkſchafts-
kartell, das dieſe Frage in einer beſonderen Sitzung verhandelte,
beſchloß, an Gompers und die übrigen Gewerkſchaftsführer
die Aufforderung zu richten, ſofort zur Gründung ciner u n-
abhängigen Arbeiterpartei nach dem Vorbilde der
engliſchen Arbeiterpartei zu ſchreiten. Die Neuyorker hoffen,
daß ſich alle größeren Gewerkſchaftskartelle dieſem Beſchluſſe
anſchließen werden. t

Aus der Partei.
Oeſterreichiſche Märzfeſtſchrift.

Die Märzſchrift der öſterreichiſchen Sozialdemokratie iſt ſo-
eben erſchienen. (Wiener Volksbuchhandlung, Jgnaz Brand u.
Ko., Wien VI.) Das Titelblatt iſt mit dem Bilde eines heroi-
ſchen Arbeiters geſchmückt, der „mit dem Hammer philoſo-
phiert“. Das Blatt iſt die Arbeit eines begabten jungen Malers.
Jm übrigen iſt ſowohl im Text wie in den Jlluſtrationen der
hiſtoriſche Stil feſtgehalten. Wiener Lithographien aus dem
Jahre 1848, darunter eine große farbige, die den Kampf in
der Jägerzeile darſtellt, ſchmücken die Feſtſchrift reichlich. Jm
Texte ſind Marx' berühmte Schilderungen der Wiener Oktober-
tage nachgedruckt, daneben vergeſſene ſchöne Gedichte von Alfred
Meißner und Eduard von Bauernfeld. Ein Dokument aus dem
Vormärz, die Briefe eines Lebzeltergehilfen, zaubert die Atmo-
ſphäre von 1848 vors Auge. Ein ſehr leſenswerter, hiſtoriſcher
Aufſatz von Hugo Schulz: Die Wiener auf der Barrikade, be
ſchließt die höchſt leſenswerte Feſtſchrift.

Briefkaſten der Redaktion.
K. H., Kroſtiz. Jſt das Mädchen 8 Jahre in die Schule ge

gangen, muß es entlaſſen werden. Eine Konfirmation iſt völlig
überflüſſig.

K. W., Broſſen. Das Ganze iſt ſelbſtverſtändlich Schwindel,
auf den niemand mehr hereinfallen ſollte.

B., 932. Erkundigen Sie ſich doch bei den Baugewerk-
ſchulen ſelbſt.

1000. Das Abſchreiben von Romanen und Umarbeitung in
Theaterſtücke nennt man Diebſtahl geiſtigen Eigentums und fällt
natürlich unter das Strafgeſetz. Das Beſte iſt, Sie unterlaſſen das.

Zwei Streitköpfe, Landsberg. So iſt es.
B. W. 100. Wenden Sie ſich an einen dortigen Anwalt.
H. G. 1. Jm preußiſchen Heere werden Juden nicht als Offi

ziere gewählt.
H. G. N. Während der Dauer militäriſcher Uebungen ſind

keine Steueru zu zahlen.
Dürreuberg. Berufen Sie ſich auf Jhren Vertrag und fordern

Sie die Zurück;ahlung des Geldes
H. B. 10. Wenn Sie die Waren wirklich gekauft haben, dann

Sie auch zahlen. Auf die Nebenumſtände kommt es
nicht an.

F. W. R. Eingetragene Vereine können bei der Gemeindewahl
wählen. Wenn der Konſumbverein nicht in der Wählerliſte aufge
nommen worden iſt, ſo kann die Wahl beanſtandet werden.

r Nach dem Statut des Vereins werden Sie
zahlen müſſen.

100 W. Das entzieht ſich unſerer Kenntnis. Genaue Auskunft
dürfte Jhnen auf dem Landratsamt gegeben werden.

Zur Gründung einer eignen Preſſe in Zeitzer Kreiſe:

Zeitz. Vom Arbeiter- Geſangverein Rasberg 2,55, Altwaren
händler R. O. Br. 3, Arbeiter-Radfahrerverein Geußnitz 2,

Mark. A. Leopoldt.S ima. Gemütlicher Abend des Spielklubs Roter Ober g.
ark.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht und Par
teinachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaft
liches, Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales
Otto Niebuhr, für Provinzielles und Verſammlungs
berichte Walter Leopoldt, ſämtlich in Halle.

s Eurulinen- o
Reklame-Preisen.

Ein selten günstiges Angebot in d Tüll- Gardinen W nur bestbewährte, Vorzügliche Qualitäten. X

Serie l:

1

abgepasste Fenster, 100)(300, Stück M.

Serie II:
gute Qualität, 115 em breit, u. 39 Pf. gute Qualität, 130 em breit, Iltr. 8 Pf.

abgepasste Fenster, 110)(275, Stück 2 M.

Serie III:

25

prima Qualität, 140 cm breit, Atr.

abgepasste Fenster, 130)(320, Stück 3 M.

Serie IV:
r f. beste Qualität, 140 om breit, Utr. S

75
abgepasste Fenster, 140)365, Stück M.

p. Erbstüll-Stores
130)(300 2

Pin50 osten achtel-Vitra en 35Stück 3 M. Foyer 9 2 Plägel M. e Filz- Garnituren 1
dreiteilig e 95 20202 212212598 Stück M.

Geschäftshaus J IL.EVWVIN
e

HALLE a. S., Marktplatz 2 und 3.
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Einer recht zahlreichen Beteiligung ſieht entgegen

C d
bziuldemolr. Verein m Hullk en

Donnerstag den 3. März 1910 abends 8 Ahr
im großen Saale des „Volksparks“, Burgſtraße:

Mitgliederverſammlung.
1. Vortrag des Redakteurs Genoſſen Niebuhr-Halle:

„Anſere Mittel im Wahlrechtskampfe.“
2. Diskuſſion.
3. Erledigung der geſtellten Anträge und Vereinsangelegenheiten.

Der Vorſtand

h e

Tagesordnung:

Ohne Mitgliedsbuch kein Zutritt. S

Dresdner Felsenkeller-

behaupten ihren seit über einem halben Jahrhundert erworbenen

Biere

guten Ruf.
S F. p.

JuwelierC W

w. W W

Gr. Ulrichstr. 41.
V Xenfirmanden- 55

Geschenke.

Waschgefässe
dauerhaft;billigſt. Mal. d. R.-Sp.V.

Zander, a
Hautunreinigkeiten

beſeitigt ſicher und ſchnell
Oßwald's Kräuter Teerſchmefelſeife

E. Osswald Nchfk.. Geiſtſt. 34
Spitzxxugeln, Honigk. mit
Schokol. überz., ff. Qualität
A. Hampèeée, Leipzigerſtr. 66
Mitol. d.Rab.-Spar-Vereins.

Hämorrhoiden!
Magenleiden!
Hautausschläge!

Kostenmlos teile ich auf Wunsch
jedem, welcher an Magen-, Ver-
dauungs- ung Stuhldeschwerdon,
Butstöckungen, towie an Hämor-
u flschten, offene Beine,

u 37 ete. leidet, mit, wieh atienten, die oft jahre-
lang mit solchen Leiden behafſtet
waren, von diesen làästigen Uebeln
schnell und dauernd befreit wurden.
Hunderte Dank undAnerkennungs- T c
schreiben liegen vor.

Krankenschwestor Klara,
Wlesbaden, Walkmählstrasse 26.

Achtung
Genoſſen! Heute Dienstag u.

Mittwoch ſtehen auf dem Sagn
hofe Mansfeild ſowie in meiner
Wohnung 200 Ztr.
jà Ztr. 1.90 Mk. zum erkauf
ebenſo Weizenſtroh à Ztr 27 5 Mt.

t Karl Beinroth. SHelbra.
nene

eischau.
S Schuhwaren

kaufen Sie gut u. billigſt bei

A. Burkharät,Schuhmgchermeiſter.

Mittwoch
Schlachtefest.

R. Welhmann,
Bernhardystrasss 35.

Morgen, Mittwoch,
Sohlaohtefest.
Früh 8Uhr: Wellfleiſch.
Otto Becker. Kröllwitz.

e

W

vartoſfein, h

W

e

Damentäschohen,
elegante neue Muster, haltbare Arbeit.

S, 7 Ritter, Leipzigerstr. 90

5 Prozent Rabattsparmarken.

x Total-Auvverlauf in Schubweren

findet vom l. März ab nur Bernburgersfrasse I5 statt,
und bietet sich eine günstige Gelegenheit für Konftrmanden

billige Schuhwaren einzukaufen
Hchuhwarenhaus Alexander

Bernburgerstrasse I5.

Nperein u Croſſen
nd Umgegend e. 6. m. 1. 5.

Bilunz
am Schlufſe des 3. e rie e 1909.

Vermögen Verpflichtungen z Tln Gerätelonto er Mietenkonio 35 00Sparkaſſengelderkonto Kautionsgelderkonto 1040 00Warenkonto 6388.49 a Warenkonto 970 35
b 279.53 2 Gehälterkonto 290 00Kaſſakontrollkonto- T 3 Mitgliederguthabenkonto 2489 24Kautionsgelderanlagetonto Reſervegeld erkonto 596 56

Rückvergürungskonto:
Vortrag aus dem Voriahre 100.00
Erübrigung pro 1909 3257.84 3357 84

Summa: 8808 99 Summa: 8808 99
Aus e tre

ſich um 22
Mitgl

Die Geſchäftsguthaben hat en
en 3 Mitglieder, Beſtand 90 Mitglieder.21.81 M. vermehrt, die Haftſumme um 90 Mk. vermindert,

letztere belief ſich auf insgeſamt 2700 Mt. Die Warenabgabe betrug diesmal 37 547.18 Mk.

Croſſen, den Februar 1910.

Konſumverein für Crofſen und Umgegend
(e. G. m. b. H.).

Franz Prüfer. Ernſt Müller Albert Gruner.
Jede en Mittwoch

schlachtefest.
Paul Marschall,

Be Rofenſtraße 2.
Zür die Inſerate verantwortlich: Rob., Jlgn e r. D

empfiehlt diele Partelschrikten vens zacrenaiang,

Feino Wurstwaren
aus erstklassigem Matoerial:

Ia. Braunsehwoiger
Schlackeurst i getes. Pfd.

Pfg.

Ia. Braunschweiger
Meattuurs

Delikate
Pfg.

Knackwurst wo pa.
Hochfeine

Cervelatwurst
Hochfeine

Salaml
Pa. Thüringer

u I
Pfd. Pfg.

zarte
gchinkenspeck, Sia Pfd.

ff. Thüringer

Rotwurst
Pfg.

Pfd. Pfg.

E. N.Kraue.

Sonder Angebot
gültig bis 31. März 1910.
Sehelene Bluſenwollene

werden zum Preiſe von

17

tadellos chem. gereinigt u. gebügelt.

„Galgenberg“
Dampfwäſcherei, Färberei,

em. Reinigung.

gen Kaninchen zu verk.
Ein kleiner Handwagen voll

ninchenmiſt iſt unentgeltlich ab
zuholen. Schlamm 3, part.

Oſt u. 6üdfrucht Geſchäft

im Zentrum der Stadt lle
gutgeh., Umſtände halber
oder 1. April für nur 300zu verkaufen. r henget,
unter: W. 90, Exped. d. Zeitung.

bartflechtentteernte
Garantie voller Heilung, wenn in
1 Woche kein E i ann koſtenlos.
W. Sock, Gr. Goſenſtr. 10, p.

Mringmaschinen, a. Fabrikat

Heubexehen von Gumwiwalren

bei Rud. Lange, Ammendorf.

Standesamtliche Nachrichten.

HalleSüd (Steinweg), 28. Febr.
Aufgeboten: Schloſſer Höne

und Marie Zehne (Spitze 9 und
Kleine Ulrichſtraße 15). Bau-
ingenieur Bölke u. Jda Hentſchke
(Büſchdorferſtraße 3 und Breite-ſreſe 27). Verſicherungsbeamte

Schulze und Marie Jürgens
e nggrrſergge 14 u. Beeſener
ſtraße Bergmann Müllerund Kinva Kayſer (Langenbogen

und Halle). Kutſcher Schmidt
und m Kölbel (Langengraſſau
und Kanena). lderBeyer und L. Haniſch (Halle und
Leipzig-Stötteritz).

Geboren: Arbeiter Utzelmann
T. (Steg 11). Maurer Freigang
S. (Spitze 20). Arbeiter Huth
T. (Steinbocksgaſſe 3 Müller
Laube S. (Merſebur erſtraße 53).
Schloſſer Lorenz S. (Merſeburger
ſtraße 64). Arbeiter Glöckner
aus We mar T. (Klinik). Schloſſer
Stumpf S. (Große Ulrichſtr 18).Steher Reinhardt Sohn
Schwetſchkeſtraße 16). TiſchlerOehmichen S. Schmiedſtr. 34).
Bauführer Jſenthal S. (Martin-ſtraße 14). Schmied Höpfner S.
(Anhalterſtraße 17). Stadtbahn-
ſchaffner Wahn S. (Landsberger-
ſtraße 11). Stadtbahnwagen
führer Sinrik S. (Raffinerie
ſtraße 16). Arbeiter Tänzer T.
(Meckelſtraße 26).

Geſtorben: Arbeiters Starke T T.
10 Mon. Glauchaerſtraße 37).
Lehrerin Malwi ine Schade, 59 J.
(Südſtraße 3). Sattier Hübner
aus Merſeburg, 28 J. (Klinit).
Bahnwärters Knoche aus Wans-
leben T., 8 J. (Klinik). Arbeiters
Lange aus Löderburg Ehefranu
Emilie geb. Täubert, 49 J. (Klinik).
Kaufmanns Schmidt T., 3 Wochen
Lauchſtädterſtraße 21). Geſchirr-
führers Pfeifer S., 1 J. (Lndwig-ſtraße 13. Schneider Morgen-
thal Ehefrau Alwine geb. Zimmer-
mann, 28 J. (Raffinerieſtraße, 18).

Halle-Rord (Gr. Brunnenſtr. 34a).
26. Februar.

Aufgeboten: Geſchäſtsdiener
Schneidewind und Helene Ziegen-
horn geb. Waldmann Harz 29).
Arbeiter Schaaf und Berta Sei-
fart (Cröllwitzſtraße 10 u. Eichen
dorffſtraße 24). Schneider Tri-bius u. Anna Dreſcher Frie drich
ſtraße 23 und Lafontaineſtr. 13.
Buchbinder Bandow und Martha
Hartnak (Böckſtraße 6 und Rich. I

Wagnerſtr. 18). Zeichner Buch
und Eliſabeth Grundke (Friedrich-
ſtraße 13 und Wilhelmſtraße 3).
Kaufmann Röber und ülbertine
Ballhauſen (Deſſauerſtr. 5 u. 9).

Kueſchlietzungen. Bauarbeiter
Rößler und Luiſe Reichelt Tro-
thaerſtraße 78). Arbeiter Müllerund Anna Böhme (Händelſtr. 29).

Geboren: Geſchirrfü er Voigt
Sohn (Sagleſtr. 7). Kellner Bos-
kugel T. (Fritz Reuterſtr. 3). Ar
beiter Fuchs S. (Gr. Brunnen-
ſtraße 30). Klempner Költſch S.
(Jägerplatz 8).

Geſtorben: Anna Hergt
Wiehe, 15 J. (DiakoniſſenhaMaurermeiſter lecke, 59

(Adolſſtr. Schneider Kr72 J. ergite 14).
Sennicke, 27 J. (Klausbergſtr

28. Februar
Aufgeboten Schmied Nie-mann und Noack Hohweidig und

Zietenſtraße 15). Maler Booſt
und Emilie Deparade geb. Degen-
hardt (Leſſingſtr. 21). Maurer-
polier Thomas u. Martha Weigt
geb. Kohlemann (Klausbergſtr. 6 a
und Sophienſtraße 42). Schloſſer
Rinck und Emma Naumann
Streiberſtraße 4 und Eichendorff
ſtraße 18).

Geboren: Koch Dietrich Tocht.
(Friedrichſtr. 29). Schloſſer Koppe

Kröllwitzerſtraße 8). Bäcker
Dölle T. (Eichendorffſtr. 17). Ar
beiter Möbius T. (Sophienſtr. 30).

Arbeiter Sondershauſen S. (Geiſt-
ſtraße 55). Maler Mallwitz S.
Humboldtſtr. 41).

Geſto. rhen: Vanunternehmer
Schönig.. 50 J. Köthenerſtr. 4).Major a. D. V. Skolnicki, 47 J.

Herderſtraße 10). Korbinachers
Renne S., 5 J. Adolfſtraße 9).Kaufmann Steppin, 30 J. (Witte
kindſtraße 49). Kutſchers Merkel
T., 1 M. (Friedrichſtraße 27).

Heute morgen verſchied nach
eiden unſerS kurzem, ſchwerem L

J ge eliebter
i

im Alter von 2 Jahren. J
Weißenfels, d. 1. März 1910.
Die tieſbetrübten Eltern

Otto Schatz.
J Eiwaige Kranzſpenden nach

der Pfeffermühle Nr. 3 erbeten.
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1. Beilage zum Volksblatt.
r. 51
Preußiſches Dreiklaſſenhaus.

20. Sitzung. Montag, den 28. Februar, vormittags 11 Uhr.
Auf der Tagesordnung ſteht die Fortſetzung der zweitenLeſung des Etats des Miniſterium Inber Sapitel ſ s des Jnnern,

„Polizeiverwaltung in den Provinzen“,

Abg. Dr. Liebknecht (Soz.):
Zum Fall Rakowski hat der Unterſtaatsſekretär erklärt, da

Rakowski von der Poſener Polizei c einige Zeit in
tiſcher Beziehung verwendet wurde, daß man ihn aber ſpäter
wegen ſeiner Unzuverläſſigkeit entließ. Rakowski hat mir
nun eine

wörtliche Ueberſetzung ſeiner Bekenntniſſe
übergeben und mir Beweismittel durch eine Anzahl anderer
Perſonen ſowie durch eine eidesſtattliche Verſicherung ver-
ſchafft. Ueber die Organiſation der politiſchen Poligei in
Poſen behauptet er auf Grund eines Dekrets des Miniſters
für innere Angelegenheiten, daß das Polizeibureau von Zacher
in Poſen
eine Zentrale für doiniſche, gelegenheiten und Spionage-

achen
ſei, an das alle Polizeiämter in Preußen ihr Material über
polniſche Angelegenheiten liefern müſſen. An der Spitze des
Bureaus ſtand der Kriminalkommiſſar Froſt, inoffigziell Ko-
peika d. h. Kopeke genannt, der früher Grenzgendarm war.

Eine Anzahl herumreiſender Spitzel
ſteht ihm zur Verfügung. Jn Beuthen gibt es ein Bureaufür oberſchleſiſche Angelegenheiten und provokatoriſche
Agitation unter Leitung des Polizeirats Maedler. Jn
Berlin gibt es auch eine große Anzahl von Spitzeln, die vom
Froſtſchen Polizeibureau geleitet werden. Dieſe Organiſa-
tion gibt unter anderem auch unter dem. Titel „Geſamtüber-
blick der polniſchen Tagesliteratur“ ein Amtswochenblatt her-
aus. Rakowski beſchuldigt ſich ſelbſt, wichtiges Material ge-
ſtohlen und der Polizei geliefert zu haben. Jn Poſen ſei er
bei der

Anfertigung falſcher Berichte
über allerhand politiſche Angelegenheit mit tätig geweſen.Wiederholt ſind Berichte aus Kemder oder Krakau von aller
hand Kongreſſen von Vertretern gegeben worden, die angeblich
dazu dorthin geſandt worden waren, während die Berichte

tratfächlich in Poſen fabriziert
wurden. (Hört, hört! b. d. Soz.) Jn Berlin ſoll unter Füh-
rung der Polizei auch ein rutheniſches Komitee zur Ueber-
wachung gegründet worden ſein. Ueber die falſchen Berichte,
die bezüglich des Nationalfonds und der nationalen Liga ge-
ſchrieben wurden, ließen ſich ganze Bücher ſchreiben. Froſt
habe gefälſchte Aufrufe in der polniſchen Preſſe verbreiten
laſſen. a hen e hat Miniſter v. Hammerſteinam 10. Mai 1904 einen ſehr blutrünſtigen Aufruf verleſen,
den die polniſchen Abgeordneten ſofort als gefälſcht bezeich
neten. Rakowski hat jetzt eingeſtanden, daß dieſer Aufruf von
einer ihm bekannten weiblichen Perſon fabriziert wurde.
(Gört! rt! b. d. Sos.) Froſt habe bald nachher das Origi-
nal des gefälſchten Aufrufs zerriſſen mit dem Bemerken, es
ſei beſſer, r ſolche Dokumente nicht exiſtieren. Froſt hat
i einen ziemlich hohen preußiſchen Orden erhalten,
Zacher wurde Polizeidirektor und bekam den ruſſiſchen St.
AnnenOrden. Rakowski erklärt auch, falſche Berichte über die
revolutionäre Bewegung in Galizien auf Veranlaſſung a
geſchrieben zu haben. Beſonders intereſſant iſt die Behaup-
tung des Froſt, daß er es für nötig hielt, der Regierung dar-
zulegen, daß die ruſſiſche Regierung über die internen preußi-
ſchen Verhältniſſe viel beſſer orientiert ſei als die deutſche.
(Hört, hört! b. d. Sogz.) Weiter wird zugegeben, daß ein Plan
iber angebliche Kriegsmanöver der Sokol in Galizien von
Rakowski mit einem anderen Herrn, deſſen Name dem
Miniſter zur Verfügung ſteht, gefälſcht ſei. Auch ſeien täg-
lich gefälſchte Berichte über die revolutionäre Bewegung im
Königreich Polen im Bureau des Froſt für das Miniſterium
in Berlin angefertigt worden.

Froſt ſoll einmal geſagt haben mit Sezug auf die er
weiſungen, die Rakowski und die anderen Spitzel erhielten:
„Wenn man ſo die kleinen Räder ſo drehen und ſchüren
muß, wie müſſen dann erſt die großen Mühlen mahlen.“
(Hört, hört! b. d. Sog.) n Jntereſſe ſind auch die Be
r der politiſchen Polizei, die Auswanderung der Polen
nach Amerika zu begünſtigen, einerſeits um ſie los zu werden
und andererſeits um den Agenten des Lloyd und der Hapak,
mit denen die politiſchen Polizeibeamten zuſammenarbeiten,
einen Vorteil zuzuſchanzen. Auf Veranlaſſung des Zacher
oll der ruſſiſchen erung r w worden ſein, in
erlin für polniſche Angelegenheiten ein ſpezielles Bureau

unter preußiſcher und ruſſiſcher Aufficht einzurichten. Ruß-
land ſoll damit einverſtanden geweſen ſein. Wenn das richtig

iſt, dann wundere ich mich nicht, daß der Miniſter meine Be
tung, es beſtehe ein Kompagniegeſchäft zwiſchen der deut

en und ruſſiſchen Polizei, nicht zu beſtreiten verſucht hat.Wenn behauptet werden ſollte akowski ſei von der Polizei
w ner Unzuverläſſigkeit entlaſſen, ſo ſtelle ich feſt, daß
Rakowski erklärt, es ſei wegen finanzieller Differenzen zum
2777 gekommen. Rakowski behauptet auch, von Froſt 140

erhalten zu haben, um zwei Unteroffiziere des 46. Jn-
fanterieregiments

zur antimilitariſtiſchen Propaganda zu provozieren.
Tatſächlich ſollen provokatoriſchen Tätigkeit Soldaten
zum Opfer gefallen ſein. Rakowski behauptet auch, daß zu
meiner Ueberwachung mir gelegentlich ein Spitzel in mein
Bureau als Angeſtellter geſchickt worden iſt. Ein Polizei-
beamter ſoll mit der Reviſion der durch die Poſt eingehenden
Pakete aus Galizien beauftragt ſein. Nach den Feſtſtellungen
des Königsberger Prozeſſes wird man nicht behaupten können,
daß ſolche Anſchuldigungen an der abſolut unbefleckten Shre
der deutſchen Poſtbeamten zuſchanden wird. Jch frage nun,
auf Grund welcher Srmittlungen von der Regierungsſeite be-
ſtritten wird, daß Rakowski zu Fälſchungen und Provokationen
mißbraucht worden ſei. Wir verlangen ein Ermittlungsver-
fahren unter allen erdenklichen Garantien. Die Regierung
muß ſich von dem Verdacht reinigen, als ob ſie ſolche Maß-
nahmen billigt (Sehr wahrl b. d. Soz.), unter denen das An
ſehen des preußiſchen Staates leidet. Jch lomme nun auf

die Frankfurter Straßendemonſtrationen.
er Caſſel hat den formalen Rechtsſtandpunkt gegenüberwen r ehe retten beſonders ſcharf hervorgehoben,

um das Lob, das er daraufhin von Herrn Stroſſer und Frhr.
v. Zedlitz davongetragen hat, beneide ich ihn nicht! (Sehr
gut b. d. Soz.) All die Verſuche der Herren von der Rechten
mit dem ſchwerſten Geſchütz gegen die Straßendemonſtrationenvorzugehen, beweiſen nur, de es mit der von Jhnen zur Schau

getragenen Ruhe gegenüber der
Machtentfaltung des Proletariats

ſchlecht beſtellt iſt. Die Straßendemonſtrationen ſcheinen auf
Sia den von uns gewünſchten Eindruck

Halle a. S., Mittwoch den 2. März 1910 21. Jahrg.

emacht zu haben. Es iſt ſeit langer Zeit ein wunderlicher
brgge jeder Reaktion geweſen, ihre engbrüſtigen und bar-

bariſchen Maßnahmen durch allerhand philoſophiſchen, litera
riſchen Flitter zu bemänteln. Wenn Frhr. v. Zedlitz gemeint
hat, als ein neuer Attinghauſen das preußiſche Volk zur
Einigkeit aufrufen zu wollen, dann darf wohl darauf hinge-
wieſen werden, daß kein anderer als der Frhr. v. Zedlitz ſo
beharrlich und mit einer ſolchen Rückſichtsloſigkeit ſeit jeher
gerade die herrſchenden Klaſſen zum Kampf gegen das Prole-
tariat aufgerufen hat, daß er es iſt, der die feindſelige Stim
mung innerhalb der uürgerſ Haft auf das äußerſte auszu-
nutzen und e das Proletariat die gemeinſchaftliche Aktion
des ganzen Bürgertums zu ſchüren, beſtrebt iſt. (Sehr richtig!
b. d. Soz.) Wenn der Abg. Graf Moltke auch, wie er meint,
mit uns die Eigenſchaft teilt, von r und Geſchichte nichts
zu verſtehen, ſo iſt er uns doch über in ſeiner Eigteſe der
Spaßmacherei, um die wir ihn nicht beneiden. (Sehr richtig!
b. d. Soz.) Die Frankfurter Exzeſſe ſind ausſchließlich

durch das Vorgehen der Polizei veranlaßt
worden. Die Berichte über den angeblichen Anfang der Ge
walttätigkeiten widerſprechen ſich in ſchärfſter Weiſe. Was
auf die angeblich amtlichen Berichte zu geben iſt, dafür haben
wir ja Beweiſe genug in Händen. Jch erinnere nur an die
amtlichen Berichte über die Vorgänge aus Anlaß der Ferrer-
verſammlungen. Nach einer unwiderſprochenen Zeitungs-
meldung ſollen dieſe Berichte angeblich

auf den preußiſchen König
einen ſo unangenehmen Eindruck gemacht haben, daß er aus
drücklich darguf einzuwirken geſucht hat, daß die Polizei ihr
Verhalten gegenüber dem Publikum ändern möge. (Hört,
hört! b. d. Soz.) Bei einer erneuten Verhandlung vor wenigen
Tagen ſind die von der Polizei ſelbſt namhaft gemachten
Zeugen ausſchließlich vernommen worden.

Das Gericht kam zu einem Freiſpruch,
weil wieder das Vorgehen der Polizei als ganz unerträglich
provokatoriſch und unangemeſſen ſich erwies. (Hört, hört! b. d.
Soz.) Jn der Frankfurter Stadtverordneten
verſammlung haben auch die bürgerlichen Par-
teien mit überwältigender Mehrheit eine Reſolution ange-
nommen, die die ſchärfſte Mißbilligung über das
Verhalten der Polizei bei den Frankfurter Vorgängen aus-
ſpricht. Auch das Gericht hat über die Vorgänge in Frank-
furt bereits entſchieden. Der eine der Demonſtranten ſollte
ſich des Aufruhrs ſchuldig gemacht haben, er wurde aber nur
zu einer Geldſtrafe von 150 Mk. verurteilt. Das war das
ganze Ergebnis. Wir behaupten, daß die Gewalttätigkeiten
in einmal von Radaumachern ausgingen, ſondern daß es
ich um

politiſche Provokationen
handelte. Nicht bloß wir Sozialdemokraten meinen, daß die
Straßendemonſtrationen abſolut ruhig verlaufen wären, wenn
nicht die Polizei dazwiſchen gekommen wäre. Wir ſollen die
Blutſchuld auf dem Gewiſſen haben. Aber

die bürgerlichen Parteien in Frankfurt
ſind ſo wenig überzeugt davon, daß ſie ſich mit der Sozialdemo-
kratie zu einer neuen gewaltigen Demonſtration am geſtrigen
Sonntag vereinigt haben. Alle Zeitungen bewundern dies
Zuſammengehen (Lachen rechts) und die zutage getretene Ord-
nung. Trotzdem geſtern ein Demonſtrationszug nicht geplant
war, brachten es die Verhältniſſe mit ſich, daß ein gewaltiger
Zug bis an das Polizeipräſidium ſich ſchob und dort demon-
ſtrierte. Nichts iſt vor gekommen. Darin liegt ein
ſchlagender Beweis. Geſtern iſt ja auch in Berlin von neuem
demonſtriert worden. Den Abg. Caſſel wird eine Gänſehaut
überlaufen haben. Gang friedliche Staatsbürger, darunter
auch Nationalliberale, ſind ſogar bis an das Schloß herange-
kommen. Sie haben alſo jetzt am eigenen Leibe geſehen, wie
Straßendemonſtrationen entſtehen. Wenn Sie

die politiſche Geheimpolizei und die Provokateure
abſchaffen und die Polizei ſich vorſichtig zurückhält, ſo werden
auch alle Demonftrationen des Proletariats ſo friedlich ver
laufen, wie überhaupt die Sozialdemokratie den dringenden
Wunſch hat, ihre Ziele auf friedlichem Wege zu erreichen.
(Lachen rechts.) Auf dieſem Wege wird es auch dahin kommen
können, daß das Volk mehr Vertrauen zur Regierung erlangt,
z eF n er in Preußen hat haben können. (Lebh. Beifall

d. Soz.
Unterſtaatsſekretär Holtz Der Abg. Dr. Liebknecht ſagt

ſelbſt, daß ſeine Mitteilungen ſich auf Angaben des Herrn
Rakowski beziehen, den auch er für unglaubwürdig hält. Das
iſt eine Art und Weiſe, Vorwürfe zu begründen, die ich für
unerhört erklären muß. (Lebh. Sehr richtig! rechts. Große
Unruhe Widerſpruch b. d. Soz.) Sie wollen nur Agitations-
ſtoff nach außen tragen. Ueber die Frage der Straßen-
demonſtrationen wollen wir uns nicht weiter unterhalten, ich
wenigſtens nicht mit Jhnen. (GHeiterkeit.)

Abg. Dr. Müller Sagan (Freiſ. Vpt.) bringt eine
Entſcheidung des Reichsgerichts zur Sprache, die den Polizei-
beamten erlaubt, einen fliehenden Radfahrer mit dem
Polizeihund verfolgen zu laſſen. Polizeihunde dürf-
ten nicht zu Bluthunden dreſſiert werden.

Miniſter v. Moltke erwidert, daß von einem Anſpringen
und Zubodenreißen des Radfahrers durch die Polizeihunde
keine Rede ſei. Sie ſollten den Fliehenden nur ſtellen. (1!)

Zum Titel
„Geheime Ansgaben im Jntereſſe der Polizei 300 000 Mk.“

liegt der Antrag der Abgg. Borgmann u. Gen. (Soz.)
357 Titel zuſtreichen und weiterdiepoli-

tiſche Polizei abzuſchaffen.
Abg. Hirſch (Soz.)

Wir haben bereits im vorigen Jahre die Streichung dieſes
Poſtens gefordert. Leider vergeblich. Es handelt ſich aber für
uns um eine prinzipielle Frage, und deshalb ſtellen wir den
Antrag noch einmal. Wir verlangen aber die Abſchaffung der
politiſchen Geheimpolizei überhaupt. Sie iſt ein ſehr wunder
Punkt unſerer Verwaltung (Sehr wahr! b. d. Soz.), ſie macht
ſich an Leute heran, die in wirtſchaftlich ſchlechte Verhältniſſe

ekommen ſind, damit dieſe Leute ihre eigenen Kreiſe verratenſie Das können wir nun und nimmermehr villigen. Be-

onders
unter dem Sogzialiſtengeſetz

hat ſich die Spitzelwirtſchaft gezeigt. Der hat aber
auch noch im vorigen Jahre zugegeben. daß die Polizei hente
noch Spitzel gebraucht und daß ſich unter den Demonſtrations
ügen Spitzel befunden haben. Hätte Herr Caſſel, der ſich neu-i ſo warm der Polizei annahm, daran gedacht, ſo hätte er ſich

wahrſcheinlich nicht ſo ſcharf gegen die Straßendemonſtrationen
ausgeſprochen. Nun, er iſt ja beſtraft genug durch das Lob des
Herrn v. Zedlitz. (Sehr gut! b. d. Sog.) Herr v. Zedlitz hat
dabei auch die Worte Attinghauſens zur Einigung der bürger-
lichen Parteien gegen die Sozialdemokratie zitiert. Er hat
aber vergeſſen, daß Attinghauſen das Volk aufgefordert hat,

ſich gegen die Tyrannei aufzulehnen.
(Sehr richtig! b. d. Soz.) Der Abg. Stroſſer meinte, daß, wenn
wir die Spitzel angriffen, wir doch auch nicht diejenigen ver-
teidigen dürften, die verkleidet in die Kontrollſtationen gehen,
um Mißſtände feſtzuſtellen. Der Vergleich hinkt doch ſehr.
Dann könnte man ja auch ſagen, wer von Jhnen (nach rechts)

in ſozialdemokratiſche Verſammlungen geht, um ſich über die
Sozialdemokratie zu belehren, werde damit zum Spitzel. Wir
würden uns ſehr freuen, wenn Sie recht oft zu uns kommen,
damit endlich Jhre verkehrten Anſchauungen über die Sozial-
demokratie vernünftigeren Anſichten Platz machen. Jch bin
in der Lage, noch

eine ganze Reihe neuer Spitzelfälle
vorzutragen. Der Kriminalbeamte Hans Schrott in Berlin
trat als Verſicherungsagent Hans Kraus dem 5. Berliner Wahl
verein bei. Man ſchöpfte bald Verdacht gegen ihn, er verlegte
deshalb ſeinen Wohnſitz nach Pankow, wo er ſich als Techniker
Jakob Gruber niederließ. Jch kann Jhnen ſeine Photographie
vorführen. Beſonders ſchlau glaubte der Kriminalbeamte
Auguſt Malik vorzugehen, der ſich den Spitzelnamen „Talent“,
beilegte, aber von Talent nichts merken ließ. Er hat einen
Genoſſen zum Verrat zu bewegen verſucht und dieſer hat ſich
auch zur Ueberwachung der Verſammlungen hergegeben. Das
iſt n für die Freiſinnigen intereſſant, die ſo ſehr von
dem neuen Reichsvereinsgeſetz entzückt ſind. Für uns iſt der
Unterſchied nur der, daß früher Beamte in Uniform zur Ueber-
wachung der Verſammlungen kamen, während heute die Spitzel
gefälſchte oder ungenaue Berichte liefern. (Sehr wahr! b. d.
Soz.) Jch frage den Miniſter, ob er von dieſem Treiben weiß.
und ob das mit ſeinem Willen geſchieht. Ein polniſcher Spitzel
war beſonders klug und war wohl deswegen dazu auserſehen,;
die Polen zu beſpitzeln. Es ſtellte ſich ſpäter heraus, daß er der
Polizei Dienſte für 90 Mk. monatlich geleiſtet habe. Er be
hauptete ſpäter, er habe dieſen Dienſt quittiert, da er damit,
nicht auskommen könne. Daß die Polizei

die Jugendorganiſationen beſpitzelt,
hat der Unterſtaatsſekretär dem Abg. Switala gegenüber neu
lich ſelbſt zuge geben. Deshalb verlangen wir, daß endlicheinmal dieſe Eiterbeule aufgeſtochen wird. (Sehr wahrl b. d.

Soz.) Meine politiſchen Freunde haben mit den Anarchiſten!
nichts zu tun, aber wir achten auch ihre Anſchauungen, ſoweit
ſie ehrlich ſind. (Zuruf rechts: Edle Seelen finden ſichl)
Dieſer Zuruf hat gar keinen Sinn, die Anarchiſten ſtehen
Jhnen ja viel näher als uns. (Lärm rechts.) Ein gewiſſer

n Schiefer in Berlin iſt einer der gefährlichſten Lockſpitzel.
Er hat die Polizei nicht nur über alles unterrichtet, ſondern er
hat ihr auch die Schlüſſel zur Redaktion des Revolutionärs aus
geliefert. Er hat ſelbſt eingeſtanden, im Dienſte der 7. Ab
teilung der Berliner Polizei prt ſtehen, er ſollte für ſeine
Spitzeltätigkeit monatlich 40 Mk. bekommen, im ganzen hat er
aber nur 100 Mk. erhalten. Beſonders nobel ſcheint die Regie
rung alſo nicht zu ſein. Er hat auch noch weitere Zugeſtänd
niſſe gemacht. Sollte die Regierung den Fall beſtreiten, ſo habe
ich hier eine Originalhandſchrift eines gewiſſen
Kuntze, woraus hervorgeht, daß der Spitzel zehn Nummern des
Revolutionärs an das Berliner Polizeipräſidium ſchicken ſoll.
Sie reden bei jeder Gelegenheit von Preußens Ehre. Sehen
Sie nicht ſelbſt ein, daß Sie durch die Bewilligung ſolcher
Summen

Preußens Ehre ſchänden?
(Sehr wahr b. d. Soz.; Unruhe rechts.)

Vizepräſident Dr. Porſch: Jch rufe Sie zur Ordnung.
Abg. Hirſch (fortfahrend) Von den Konſervativen und

Nationalliberalen erwarte ich ja nicht, daß ſie unſerm Antrage
uſtimmen. Das Zentrum hat früher, als es noch andere
rundſätze hatte, gegen dieſen Fonds ſich ausgeſprochen. Die
eiſinnigen haben im vorigen Jahre für Antrag geg

timmt, die Polen ſelbſtverſtändlich auch. Auch das Zentrum
ollte nach ſeinen früheren Traditionen dieſe 300 000 Mk. ab

lehnen. Bedenken Sie, daß die Spitzel nur die Vorſtufe zu den
Lockſpitzeln ſind. Lehnen Sie unſern Antrag ab, ſo machen Sie
ſich mitſchuldig an dem Verbrechen, zu denen die Lockſpitzel an
ſtiften. (Lebh. Beifall b. d. Soz.)

Miniſter v. Moltke: Es iſt über dieſen Gegenſtand heute
und in den letzten Tagen ſo viel geredet worden, daß ich es mir
verſage, darauf einzugehen und mich auf meine vorjährige Er-
klärung beziehe, die ich nachzuleſen bitte.

Der Titel wird gegen die Stimmen der Sozialdemokraten,
Freiſinnigen und Polen bewilligt und der Antrag auf Ab-Phafſund der politiſchen Geheimpolizei gegen
die Stimmen der Sozialdemokraten abgelehnt.

Für die
Fürſorgeerziehung Minderjähriger

werden als Zuſchüſſe an die Kommunalverbände 6 Millionen
Mark gefordert.
Abg. Dr. Faßbender (Zentr.) verlangt eine beſſere Aus-bildung der Leiter der Fürſorgeanſtalten.

Abg. Ströbel (Sogz.)
Die neueren Vorkommniſſe in Mielczyn und der

Blohmeſchen Wild nis haben wieder
die troſtloſen Zuſtände unſeres Fürſorgeerziehungsſyſtems

bewieſen. Die Statiſtik beweiſt, daß 35 gerade der älteften
Jahrgänge der rung aus äußeren Gründen, weil ſie das
milirzärdienſtpflichtige oder Mündigkeitsalter erreicht hatten,
entlaſſen werden mußten und nur ein geringer Teil deshalb,
weil man eine gewiſſe ſittliche Reife als erzielt annahm. AuchGeheimrat Krohne und der vortragende Rat im Juſtigmini-

ſterium, Oberjuſtizrat Blaſchke, haben das klägliche Fehl
ſchlagen unſerer Fürſorgeerziehungsanſtalten Der
Hauptfehler der jetzigen Organiſation iſt die Nichtberückſichti
gung der pſychiſchen Anlagen der Zöglinge. h wird zu
geſtanden, der der geiſtig Anormalen außerordentlich groß iſt. arum wird deshalb nicht eine allgemeine
Unterſuchung der Fürſorgezöglinge über ihren geiſtigen Zu
ſtand I t? Von der Erkenntnis der Krankheit hängt doch
die Möglichkeit eines erzieheriſchen Wirkens ab. Auch die
Aerzte fordern dieſe Unterſuchung und die Verwaltung der An-
ſtalten nach ärztlichen Grundſätzen. Alſo

das ganze Syſtem der Fürſorgeerziehung iſt falſch.
Daher ſtammen die Widerſetzlichkeiten und die verbrecheriſchen
Exzeſſe. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Die Grundſätze der Regie-
rung ſind wunderſchön, aber es handelt ſich um die Praxis. Bei
der Exziehung wird zu viel von konfeſſionellen Geſichtspunkten
ausgegangen, was leicht zur Frömmelei führt, während die
Hauptfache eine vernünſtige SWasogiſche Behandlung der Zög
linge iſt. (Sehr wahrl b. d. Soz. as geſamte Perſonal muß
aus pädagogiſch geſchulten Kräften beſtehen, dann kann es nicht
vorkommen, wie in Mielczyn, daß an einem Tage

100 Peitſchenhiebe t
verabfolgt werden, wobei die Zöglinge laut mitzählen muß-
ten. (Hört, hört b. d. Soz.) Dabei ſtand an der Spitze dieſer
Anſtalt

ein Geiſtlicher.
Es handelt ſich hier um geiſtig und ſittlich minderwertige
Menſchen, die nicht durch Prügel, ſondern nur durch ver-
nünftiges Eingehen auf ihren Körper- und Geiſteszuſtand,
gebeſſert werden können. (Sehr richtigl b. d. Soz.) Faſt täg
lich gehen bei uns Klagen ein über derartige Vorkommniſſe in
ſolchen Anſtalten. So auch aus der Anſtalt des Paſtors
Rohr-Sieversdorf. Der Vorwärts hat ſie veröffentlicht, aber

Klage wurde nicht erhoben.
Die Hauptſache iſt, daß den Zöglingen ſelbſt t wird,
ihre Beſchwerden vorzubringen. (Sehr richtigt d. Soz.)
Die Regierung darf ſich vor allem nicht von dem Grundſatz

leiten laſſen, in den Anſtalten e



dillige Arbeitskräfte für die Herren Agrarier
heran zuziehen. (Sehr richtig! b. d. Soz.)

ihnen die
Freude am Menſchentum wiedergeben

und ſie geiſtig und ſittlich heben. (Sehr wahr! b. d. Soz.)
Was ſollen die Klagen über die zunehmende Verrohung und
Verwilderung, über Proſtitution und Zuhältertum, wenn die
Urſachen dieſer betrübenden ſozialen Erſcheinung nicht be-
ſeitigt werden! Man muß dieſe Dinge im Zuſammenhang
mit

dem Elend der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsform
überhaupt betrachten. (Sehr richtig! b. d. Soz.) Auch die
Trunkſucht iſt eine ſoziale Erſcheinung. Es iſt ſtatiſtiſch feſt
geſtellt, daß nur 0,1 Proz. der Zöglinge von Eltern ſtammen,
die ein Einkommen von über 3000 Mk. haben. Trotzdem hat
man für die Zunahme der Fürſorgezöglinge, die materiali-
ichen Strömungen in Unferem Volk und die ſozigaliſtiſche
Propaganda verantwortlich gemacht. (Lachen b. d. Sog.) Dieſe
Behauptung zeugt von ebenſo großer bodenloſer Unwiſſenheit
als Dummheit. (Sehr richtig b. d. Soz.) Der Mann, der
dieſe Behauptung von den materialiſtiſchen Strömungen enf-
geſtellt hat, iſt ein Geiſtlicher und hat erſt im vorigen Jahre
eine Aufbeſſerung ſeines Gehalts erfahren. (Hört, hört! b. d.
Sos.) Soll man unter dieſen Strömungen

die Steuerſchen der Schnapsblockhjnnker
verſtehen? (Sehr richtig! b. d. Soz.) Man ſollte viel eher
für eine beſſere Schulbildung ſorgen, man ſollte der Arbeiter
tlaſſe in ihren Beſtrebungen zu einer vernünftigen Jugend-
erziehung keine Schwierigkeiten bereiten. (Sehr richtig! b. d.
Sogz.) Selbſt Schmoller hat erklärt, daß er, ſo ſehr er auch
die Sozialdemokratie bekämpft, ſie doch als einen Fortſchritt
im Jntereſſe der Bildung und der Geſundheitspflege der brei-
ten Maſſen begrüßt. Und daß er vor ſozialdemokratiſchen
Führern perſönlich eine große Hochachtung habe. (Hört, hört!
v. d. Soz.) Nicht nur unſere Fürſorgeerziehung, unſere ge-
ſaumten politiſchen und ſtaatlichen Verhältniſſe bedürfen einer
gründlichen Aenderung. (Lebh. Bravo! b. d. Soz.)
Ein Regierungsommiſſar: Auch wir beklagen
ſolche Vorkommniſſe wie die in Mielczyn. Aber man darf
ſolche Vorkommniſſe nicht verallgemeinern. Jn der Fürſorge-
erziehung wird pflichttren gearbeitet. Wenn die Erfolge noch
nicht ſo greifbar ſind, ſo darf man nicht überſehen, mit welchem
Material man es zu tun hat. Es handelt ſich um vielfach vor-
beſtrafte oder geiſtig minderwertige Slemente.
Abg. Faßbender (Ztr.): Eine religiöſe Einwirkung auf

die Zöglinge ohne konfeſſtonelle Baſis halte ich für unmöglich.
Mit allgemeinen philoſophiſchen Betrachtungen kann man doch
bei ſolchen Menſchen nichts anfangen. (Sehr wahr! i. Ztr.)

Abg. Ströbel (Soz.): Es hat mir natürlich fern gelegen, die
perſönliche Ehrenhaftigkeit eines großen Teils der Anſtalts-
leiter irgendwie in Zweifel zu ziehen. Wenn ein Anſtalts-
leiter mit den Zöglingen nichts anzufangen weiß, weil er keine
hinreichende Vorbildung hat, ſo wird er eben im beſten Glau-
ben drauflosprügeln. Nach Herrn Faßbender müßten alle
diejenigen, die nicht zu einer Konfeſſion gehören, außerſtande
ſein, ihre Kinder ethiſch zu erziehen. Gegen einen fakulta-
tiven Religionsunterricht haben wir ja auch nichts ein zuwen-
den. Jm übrigen läßt ſich durch vernünftigen Moralunterricht
ſehr viel erreichen. (Lachen rechts.) Sie (nach rechts) werden
doch nicht behaupten wollen, daß die alten Griechen und Römer
keine Ethik gehabt haben. Wenn man dem Kinde zeigt, daß
Mißhandlung von Tieren oder Nebenmenſchen barbariſch iſt,
ſo läßt fich eine ſolche erziehende Tätigkeit bei allen mög-
lichen Gelegenheiten anbringen und wird mehr wirken, als
Weh philoſophiſche Auseinanderſetzungen, wie ſie Herr
v. Bethmann Hollweg liebt. (Sehr wahr! b. d. Soz.)

Vizepräfident Dr. Porſch ruft den Redner wegen dieſes
Ausdrucks Ordnung.

er bender (Ztr.): Ss handelt ſich nicht um den
Reli sunterricht. ſondern um die Gewöhnung an religiöſes
Leben. Daß ein Moralunterricht auch nützen kann, wird auch
in theologiſchen Kreiſen anerkannt.

Damit ſchließt die Debatte. Der Reſt des Etats des
Miniſteriums des Jnnern wird nach unweſentlicher Debatte
bewilligt.Hierauf vertagt ſich das Haus. Nächſte Sitzung Dienstag
11 Uhr (Etat der Bergverwaltung).

Schluß 54 Uhr.

Stadtverordneten Sitzung.
Montag, den 28. Februar 1910, nachmittags 4 Uhr.

Vorſteher: Föhring.
Nach Erledigung zweier Eingänge tritt das Kollegium in die

Beratung des ſchleunigen Antrages, der von 15 Mitgliederngeſtellt iſt:

Kollegium wolle beſchließen, gemeinſam mit dem Magiſtrat
bei der Staatsregierung unverzüglich dahin vorſtellig zu
werden, daß das Geſetz über die Wahlen zum Abgeordneten-
hauſe in einer den Forderungen der Zeit entſprechenden
Weiſe abgeändert und insbeſondere durch Neueinteilung der
Wahlkreiſe den Städten der Einfluß geſichert wird, der ihrer
Steuerleiftung und ihrer Bevölkerungszahl entſpricht.

Der ſtellvertretende Vorſitzende Föhring iſt der Mei-
nung, daß vorerſt die Frage zu erörtern ſei, ob die Verſamm-
lung ſich mit der Frage überhaupt beſchäftigen dürfe, da es ſich
doch um eine ausgeſprochen politiſche Angelegenheit handle. Es
wird deshalb eine Geſchäftsordnungsdebatte ſtattfinden müſſen,
ob die Petition zwecks Abänderung des Wahlrechts hier ver
handelt werden dürfe. Zwar haben mehrere Kommunen bereits
ſolche Anträge enommen, wiederum haben ſich aber andere
auf den Stand t geſtellt, daß es eine politiſche Angelegenheit
ſei, die zu deln nach unſerer Städteordnung nicht ſtatt
haft iſt. Das Recht, Petitionen an den Landtag zu richten, hat
jeder Preuße, die Kommune aber nur, wenn es ſich um Ge-
meindeangelegenheiten handelt. Bedeutende Kommentatoren
der Städteordnung, wie Oertel, haben dieſe Frage als eine
politiſche bezeichnet. Wir haben alle den Wunſch, daß die Städte
mehr, als dies bisher der Fall iſt, im preußiſchen Landtag ver-
treten ſind. Aber es iſt bedauerlich, daß wir nicht das Recht
haben, mit ſolchen Anträgen uns zu befaſſen.

Stadtv. Thiele: Wir haben in dieſem Kollegium ſchon wieder
holt Angelegenheiten beraten, die keine allgemeinen Gemeinde-
angelegenheiten waren. Es ſei nur erinnert an die Bewilligung
einer Spende zur ſilbernen Hochzeit des Kaiſers, was doch auch
keine Gemeindeangelegenheit iſt. Bei der Stellungnahme zur
Petition zwecks Herabſetzung der Getreidezölle, Oeffnung derGrenzen für das ausländiſche Vieh uſw. hat ſich die Verſamm-
lung auch mit politiſchen Angelegenheiten beſchäftigt. Der
Redner hält es für ganz ſelbſtverſtändlich, daß die Verſamm-
lung das Recht hat, die Wahlrechtsfrage hier zu beſprechen, da
die Beſchlüſſe des Landtages aufs tiefſte die Jntereſſen der Ge-
meinden berühren. Er erſucht, dafür zu ſtimmen, daß die Sache
beſprochen wird. Die Begründung des Antrags ſelbſt würde
nur ganz kurze Zeit in Anſpruch nehmen. Stadtv. Juſtizrat
Keil betont, daß man ſehr wohl der Anſicht ſein muß, daß das
gegenwärtig geltende Wahlrecht notwendigerweiſe abände-
rungsbedürfig ſei. Aber man dürfe nicht hinausgeben über den
Rahmen der Städteordnung. Den Städten ſei durch ſie unter-
ſagt, ſich mit politiſchen Angelegenheiten zu beſchäftigen und zu
petitionieren. Stadtv. Döhler tritt ebenfalls für Ve-
ſprechung des Antrags ein. Bei den Fleiſch und Getreidezöllen
habe man ſich ja auch für berechtigt gehalten, darüber zu be-
raten.

Stadtv. Thiele meint, daß es etwas anderes wäre wenn es
ſich um eine Reichsangelegenheit handelte, die zur Beratung
ſtünde. Wenn andere Städte die Behandlung der Angelegenheit
abgelehnt hätten, ſo ſei das ſehr bedauerlich. Der Vorſteher

hen. Bei der Berufswahl der Zöglinge muß ihre Fähigkeit und Neigung
berückſichtigt werden, ſoweit das möglich iſt. Dann wird man

habe doch ſelbſt indirekt zugegeben, daß die Behandlung der
Angelegenheit zuläſſig ſei. an ſolle doch nicht ſo ängſtlich
und zaghaft ſein. Stadtv. Prof. Dr. v. Blume: Von AKengſt
lichkeit kann hier keine Rede ſein, auch in den Reihen der So
gialdemokratie iſt mitunter eine Aengſtlichkeit zu bemerken. Die
Städte, die ihre Aufgaben ernſt nehmen, lehnen die Beratung
ab, da es ſich um eine reine Rechtsfrage handelt. Wir wollen
das Recht, das uns durch die Städteordnung gegeben iſt, nicht
einfach beiſeite laſſen. Wir wollen das nehmen, was man uns
gibt, und verzichten auf das, was man uns verſagt. (Hört,
ört!) Wir ſollten uns hüten, der Regierung Anlaß zum Ein
chreiten zu geben, wir wehren uns ja auch gegen Eingriffe in

das Recht der Selbſtverwaltung. Die Petition kann in J
Form nichts nützen. Der Redner geht des näheren auf den An-
trag ſelbſt ein und bemängelt die angeblich unklare Faſſung
desſelben. Es werden hier nur die ſtädtiſchen Jntereſſen be-
handelt. Den Landtag wählen aber nicht die Städte, ſondern
das ganze Volk. (Lachen.) Mit demſelben Recht könnten auch
andere Jntereſſentenkreiſe, die Provinziallandtage, die Kreis-
ausſchüſſe uſw. um beſondere Berückſichtigung ihrer ländlichen
Intereſſen petitionieren. Die Beſprechung des Antrags iſt des-
halb nicht ſtatthaft. Stadtv. Herz au betont, daß der Vor
redner gezeigt habe, daß er mal ſo, ein andermal anders reden
könne. Es ſei nur an die Behandlung der Schulgeſetzgebung
vor einiger Zeit im Landtage erinnert, ſchon damals wäre es
notwendig geweſen, zu petitionieren. Wir überſchreiten durch-
aus nicht unſere Kompetenzen, wenn wir in die materielle Be-
ſprechung der Vorlage eintreten. Stadtv. Thiele erſucht noch-
mals, die Geſchäftsordnungsdebatte zu ſchließen und in die Be
ratung des Antrags einzutreten. Stadtv. v. Blume vvieder-
holt ſeine Bedenken man müſſe ſich hüten, über das hinaus-
zugehen, was der Verſammlung zuſteht. Nachdem Stadtv.
Herzau nochmals die Beratung empfohlen hatte, gab Ober-
bürgermeiſter Rive die kurze Erklärung ab, daß der Magi-
ſtrat die Angelegenheit für eine politiſche halte und ihr, falls
ein poſitives Ergebnis im Sinne des Antrages erzielt würde,
die Zuſtimmung verſagen würde. (Zuruf: Dann
machen wir's allein!) Das iſt geſetzlich nicht zuläſſig. Der
Antrag auf Beſprechung des Antrages wird hierauf mit 26
gegen 20 Stimmen abgelehnt. Wie aus der folgenden Liſte
zu erſehen iſt, haben gegen den Antrag geſtimmt die Be-
amten mit den erſtklaſſigen Konſervativen: Kühme, Rennert,
Schmidt-Rimpler, Borges, Helmecke, Borchert, Springer,
Brauer, Reuß, Pritſchow, Steinbrück. Bruß, Strumpf, Ahren-
holz, Reichardt, Lindner, Föhring, Rabe, Kolberg, Keil, von
Blume, Mekus, Glimm, Haaſe, Greßler, Gygas. Für den An
trag ſtimmten folgende Stadiverordnete: Knabe, Sommer,
Meyer, Stephan, Herzau, Neſſe, Reiling Pfautſch, Blumentritt,
Daniel Höſchele, Thiele, Beige, Gerig, Oſterburg, Emmer,
Döhler, Fiſcher, Kobert, Probſt.
Die Verſammlung tritt ſodann ein in die Beratung des Er

gänzungsantrages zu der Beamtenbeſoldungsvor-lage. Stadtv. Knabe als Referent erklärt ſich mir den vom
Magiſtrat vorgeſchlagenen Sätzen einverſtanden. Die Zulagen
ſollen betragen bei den Magiſtratsſekretären 300—500 Mk., bei
den Polizeiwachtmeiſtern 1003800 Mk. Stadtv. Thiele: Die
Vorlage belaſtet die Stadt um jährlich 6000 Mk. Wie kommt
man denn dazu, aus ſtädtiſchen Mitteln ſo mir nichts dir nichts
den Beamten weitere Zulagen zu machen, um eine Mißſtim-
mung. die gar nicht beſteht, zu beſeitigen. Erſt kürzlich haben
wir eine Beamtenbeſoldung vorgenommen, da kann man doch
nicht jetzt ſchon wieder einzelnen Beamten eine Zulage be-
willigen. Der Vorlage ſei die Zuſtimmung zu verſagen
Bürgermeiſter von Holly erklärt.'daß die Vorlage ein leber-
bleibſel der letzten großen Beſoldungsvorlage ſei. Stadtv.
Herzanun: Jm Etatsausſchuß hat der Magiſtrat erklärt, daß
dieſe Zulage die letzte ſein würde; wenn der Magiſtrat dieſe
Erklärung heute ebenfalls abgibt, iſt dieſer Vorlage zuzu-
ſtimmen. Der Antrag wird mit großer Mehrheit ange-
nommen.

Der Antrag betr. anderweite Regelung der Geld-
verluſtentſchädigungen der Kaſſierer wirddebattelos angenommen.

Es erfolgt die Beratung des Antrages wegen Erhöhungder Löhne der ſtädtiſchen Arbeiter und Gefmg
der Bauamts arbeiter um Lohnerböhung und
Einführung von Wochenlöhnen. Der von den
Stadtvv. Thiele und Genoſſen geſtellte Antrag lautet: An-
geſichts der Tatſache, daß für die Lehrer und die ſtädtiſchen Be-
amten eine weitere Erhöhung ihrer Dienſtbezüge gefordert
wird, bea ttragen die Unterzeichneten, daß die Löhne der ſtädti-
ſchen Arbeiter um drei Mark pro Woche und Arbeiter erhöht
werden. Stadtv. Knabe als Berichterſtatter: Der Antrag
iſt von ſehr weittragender Bedeutung. Es wird darin verlangt,
die Erhöhung der Wochenlöhne um 3 Mk. Das Verhältnis der
Arbeiter iſt ein anderes, wie das der Beamten. Hier wird ge
handelt nach dem Prinzip von Angebot und Nachfrage. Es iſt
nicht feſtſtehend, daß eine derartige Notlagebeſteht, die eine Erhöhungder Löhne unbedingt
erforderlich macht. (1) Die einzelnen Kuratorien, die
vom Magiſtrat um ein Gutachten angegangen worden ſind,
haben ſich faſt durchweg dahin geäußert, daß die Lohnverhält-
niſſe der Arbeiter in den einzelnen ſtädtiſchen Betrieben gute
ſind. Lohnerhöhungen ſind in der letzten Zeit faſt überall er-
folgt. Der Etatsausſchuß iſt der Anſicht, daß der Antrag auf
Erhöhung der Löhne um 3 Mk. pro Woche abzulehnen ſei. Der
Magiſtrat ſoll erſucht werden, eine generelle Regelung der
Rechtsverhältniſſe der Arbeiter vorzunehmen. Die Frage der
Arbeiterausſchüſſe und Einführung von Lohnſtaffeln iſt eben-
falls erwogen worden. Stadtv. Thiele zur Geſchäftsordnung:
Die Vorlage hat den Etatsausſchuß noch gar nicht beſchäftigt,
deshalb iſt ſie an denſelben zurückzugeben. Die Sache iſt noch
nicht ſpruchreif und deshalb hier nicht diskutierbar. Ueber
die weitere Behandlung der Vorlage entſteht eine längere Ge-
ſchäftsordnungsdebatte. Ein Antrag Thiele auf Zurück-
verweiſung an den Etatsausſchuß wird abge-
lehnt, weshalb in die Beratung des Antrages einge-
treten wird. Stadtv. Oſterburg begründet den Antrag. Wäh-
rend der erſten Sätze des Redners verlaſſen eine ganze Anzahl
der bürgerlichen Stadtverordneten den Saal, andere ſtehen in
Gruppen lebhaft vlaudernd in den Gängen. Es iſt eine tief-
bedauerliche Erſcheinung, ſo führt der Redner aus, daß in der
heutigen Geſellſchaftsordnung derjenige, der tief unten ſteht,
auch in ſozialer Hinſicht niedergedrückt wird. Die Löhne der
ſtädtiſchen Arbeiter ſind die denkbar niedrigſten. Nach einer
Statiſtik des Statiſtiſchen Amtes gibt es in Halle 162 Arbeiter,
die nur bis 3,29 Mk. Tagelohn haben. Fallen dann noch einige
Tage durch Feſte oder Regentage aus, dann wird der Verdienſt
noch geringer. Der Redner belegt die Behauptung der ſchlechten
Entlohnung mit der Verlegung eines Jahresbudgets eines Ar-
beiters auf dem ſtädtiſchen Bauamt. Danach hat der Arbeiter,
der eine Frau und drei Kinder zu ernähren hat, in 23 Wochen
rro Woche 21 Mk. verdient, drei Wochen à 17,50 Mk., 11 a 18,80
Mark, 5 à 13,30,4 à 19,25 und 6 à 14,70. Das iſt nach Abzug
der Verſicherungsbeiträge ein Einkommen von 8sdl1 Mt.
Für den Lebensunterhalt konnte dieſe Familie nur ausgeben
in 27 Wochen pro Woche 14 Mk., in 14 Wochen 11 Mk., in zwei
Wochen 9 Mk., in fünf Wochen 8 Mk. und in vier Wochen gar
nur 7,50 Mk. pro Woche. Für Schuhwaren gab die Familie
ganze 34,35 Mk. und für Kleidung und Wäſche 57,67 Mt. aus.
Die geſamten Ausgaben betrügen 984,75 Mk., die Einnahmen
aber nur 881,88 Mk., ſo daß ein Defizit von 102,87 Mk. ent
ſtand, das durch Mitarbeit der Frau und der drei
Kinder gedeckt wurde. Dieſes eine Beiſpiel, wie Halleſche
ſtädtiſche Arbeiter leben müſſen, wirkt geradezu empörend. Mit
rund 800 Mk. muß ſich die ganze Familie kümmerlich durchs
Leben ſchlagen, während man andererſeits dieſelbe Summe bei
den Beamten als Zulagen bewilligte. Das ſchreiende Elend ge-
bührend zu kennzeichnen, iſt im Rahmen der parlamentariſchen
Form unmöglich. 162 ſtädtiſche Arbeiter haben pro Tag
3,29 Mk., das ſind noch nicht einmal 20 Mk. pro Woche, neun er
halten 3,30 Mk., 321 3,31--4 Mk., 126 4--5 Mk. und nur ſechs
Arbeiter über 5 Mk. Tagelohn. Dieſe Beiſpiele müßten ge-

nügen, die Stundenlssne abzuſchaffen und feſte Wochenkshne
an die Stelle zu ſetzen. Man muß den Arbeitern ein feſtes Ein
kommen ſichern. Der hochfahrende Ton, der ſeitens der Be
amtenſchaft gegenüber den Arbeitern angeſchlagen wird, iſt
ebenfalls ſcharf zu rügen. Auch kommt es vor, daß die Löhnenicht nach der Rneienmlät gezahlt werden. Die Kanalreini-
gungsarbeiter erhalten 31, 32 und 33 Pfg. pro Stunde. Leute,
die länger in ſtädtiſchen Dienſten ſtehen, erhalten vielfach
weniger als ſolche, welche kürzere Zeit in ſtädtiſchen Dienſten
ſtehen. Der Zweck der Uebung iſt, das Solidaritätsgefühl zu

erſtören. Man ſoll etwas wirklich Poſitives ſchaffen durch Einführun feſter Wochenlöhne. Die Lebensverhältniſſe ſind durch
die Zoll- und Steuergeſetzgebung derart verteuert worden, daß
die beantragten Zulagen bei weitem noch nicht die Verteuerung
wettmachen. Die Arbeiterausſchüſſe haben nur dann einen
Zweck, wenn ſie ſich auch frei entwickeln können. Der Redner
erſucht, nachdem man kürzlich den Beamten bereitwilligſt ſolche
erheblichen Zulagen gewährte, auch den Arbeitern etwas zu-
kommn laſſen, man würde ſich ein Verdienſt um die ſtädtiſchen
Arbeiter erwerben. Stadtv. Emmer kann nicht begreifen, daß
man hier einen Unterſchied macht in der Behandlung der Ar-
beiter und der Beamten. Es iſt gar nicht zu verſtehen, wie der
Etatsausſchuß die Regelung der Arbeiterlöhne den einzelnen
Reſſorts überlaſſen kann da muß die Verſammlung ein Wort
mitzureden haben. Ueber hunderttauſend Markt hat man den
Beamten zugebilligt, für die Arbeiter hat man nur ſchöne
Worte. Man will die Löhne künſtlich niedrig halten, damit die
Privatinduſtrie nicht auch höhere Löhne zu zahlen braucht. Das
iſt der ganze Zweck, die Rückſicht auf die Jnduſtrie. Es müßte
eine beſtimmte Summe bewilligt werden, die zu Erhöhungen
verwendet werden ſoll, mit billigen Redensarten iſt nichts ge-
tan. Der Redner ſtellt den Antrag, 125 000 Mk. für dieſen
Zweck in den Etat ein zuſtellen. Nur ſo könne etwas erreicht
werden. Stadtv. Hörſchele tritt in erregten Worten für
Uebergang zur Tagesordnung ein. Man habe es gar nicht
nötig, ſich ſtundenlange Reden anzuhören über Sachen, die er
ledigt ſind. Es wird nur viel geredet, damit eine beſtimmte
Preſſe etwas zu ſchreiben hat. Es iſt begreiflich, wenn der
langen nutzloſen Reden wegen alles den Saal verläßt. Durch
Zurufe von den Sitzen der Sozialdemokratie wird dem Redner
die gebührende Antwort gegeben. Stadtv. Blume: Es
wird einem ſauer, dieſen Anträgen hier zuzuſtimmen. Die
Feſtſtellung der Arbeiterlöhne ruht auf den Deputationen. Wir
lönnen heute nicht aufs Geratewohl etwas bewilligen.
Stadtv. Kühme kann ſich mit dem Antrag ebenfalls nicht ein-
verſtanden erklären und beantragt, den Magiſtrat zu erſuchen,
daß die Löhne der Arbeiter entſprechend erhöht wer-
den. Der nächſte Redner iſt Stadtv. Thiele. Es läuft
vorher ein Antrag auf Schluß der Debatte ein,
der jedoch mit knapper Mehrheit abgelehnt wird.

Stadtv. Thiele: Wenn wir hier etwas ſcharf reden, dann
haben es die Arbeiter zu entgelten, deshalb unterlaſſen wir es.
wir wiſſen, daß den Beamten eine beſtimmte Erhöhung des
Gehalts von drei zu drei Jahren um Hunderte von Mark ge
ſichert iſt, ſie erhalten eine regelmäßige Zulage. Heute erſt
hatte man noch 8000 Mark übrig für angeblich zu kurz ge
kommene Beamte. Wir fordern für die allerſchlechteſt bezahlten
ſtädtiſchen Arbeiter eine kleine Zulage. Da ſind die von uns
gehaltenen Reden zu lang, die Anträge nicht genügend be-
gründet und alles mögliche. Wenn man das vorgetragene
Arbeiterbudget ſieht, ſo muß man ſagen, es muß etwas ge-
ſchehen, es iſt unmenſchlich, wie eine ſolche Familie leben muß.
Wir fordern, daß die Arbeiter genau ſo behandelt werden wie
die Beamten, nicht in der Höhe der Gehälter, nein, ſo unbe
ſcheiden ſind wir nicht. Bei den Beamten hat man ſtets auf die
hohen Gehälter in anderen Städten hingewieſen, bei den Ar
beitern tut man es nicht, deshalb muß es hier nachgeholt wer
den. Jn Charlottenburg werden für Arbeiter ohne handwerks
mätzige oder techniſche Bildung bis zu 145 Mark monatlich 9
h Hierzu rechnen auch die Straßenkehrer. Gelernte Ar
eiter haben 2200 bis 8500 Mark Lohn. r Ham

burg und ſogar Breslau zit ſeine Arbeiter weit beſſer. Und
da ſollten wir zurückſchre und die Geſtaltung der re den
einzelnen Kuratorien überlaſſen Woran liegt es, daß man
für die Arbeiter nichts übrig hat? Weil es eben Arbeiter
ſind, da haben ſie nichts zu fordern. Wir müſſen unſere Auf-
faſſung gegenüber den Arbeitern ändern. Schon innerhalb der
heutigen Geſellſchaft kann gebeſſert werden. Das wiſſen wir,
daß in der Privatinduſtrie einzelne Berufe miſerabel entlohnt
werden, aber danach dürfen wir uns nicht richten. Es iſt drin-
gend nötig, daß die Löhne der Halleſchen ſtädtiſchen Arbeiter
erhöht werden. Man ſoll ſie nicht mit billigen Redensarten
auf das Vertrauen zu den einzelnen Huratorien abſpeiſen. Die
Hauptſache iſt, daß nicht der Etat verabſchiedet wird, ehe die
Lohnfrage erledigt iſt. Unter den Beamten, die jetzt aufge-
beſſert ſind, werden ſich viele befinden, die weniger leiſten, als
mancher Arbeiter. Man darf die Arbeiter nicht mehr ſo als
die Aſchenbrödel behandeln. Wir fordern mit unſeren An
trägen nicht zu viel. Wenn man die Beamten reichlich bedacht
hat, ſoll man es auch mit den Arbeitern tun. Von den ge-
forderten 125 000 Mk. bleibt auch nicht eine Mark im Strumpfe.
Das kommt den verſchiedenen Geſchäftsleuten wieder zugute.
Die Arbeiter können dann mehr ausgeben für Wirtſchafts
bedürfniſſe, ihr Lebensnivegu wird gehoben. Den ſchönen Re
den, die auf bürgerlicher Seite gehalten werden, nun auch
die Tat folgen. Es iſt wirklich eine ganz beſcheidene Forderung,
die hier geſtellt wird. Redner erſucht um Annahme des An
trags.

Stadtv. Schmidt-Rimpler: Es iſt ſchwieriger, eine Er
höhung der Löhne der Arbeiter vorzunehmen, als eine ſolche
der Beamten. Der Arbeiter kann ſich viel freier bewegen, wäh-
rend der Beamte gezwungen iſt. Es gibt einfache Arbeiter, die

Ves auf jährliche Löhne von 3000 Mark gebracht haben. Wir
haben den guten Willen, den Arbeitern zu helfen. Redner be
antragt Uebergang zur Tagesordnung. Stadtv. Dr. Her
za u Der erſte Teil der Thieleſchen Ausführungen enthielt
ſehr viel Wahres, es iſt deshalb bedauerlich, daß viele Mitglie-
der ſich dieſe Ausführungen nicht angehört haben. Bei der Be
amtengehaltserhöhung hat man immer auf die herrſchende
Teuerung hingewieſen. Man ſpricht hier immer viel von
Hygiene; die beſte Hygiene iſt aber eine gute Ernährung. Es
muß für die Arbeiter etwas geſchehen, da das doch der Allge-
meinheit wieder zugute kommt. Dr. v. Blume meinte, daß
man nicht Beſchlüſſe faſſen könne ohne genügende Unterlagen.
Der Antrag Kühme ſei nicht annehmbar. Ein Amendemnent
Oſterburg, daß die eventuellen Lohnerhöhungen zu derſelben
Zeit in Kraft treten, wie bei den Beamten, wird abgelehnt.
Der Antrag Kühme wird mit 20 gegen 20 Stimmen an
genommen. Damit find alle übrigen Anträge erledigt.

Ohne jede Debatte wurde dem Verkauf von Bauſtellen an der
Ecke der Kohlſchütter- und Reilſtraße, ſowie an der Martha-
ſtraße und Reilſtraße zugeſtimmt. Ebenfalls wurde debattelos
die Zuſtimmung erteilt zum Verkauf von Straßenland, welches
fluchtlinienmäßig zum Grundſtück Waſſerweg 3 entfällt.

Schluß der Sitzung s Uhr.

Soziales.
Die Entwicklung des Hilfskafſenweſens.

Sehr bemerkenswert und lehrreich iſt die Statiſtik des Hilfs
kaſſenweſens. Jn dem Geſamtzeitraum von 1885 bis 1908 ver
minderte ſich die Zahl der Kaſſen zwar von 1901 auf 1680,
ihre Mitgliederzahl ſtieg aber von 747 438 auf 1363 015. Die
Einnahmen ſind von 1116 auf 2714 Millionen Mark, die Aus-
gaben von 104 auf 2726 Millionen Mark angewachſen.

Um ein klares Bild zu gewinnen, muß man indes die Kaſſen
in ſolche teilen, welche dem S 75 des Krankenverſicherungs-
geſetzes entſprechen, alſo mindeſtens dieſelben Leiſtungen haben
müſſen, wie die Gemeindekrankenverſicherungen und daher als
Erſatzkaſſen golten, und ſolche, die dieſen Vorſchriften nicht
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entſprechen. Hier zelgt es ſich, daß die eingegangenen Kaſſen
nur ſolche ſind, welche dem erwähnten S 75 entſprachen. Die
Drangſalierung derſelben durch Geſetzgebung und Bureau-
kralie iſt bekannt. Dagegen ſind die Krankenkaſſen, welche
außerhalb der reichsgeſetzlichen Krankenverſicherung ſteben, die-
jenigen, welche den Erfolg davon trugen. Dieſe haben ſich in
dem Zeitraum von 1885 bis 1908 von 96 mit durchſchnittlich
16 716 Mitgliedern auf 370 mit 449 791 Mitgliedern vermehrt.
Die Einnahmen ſind von 216 935 Mt. auf 11 342 298 Mk. und die
Ausgaben von 161 532 Mk. auf 10611314 Mk. geſtiegen. Das
Vermögen iſt von 126 901 Mk. auf 8 425 295 Mk. angewachſen.
Allein im Jahre 1908 wuchs ihre Mitgliederzahl um 50 000.

Es iſt bezeichnend, daß gerade in der Zeit des Beſtehens der
obligatoriſchen Krankenverſicherung das außerhalb der-
ſelben ſtehende Kaſſenweſen ſo große Fortſchritte machen konnte.
Das iſt auf zwei Umſtände zurückzuführen: erſtens darauf, daß
der Verſicherungsgedanke immer populärer wird und er
immer mehr Anhänger findet, und daß zweitens die Einrich-
tungen der Zwangsverſicherung noch viel zu mangelhaft ſind.
Sie erſtreckt ſich noch nicht auf alle intereſſierten Kreiſe und
ihre Leiſtungen ſind noch viel zu minimal. Der Hilfsbe-
dürftige muß Erſatz ſuchen und glaubt dieſen bei den freien
Kaſſen zu finden. Hierin liegt aber eine große Gefahr. Gerade
unter den Kaſſen, die nicht dem S 75 des Krankenverſicherungs-
geſetzes genügen und deren Mitgliedſchaft nicht von der-
jenigen bei einer Zwangskaſſe entbindet, die ſomit viel
„froier“ ſind, befinden ſich auch jene Kaſſen, die man oft
„Schwindelkaſſen“ nennt. Und bei dieſen iſt bekannt-
lich das Geſchäft die Hauptſache und die Verſicherung die
Nebenſache. Dieſen Zuſtänden kann nur, das lehren die Zahlen,
durch Ausban der reichsgeſetzlichen Krankenverſicherung, Ein-
balt getan werden.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., 1. März 1910.

Kein Wahfrecht, keinen menſchenwürdigen Lohn
Das Halleſche Stadtparlament hatte geſtern mal wieder

einen „großen Tag“, an dem es ſich im vollſten Glanze ſeiner
durch ein nichtswürdiges Wahlſyſtem erzeugten Reaktion
zeigen konnte. Und gleich in der Anfangsdebatte ſprach Herr
von Blume, der geſprächige Profeſſor, ein Wort aus, welches
dieſem Parlament als oberſte Richtſchnur vorgeſetzt zu werden
verdient. Er ſagte in Anlehnung an den Wahlrechtsantrag
der Sozialdemokratie: Die Forderungen der Zeit
können überall vertreten werden, nur nicht
hier! Ein treffendes Wort, wie ſelten eines. Schlagend
bewieſen durch die geſtrigen Verhandlungen über den Wahl
rechtsantrag und über die Arbeiterlöhne der Stadt Halle.

Die heilige Kompetenz ſpielte bei der Stellungnahme
zur Wahlrechtsfrage die entſcheidende Rolle. Wo man Außen-
ſtehenden blauen Dunſt vormachen will, ſchiebt man die Kom-
peienzbedenken hin und ſogleich iſt man über die Kalamität
hinweg. Wie armſelig war es doch, was geſtern über dieſen
Punkt geſprochen wurde von denen, die um Himmels willen
„oben“ nicht anſtoßen möchten. Herr von Blume ſchoß den
Vogel ab. Weil die Städte nicht wollen, daß „man“ in ihre
Selbſtverwaltung eingreift (daß dieſer Begriff gegnwärtig
überhaupt nicht realiſiert iſt, dämmert allerdings auch dieſem
Herrn), deshalb dürfen ſie nicht in die Kompetenzen des
Staates eingreifen. Wäre der Einwand an ſich berechtigt, ſo
würde er durch den Wegfall ſeiner erſten Vorausſetzung hin
fällig ſein. Den preußiſchen Städten wird die Selbſtverwal
tung auf Schritt und Tritt beſchnitten, gekürzt, geſtohlen.
Zweitens: Weil auch die Landkreiſe, bezw. Bezirke, bezw.
Provinzen eventuell mit Wahkrechts-Petitionen kommen könn-
ten, die das Gegenteil von dem wünſchen, was die Städte
wollen, deshalb dürfen die Städte keine Petitionen beſchlie-
ßen. Wäre Herr von Blume ſo für die Logik eingenommen,
wie er geſprächig iſt, dann hätte er genau das Gegenteil ſei-
ner Forderung aus dieſem Einwurf herausbekommen. Das
genügt wohl, um die Gründe der Wahlrechtsgegner zu kenn-
zeichnen. Herr Rive hörte ſich den Spaß an, folgerte daraus,
wie ſcharf ſeine Erklärung nach dem Gehörten ſein dürfe und

gab ſie demgemäß. Ganz wie ein Miniſter!
Schleunigſt knickten das ſtadtvertreteriſche Beamtentum,

die Mittelſtändler à la Sogzialer Ausſchuß, ſtrammten ſich
die Erſtkhaſfigen und mit 26 gegen 20 Stimmen wurde nicht
der Antrag! ſondern die Beſprechung des Antra-
ges abgelehnt. Die Selbſtverwaltung von Halle, verkörpert
im Regierungspräſidenten von Merſeburg, war wieder einmal
gerettet! Und außerdem hatte „man“ als liberales Männer-
tum ſo nicht nötig, zur Wahlrechtsfrage ſelbſt Farbe zu
bekennen. Das wäre manchem fatal geweſen!

Nachdem man vergnügt und gebefroh den angeblich bei der
Beſoldungsreform vernachläſſigten Beamtenkategorien noch
6000 Mk bewilligt hatte, war es eigentlich ſelbſtverſtändlich,
daß man den Arbeitern nichts gewährt. Herr Knabe
gab als Referent zur Sache bei ſolchen Dingen kann man
einen Sozialdemokraten nicht gebrauchen! ſogleich die
nötige Loſung aus: Es iſt nicht feſtſtehend, daß von
einer Notlage geſprochen werden kann, die
eine Grhöhung der Löhne unbedingt nötig
machen würdel NRein, beileibe nicht. Beamte mit
5000, 6000 und 7000 Mark Einkommen unterliegen einer Not-
lage, aber Arbeiter mit 800 Mark Einkommen nicht. Weil
nämlich die Arbeiter ſchon einen Riemen zur Zuſammenſchnü-
rung der Magengegend beſitzen, die Beamten indeſſen nicht.
Außerdem find auch die Arbeiterlöhne ſeit Jahren „fortgeſetzt“
geſtiegen bis auf 800 Mark! Herr SchmidtRimpler hat
ſogar gehört, daß es „einfache“ Arbeiter geben ſoll, die bis zu
3000 Mark verdienen. Welch eine Schmach für das Jahr-
hundert, daß es irgendwo einmal einen Arbeiter gegeben hat,
oder geben könnte, der 3000 Mark verdient haben ſolll Der
Herr Geheimrat hätte ſich nur bei der Halleſchen Zeitung oder
beim Titularprofeſſor Suchsland erkundigen können, die hätten
ihm ein Dutzend Adreſſen von Arbeitern mit Geheimratsgehäl-
tern genannt.

Eine Erbärmlichkeit war es, daß ſofort, als die Be
ratung der Arbeiterlöhne begonnen wurde, die bürgerlichen
Stadtverordneten davonliefen, laut ſchwatzten, lachten, aber ſich
nicht um die Sache kümmerten. Das iſt der Ausfluß der vor
den Wahlen ſtets mit rauſchendem Tamtam verkündete Ar
beiterfreundlichkeit bürgerlicher Politiker! Arbeiter, merkt es
euch! Aber freilich verſtehen wir, daß die ſatten Pfahlbürger
lieber im Ratskeller beim Bier oder im Vorzimmer bei der
Zigarre ſitzen, als Bilder ſozialen Elends in ſich aufzunehmen,
wie es z. B. unſer Genoſſe Oſterburg entrollte. Es iſt
immer eine peinliche Sache, die Not zu ſehen, an der man die
Mitſchuld trägt! Und nicht jeder hat den Mut der Verſtändnis-

roſtgkelt und ver harten Schädeldede, die Leute, die für die Be
ſeitigung ſolchen Elends eintreten, auch noch mit Schmutz zu
bewerfen, wie es z. B. der Zufallsſtadtverordnete Höſchele tat,
der bekanntlich der Verſammlung ſonſt mit einem gewiſſen
Raffinement heitere Augenblicke ſchafft. Aber man leſe den
Bericht über die Reden der Stadtverordneten, und man wird
der weiteren Erläuterung entraten können.

Nur Herr Föhring ſei an dieſer Stelle noch erwähnt. Dem
ſtellvertretenden Vorſitzeden des Halleſchen Stadtparlaments
war für die Arbeiter das der weitgehendſte Antrag, der
nichts beſagt. Der Antrag des Herrn Kühme nämlich, der
den Arbeitern „entſprechende“ Lohnerhöhungen ſichern will.
Lohnerhöhungen, die dem fſkandalöſen Verhalten der bürger-
lichen Stadtverordnetenmehrheit „entſprechen“. Das war der
weitgehendſte Antrag, nicht die der ſozialdemokratiſchen Stadt
verordneten, die beſtimmte Verbeſſerungen für die Arbeiter ver-
langten. Und nur mit 20 gegen 21 Stimmen wurde dieſer An-
trag durch die Stimme des Vorſtehers geretlet. Ein Tag der
Schande für das Halleſche Stadtparlament!

Sozialdemokratiſcher Verein.

Am kommenden Donnerstag, 3. März, abends 816 Uhr,
findet im Volkspark die Mitglieder- Verſammlung des Sozial-
demokratiſchen Vereins ſtatt. Sie iſt vorzugsweiſe beſtimmt,
den Beſchluß der letzten Mitgliederverſammlung, Diskuſſion
über die Frage des Demonſtrationsſtreikes, bezw. die Kam-
pfesmittel des Proletariats, in die Tat umzuſetzen. Den ein-
leitenden Vortrag hält Genoſſe Niebuhr, die Diskuſſion
wird hoffentlich, wie die der vorigen Verſammlung, neue Ge-
ſichtspunkte zur Führung des Wahlrechtskampfes beibringen.
Angeſichts der wichtigen Tagesordnung wird jedes Mitglied
es für ſeine Pflicht halten, anweſend zu ſein. Das Mit-
gliedsbuch iſt mitzubringen.

Die nächſte Kartellſitzung
fällt mit Rückſicht auf den zurzeit ſtattfindenden Rühlekurſus
am Freitag, den 4. März, aus.

Sroßmaul in Aengſten.
Giftnudelchen, unſere liebe altertümliche Jungfrau, fühlt ſich

einmal wieder vom heiligen Geiſt der ſchwärzeſten Reaktion be-
ſchattet und gibt etliche ahnungsvolle Stoßſeufzer von ſich. Vor
einigen Tagen ſchwelgte ſie in dem Gedanken, wie ſchön es doch
wäre, wenn man ſo nach auſtraliſchem Beiſpiel den Führern in
der Arbeiterbewegung etliche Jährchen Zuchthaus aufbrennen
könnte. Der Gedanke iſt inzwiſchen bei ihr heimiſch geworden.
Sie ächzt in den chriſtlichſten Tonarten nach einem Ausnahme-
geſetz, mit deſſen Hilfe die böſen Roten ſtatt der Rutenſtreiche
von heute der Skorpionenzüchtigung ausgeliefert werden könnten.

Amüſant iſt, wie das Blättle, welches auf Geheiß von oben
herab in Starkmännertum macht und den „Rückſchlag für das
Anſehen der Sozialdemokratie“ ankündigt, in höchſter Angſt den
Maſſenſtreik heranrücken ſieht. Schwere Wunden, ſo jammert es,
wird der Maſſenſtreik dem ganzen Wirtſchaftsleben ſchlagen, er
wird ſchließlich die Arbeiter zu „Ausſchreitungen“ nötigen. Und
dann wird der bekannte rote Lappen, diesmal mit dem ſchwarzen
Rande des „Aufruhrs“, dem Bürgertum vor die Naſe gehangen:

Mit ſolchen Folgen bedroht die Sozialdemokratie die ge
ſamte erwerbstätige Bevölkerung ſowie den nationalen Wohl
ſtand lediglich zu dem Zwecke, den erſten und entſcheidenden
Schritt zur Gewaltherrſchaft des Proletariats in unſerem Staate
u unternehmen. Es iſt klar, daß ein ſolches Vorgehen anaats- und volksgefährlicher Wirkung dem Hoch und Landes

verrat n u a iſt, und de demzufolge diejenigen, welche
um politi hen aſſenſtreik anſtiften oder einen in Szene
etzen, genau ſo ſtrafbar ſind wie Hoch- und Landesverräter.

Ach, hätt' ich euch, wie wollt' ich euch, ihr roten Volksverführer
und Aufhetzer! Aber da auch die kühnen Geiſter von der Halle
ſchen Zeitung keinen hängen, ſie hätten ihn zuvor, ſo wimmern
ſie nach „Ausfüllung der Lücken im Strafgeſetzbuch“:

An die Regierung richtet ſich demzufolge die ernſte Mahnung,
ſorgfältig zu prüfen, ob die Machtmittel, welche unſere Geſetz
gebung dem Staate und ſeinen Organen gegenüber dem
politiſchen Maſſenſtreik gibt, zur wirkſamen Bekämpfung des-
ſelben ausreichen. Wenn die Prüfung ergeben ſollte, daß
unſere Geſetze, insbeſondere unſer Strafgeſetzbuch, Lücken gegen
über dieſer neuen Erſcheinung aufweiſen, ſo iſt ohne Verzug
auf die Ergänzung und Erweiterung der geſetzlichen Handhaben
gegen in ihrer Wirkung dem Hoch- und Landesverrat gleich
W Unternehmungen der Sozialdemokratie Bedacht zu
nehmen.

Hoffentlich tritt der Verlag der Halleſchen Zeitung für die Folgen
von Berufsunfällen ſeiner Redakteure ein. Sonſt möchten dieſe
Herren wahrhaftig nicht mit ihrem Gehalt auskommen, wenn es

Bezahlung ihrer Spezialwaſchfrau für Unterhoſenreinigung
geht.

Das Kammergericht gegen die große Rede des Landtags
abgeordneten Liebknecht zum Juſtizetat. Die bekannte Rede des
Genoſſen Liebknecht, in der er nicht nur die Mängel der
modernen Rechtſprechung geißelte, ſondern auch fehlerhafte Be
ſtimmungen veralteter Geſetze kritiſierte, hat augenſcheinlich
das königliche Kammergericht verſchnupft. Der Präſident des
erſten Strafſenats benutzte die Gelegenheit einer Urteils-
begründung, um dem Anwalt des Rechts eins auszuwiſchen, der
übrigens mit dem zur Verhandlung ſtehenden Prozeſſe nicht dasmindeſte zu tun Vuil und a anweſend war. Es
handelte ſich um die Frage der Gültigkeit einer Peimmyng
der Milchpolizei- Verordnung der Stadt Königserg i. Pr. Dieſe
Beſtimmung ſchreibt vor, daß die Zapfhähne von Milchkannen
in beſtimmter Größe, in denen Milch auf Wagen ausgefahren
wird, zu ſichern ſind durch einen e perſ der nur zum
Ablaſſen von Milch entfernt werden darf. Die Vorſchrift ſollte
der Guts- und Molkereibeſitzer Uffhauſen übertreten haben,
weil ſeine nach Königsberg hinein fahrenden Kutſcher Milch-
kannen ohne einen vorgeſchriebenen Verſchluß auf ihren Wagen
hatten. Das Landgericht in Königsberg verurteilte den An-
geklagten, indem es die Beſtimmung für gültig erklärte, da ſie
dem Schutze der Geſundheit des Publikums diene. Sie ſei auch
durchführbar. Der Angeklagte legte Reviſion ein und beſtritt
u. a. die Gültigkeit der Vorſchrift. Beſonders macht er geltend,
daß ſie ganz unzweckmäßig ſei, was er näher ausführte.

Das Kammergericht verwarf die Reviſion und Senatspräſi-
dent Lindenberg führte aus: Die Verurteilung ſei unbe-
denklich. Die Beſtimmung ſei rechtsgültig. Der Angeklagte
wende ſich nur gegen ihre Zweckmäßigkeit. Dieſe habe aber der
Richter nicht nachzuprüfen. Nun habe ein Abgeordneter im
Landtag in 32ſtündiger Rede die Gerichte angegriffen darüber,
daß ſie die Zweckmäßigkeit nicht entſchieden. Darauf könne nur
erwidert werden, daß der Abgeordnete das Geſetz nicht kannte!
Der S 17 des Polizeiverwaltungsgeſetzes beſtimme: „Die
Polizeirichter haben über alle Zuwiderhandlungen gegen poli-
zeiliche Vorſchriften (88 5 und 11) zu erkennen, und dabei nicht
die Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit, ſondern nur die geſetz
liche Gültigkeit jener Vorſchriften nach den Beſtimmungen S 5,
11 und 15 dieſes Geſetzes in Erwägung zu ziehen.“ Es ſei uner-

findlich, wie die Anwendung dieſer Geſehesbeſtimmung de
Richter Angriffe eintragen könne. Natürlich geht dieſe ſcha
betonte Belehrung des Genoſſen Liebknecht ſehl. Selbſtve
ſtändlich kennt Liebknecht die Beſtimmung ganz genau. Nr
Herr Lindenberg irrt ſich. Die in Bezug genommenen Auf
führungen Liebknechts richteten ſich nicht gegen die Richter, ſo
dern gegen das Geſetz.

Wahlrechtsbewegung und Promenaden-Konzerte. Unter
Halberſtadt berichtet die Saalezeitung in ihrer geſtrigen Abend-
ausgabe folgendes: Die Promenaden-Konzerte, die bisher an den
Sonn- und Feſttagen ſtattfanden und für unſere Einwohnerſchaft
eine angenehme Unterhaltung bildeten, werden mit Rückſicht auf
die wiederholten ſozialdemokratiſchen Wahlrechtskundgebungen für
die nächſte Zeit in Fortfall kommen. Dieſe Maßnahme, die
ſich als notwendig herausgeſtellt hat, wird gewiß nicht dazu bei-
tragen, die Sympathien für die ſozialdemokratiſche Partei bei der
Bürgerſchaft zu erhöhen. Pfui Teufel über die gemeine rote
Geſellſchaft! Nimmt ſie den höhern Bürgertöchtern und den
Gymnaſiaſten jegliche Gelegenheit, ſich ungeſtört mit Blicken ihre
„Liebe“ zu geſtehen. Jn Gemeinſchaft mit der Saalezeitungs-
redaktion ſollten die Primaner und Selektanerinnen von Halber-
ſtadt eine Petition an die „Königliche“ Staatsregierung richten,
welche fordert, daß der Sozialdemokratie die gegenwärtige läſtige
Wahlrechtsbewegung einfach unterſagt wird. Das zieht ſicher!

46 Mark Ausbeute pro Kux gegen 42 Mark im Voriahre iſt
die Hall. Pfännerſchaft in der Lage zu zahlenz. Ein ſehr anſehnlicher
Gewinn, der es vor allen Dingen ſehr wohl ermöglichen würde,
daß den zum großen Teil miſerabel bezahlten Arbeitern dieſer
Geſellſchaft eine durchgreifende Erhöhnng ihres Lohnes gewährt
würde.

Wenn man mit Geld nicht umzugehen weiß. Jm Auguſt
vorigen Jahres berichteten wir über einen Ganunerſtreich, durch
den ein Friſeur aus Bernburg in einem hieſigen Reſtaurant
von angeblichen Kriminalbeamten um 700 Mark gebracht
wurde. Das nächtliche Abenteuer fand durch die Verhandlung
vor der Strafkammer ſeine Aufklärung.

Am Abend des 6. Auguſt v. J. beſuchte ein Friſeur aus Bern-
burg ein hieſiges Konzertlokal, in dem eine Damenkapelle
ſpielte. Er hatte eine auswärtige Gaſtwirtſchaft angekauft und
trug zur Anzahlung eine bedeutende Summe bei ſich, außer ver-
ſchiedenen Wechſeln 965 Mark in bar und in Papiergeld. Er
wurde im Laufe des Abends ſtart angeheitert und renommierte
wiederholt mit ſeinem Gelde. Auch ſpendierte er viel Bier und
ſchließlich ſogar Wein und Sekt. Einem Kellner erregte der
angeblich ſo reiche Herr durch ſein „komiſches“ Ausſehen und
die nicht allzu ſaubere Wäſche den Verdacht, das Geld möge
nicht auf ehrliche Weiſe erworben ſein. Er teilte dem Wirt
ſeinen Argwohn mit. Nach längerer Beobachtung fand auch
dieſer die Sache auffällig und äußerte, es ſei vielleicht gut,
wenn man einen Kriminalbeamten zur Stelle ſchaffen könne.Dieſe Bemerkung hörte auch der Seahrige Hermann der ſich

als Gaſt im Lokal befand. Er iſt ſchon vielfach vorbeſtraft
wegen Eigentums- und Roheitsvergehen und Zuhälterei. Er
erbot ſich lachend, den verdächtigen Herrn als angeblicherKriminalbeamter in Schrecken zu ſetzen. Vor der egganng
behauptete er allerdings, nicht er habe ſich dem Friſeur als
Kriminalbeamter vorgeſtellt, ſondern dieſer habe ſich vielmehr
ſelbſt die Jdee in den Kopf geſetzt, in L. einen Kriminalſchutz-
mann vor ſich zu haben. Während die beiden an einem Tiſche
zuſammen ſaßen, geſellte ſich der ſchon mit Zuchthaus vorbe-
ſtrafte 30jährige Hermann W. zu ihnen. Nach Ausſage des
Friſeurs hat auch W. ſich vor ihm als Kriminalbeamter auf-
geſpielt. Nach ſeiner Schilderung haben ihn die angeblichen
Kriminalbeamten in große Angſt verſetzt und wiederholt ſo
etan, als ob ſie ihn verhaften wollten. Jn der Retirade ver-
angten ſie ihm die Brieftaſche ab und zählten das Papiergeld

nach. Einer packte ihn dabei an der Kehle. Sie gaben ihm
dann die Brieftaſche zurück. Als der Friſeur aber nach längerer
Zeit die Taſche wieder hervorholte, um die anſtändige Reſtzeche
von 54 Mark zu begleichen, machte er die unangenehme
deckung, daß etwa 700 Mark aus der Faſche r
waren. Er ſoll übrigens an dem für ihn ſo verluſtreichen
Abend ſo verſchwende mit dem Geld v angen ſein, daß
über und unter dem Tiſche, an dem er gezech vier Zehn
markſcheine verſtreut lagen. W. hatte inzwiſchen das Lokal
verlaſſen. L. wurde von einem herbeigerufenen Polizeibeamten
durchſucht. Jn der Rückentaſche ſeiner Weſte fanden ſich drei
zuſammengeknüllte Hundertmarkſcheine vor. Er gab ſie für
erſpartes Geld aus. Später wurde auf der Treppe noch ein
vierter Hundertmarkſchein gefunden, der „zuſammengekaut“
und augenſcheinlich aus dem Munde ausgeſpien war. L. wurde
nach Zuſtellung der Anklage flüchtig, die Strafſache konnte
daher erſt ſo ſpät zur Aburteilung gelangen. L. wie W. be-
ſtritten aufs entſchiedenſte, das von dem Friſeur vermißte Geld
geſtohlen zu haben. Sie ſtanden nicht an, einem andern mit
großer Beſtimmtheit die Schuld zuzuſchieben. Der Staats
anwalt beantragte gegen beide je zwei a Gefängnis. Die
Strafkammer verurteilte L. wegen Diebſtahls und Amtsan-
maßung zu einem Jahre ſechs Monaten Gefängnis. W. wurde
nur der Amtsanmaßung für überführt erachtet und dafür mit
vier Monaten Gefängnis beſtraft.

Stadttheater. Die mit von der geſamten Preſſe konſtatierten
glänzendem Erfolg aufgenommene neue Oper: Herzog Wildfang,
von Siegfried Wagner, wird am Mittwoch wiederholt. Der
Dichterkomponiſt erſcheint perſönlich am Pult und dirigiert ſein
Werk. Donnerstag: Der fidele Bauer. Freitag Benefiz
Scholling Der deutſche König, von Ernſt von Wildenbruch. Be
ſonderes Jntereſſe bietet das nachgelaſſene Werk dadurch, daß die

r großen Stils hier in der J von Halle (am
eutſchenberg bei Merſeburg) ſpielt. Der Abend iſt als Epilog

um Wildenbruch Zyklus gedacht und ſoll durch eine Gedenkfeierſär den Dichter eingeleitet werden. Zunächſt ſpricht Walter Sieg
einen von ihm ſelbſt verfaften Epilog, dann leitet die vom ge
ſamten Orcheſter geſpielte Trauermuſik beim Tode Siegfrieds aus
Wagners Götterdämmerung unter Leitung von Eduard Mörikezum eigentlichen Drama hinüber Wie alljährlich werden die

zahlreichen Freunde Scholling an ſeinem Benefiz-
abend im Theater erſcheinen, beſonders, weil mit dem diesjährigen
Benefiz auch die Feier ſeines zehnjährigen Wirkens als Regiſſeur
verbunden iſt.

Jm Apollotheater beginnt heute ein Spielplan, der die neueſten
Darbietungen auf dem Gebiete der Variteekunſt enthält. Captain
Rudolf mit ſeinen Wunderelefanten, der in e kurzer Zeit berühmt
gewordene Hiſtoriſche Bilder-Zyklus, Freifrau von Broich, fünf
Lorriſons, The Hartley Wonders uſw., ſind weltbekannte Namen,
die eines weiteren Kommentars nicht bedürfen. Die Direktion
betont beſonders, daß trotz der enormen Koſten dieſes Weltſtadt
Programms die Eintrittspreiſe nicht erhöht wurden.

Walhallatheater. Zwei liebe alte Bekannte in dem neuen
Programm, jeder in ſeiner Eigenart prächtig Otto Röhr und
Max Marzelli, werden unzweifelhaft dazu beitragen, das Haus
jeden Abend zu füllen, zumal alle anderen Nummern neu für
Halle und von hervorragender Qualität ſind. Mittwoch nach
mittag 4 Uhr findet wieder Familienvorſtellung mit dem glänzenden
neuen Spielplan zu niedrigen Preiſen von —.50, 30 und 20
(Kinder die Hälfte) ſtatt.

Leichenfund. Heute früh wurde bei der Peterskirche in Kröll
witz die Leiche eines Soldaten gefunden. Wahrſcheinlich liegt
Selbſtmord vor.

Diebſtähle von Telegraphendraht. An der Telegrapheu
leitung der Bahnſtrecke zwiſchen Schlettau und Zſcherben ſind in
der Nacht zum 10. Februar 1910 etwa 150 Meter Bronzedraht,
ferner am 16. Februar 1910 etwa 22 kg Bronzedraht, endlich in
der Nacht zum 24. Februar 1910 wiederum 38 kg Bronzedraht
gewaltſam abgelöſt und geſtohlen worden. Sachdienliche Angaben
über den Verbleib des Drahtes und die Perſonen der Diebe
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werden an die Staatsanwaltſchaft zu den Akten 39. 74/10 erbeten.
Die oſtdirektion hier hat auf die Ermittelung der Diebe für
jeden der beiden erſten Fälle eine Belohnung von 50 Mk. für
den letzten Fall eine ſolche von 100 Mk. ausgeſetzt.

Amnendorf, 1. März. Eine Aenderung des Lokal-
kampfes hat die Arbeiterſchaft am vorigen Sonntag beſchloſſen.
Um ſchärfer gegen die für die Arbeiterſchaft in Betracht kommende
Lokale vorgehen zu können, iſt der Boykott über ſolgende Lokale
aufgehoben worden Jn Beeſen Halliſche Quelle (Ochſe); in Ammen
dorf Gaudichs Reſtaurant Heinrich) und das Elſtertal (Ochſe); in
Oſendorf das Kirchhofſche Lokal. Das heißt, die genannten Lokale
ſtehen uns nicht etwa zur Verfügung, ſondern wenn jemand dieſe
Lokale beſucht, ſo kann ihm kein Vorwurf gemacht werden. Dem-
gegenüber bleibt der Boykott beſtehen über folgende Lokale: Jn
Beeſen Deutſches Haus (Schulze) und Broihanſchenke
(Schunke); in Ammendorf Goldner Adler (Laudmann
in Radewell das Lokal des Herrn Hoffmann in Oſendorf
Gaſthof zum Dreierhaus (Kitzing). Einwohner obiger
Orte, zeigt auch weiter, daß wir nicht eher ruhen werden, bevor
unſer Wunſch erfüllt worden iſt. Mit aller Energie und Schärfe
müſſen die letztgenannten Lokale auch von dem letzten Einwohner
gemieden werden. Nur dann wird es uns gelingen, die Herren
Wirte an ihre Pflicht gegenüber der Arbeiterſchaft zu gewöhnen.

Lettin-Dölau, 1. März. Sozialdemokratiſcher Verein.
Donnerstag abend 8 Uhr findet im Gaſthaus Zur Erholung in
Lettin eine Zuſammenkunft der im ſozialdemokratiſchen Verein
organiſierten Frauen ſtatt. Einer recht zahlreichen Beteiligung
wird entgegengeſehen.

Rothenburg a. S., 1. März. Eingehen eines induſtriell
len Werkes. Die Mansfeldſche Kupferſchiefer bauende Gewerk-
ſchaft in Eisleben legt im Laufe dieſes Jahres den Kupferhammer
in Rothenburg a. S. ſtill, wo früher über 300 Mann beſchäftigt
waren. Die Verarbeitung geht auf das neue Meſſingwerk Hett-
ſtedt über.

Allerlei.
Furchtbare Lawinenkataſtrophe in Amerika.

Dondon, 1. März. Ein entſetzliches Unglück hat ſich im
amerikaniſchen Staate Jdaho ereignet. 25 Familien, im
ganzen 75 Perſonen ſind dort von einer Lawine verſchüttet
worden. Jn Ergänzung dieſer Nachricht wird noch gemeldet:
Die Lawine, deren Getöſe ſchon 18 km weit vom Orte der Kata-
ſtrophe hörbar war, hat die ganze Stadt Mure vollkommen zer-
ſtört. An hundert Perſonen und 50 Arbeiter der Northam
Paciſic-Bahn wurden verſchüttet. An der Unglücksſtätte iſt das
Tal auf eine Länge von über 2 km durch Schneemaſſen ver-
ſchüttet. Felsblöcke und mitgeriſſene Bäume lagen verſtreut um-
her. Als die Retter ihre Arbeit begannen, ſtellten ſich ihnen faſt
unüberwindliche Schwierigkeiten in den Weg, trotzdem gelang es
ihnen, 25 Perſonen lebend aus den Trümmern hervorzuziehen
Die genaue Zahl der Toten iſt noch nicht feſtgeſtellt, doch ſteht
feſt, daß ſie ſich über hundert beläuft. Wenn man einem Gerücht
Glauben ſchenken darf, dann iſt auch das Standard-Hotel,
in dem ſich 300 Reiſende befanden, ebenfalls zerſtört.
Geſtern iſt in den Bergen eine weitere Lawine niedergegangen
und hat die Stadt Borke zerſtört. Dadurch wird die Zahl der
Toten und Verſchütteten bedeutend vermehrt. Die Stadt Borke
zählte 900 Einwohner. Vor wenigen Jahren war die letzt-
genannte Stadt von einer Kataſtrophe heimgeſucht worden.

Die Neberſchwemmung in Belgien.
Bräſſel, 28. Februar. Die Ueberſchwemmung im Magazgebiet

ha ſehr großen Schaden angerichtet. Die Maas iſt insgeſamt um

6 Meter ſtiegen und hat inerreicht. V hen ſind
in vielen Hänfern ſteht das

eheil. Srehen Ke gwenn
ſſer über 1 Meter hoch. DiW

Straßenbahn war gezwungen, ihren Betrieb einzuſtellen. Die
den Fabriken ätigen Arbeiter müſſen in Booten nach ihren Ar
beitsſtätten gebracht werden. Auch viele Einwohner, welche durch
das Waſſer vom Lande abgeſchnitten ſind, müſſen die Lebensmittel
per Boot in ihre Wohnungen gebracht erhalten.

Die ſchwarzen Pocken in Paris.
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Ein Fall von ſchwarzen Pocken wurdeParis, 1. März.
i einen Hotel am Boulevard

ma
eſtern in einem

Opfer einer neuen Krankheit.
Konſtantinopel, 28. Februar. Nach einer Meldung der

Yeni Gazetta iſt bei Jaleva am Marmarameer eine un
Todesfälle verurſacht haben ſoll.

Hiſtoriſche Funde in Baden.
Köln, 28. Februar. Auf einem Acker in der Gemarkung

Schwabenheim in Baden wurden in einer Tiefe von etwa
1 Meter Gräber mit wichtigen hiſtoriſchen Funden frei-
gelegt. Man faud bei den Skeletten guterhaltene goldene
Dolche, Säbelgriffe, Gürtelſchlöſſer,, goldene Brochen und
einen wunderbaren Perlenkranz mit größeren und kleineren
Perlen. Daneben lagen Münzen mit der v Kon
ſtantin der Große. Sachverſtändige werden ſich an Ort und
Stelle begeben, um den Fund aufzuklären.

Awerikaniſcher Rieſenſchwindel.
Neuyork, 28. Februar. Hier wurde ein Rieſenſchwindel auf

gedeckt. Eine neue Neuyork-Bordeaux-Dampferlinie kündigte billige
Fahrten an und verkaufte Tauſende von Fahrkarten im ganzen
Lande, exiſtierte aber überhaupt nicht. Alle Beteiligten ſind nach
Europa geflohen und ihre Bureaus ſind geſchloſſen.

Ein fetter
Köln, 28. Februar. Auf Schloß Arienfeld Gieſenberg bei

Neuwied wurde Sonntag nacht eingebrochen, während der
Beſitzer verreiſt war. Den Dieben fielen für 100000 Markt
Juwelen in die Hände. Kölner und Aachener Polizeihunde nahmen
die el anng du doch verlor ſich die Spur auf dem durch Regen
aufgeweichten Boden.

Ein Wechſelfälſcher.
Kaſſel, 28. Februar. Großes Aufſehen erregt hier die

Verhaftung des Stadtreiſenden Hans Hahn, Vertreter einer
ſeit Jahren beſtehenden angeſehenen Großhandlung von
Drogen, Chemikalien und Farbwaren, wegen raffinierter
Wechſelfälſchungen in Höhe von 42 000 Mk. Hahn, der Vor
ſitzen der einer ganzen Anzahl angeſehener
Vereine in Kaſſel war, wurde am Sonnabend von einer
Feſtlichkeit weg verhaftet. 3

Aufruhr!
Und der Herre Staatsanwalte
öffnet ſeine Redeſpalte:
„Aufruhr!“ ſagt er, „ich plädiere
Zuchthaus,“ ſagte er. „Dieſe Tiere
nagen an der Eiche Wurzeln,
und der Thron geht ſachte purzeln,
welches kein Benehmen is.
Außerdem und überdies
iſt der Rädelsdelinquent
als ein Redakteur bekennt,
der mit aufgereiztem Schwung
läſtert die Begüterung.
Jn dem Zuge ſchnob die Naſe
er mit wütiger Emphaſe;
dieſes Zeichen ſpricht für ſich
und iſt rottenführerlich.
Endlich, als der prächt'je Schutzmann
dieſem niederträchtjjen Schmutzmann

vekannte Krankheit ausgebrochen, die bis jetzt 300

wackeln tat er mit dem Ohr.
Darum Zuchthaus. Denn das Töten
iſt uns leider hier verböten.“
Sagt erx, und der Kiefer jackelt
ihm, als er den Speech gequackelt,
und die große Futterlu-
ke klappt zu.

Hans Naivus im Vorwärts.
An unſere Mitarbeiter.

Jeder Arbeiter ſollte ſich zur Pflicht machen, der Redaktion
einer Zeitung und für einen aufgeklärten Arbeiter kann
eine Zeitung nur eine ſozialdemokratiſche ſein wichtige Vor
ommniſſe raſch und wahrheitsgemäß perſönlich oder ſchrift
lich mitzuteilen. Dabei werden nicht etwa ſtilgerecht abgefaßte
Mitteilungen verlangt; es genügt, wenn der Sachverhalt kurz
und h niedergeſchrieben wird. Vereins- und
Verſammlungsberichte ſoll man ſo kurz wie möglich faſſen. Da
durch erſpart ſich der Schriftführer Zeit, und er ſpart auch dem
Redakteur die Zeit, die er zum Sichten und Streichen ver-
wenden muß. Sind die Berichte kürzer abgefaßt, läßt es ſich
in vielen Fällen auch ermöglichen, ſie ſchneller abzudrucken.
Jn den meiſten Berichten können ſchon die Eingangszeilen
fortfallen. Nach dem gewöhnlichen Schriftführer-Schema heißt
es: „Um 81 Uhr eröffnete der Vorſ. Gen. A. B. die Verſamm-
lung mit der Tagesordnung: 1. Vortrag des Genoſſen C. D.
über Zweck und Nutzen der Organiſation; 2. Diskuſſion; 3. Ge
ſchäftliches; 4. Verſchiedenes; 5. Fragekaſten. Nach Verleſung
des Protokolls hielt Genoſſe C. D. einen Vortrag über Zweck
und Nutzen der Organiſation.“ Jn dieſen Sätzen iſt alles
überflüſſig, außer: „Genoſſe C. D. hielt einen Vortrag über
Zweck und Nutzen der Organiſation.“ Ob die Verſammlung
gerade ums Uhr eröffnet wurde, iſt für die Mit- und Nachwelt
gleichgültig. Daß der Vorſitzende ſie eröffnete, iſt ſelbſtredend,
und wenn der Vorſitzende wirklich verhindert war, ſo iſt das
auch gar nicht wichtig. Die Tagesordnung braucht nicht wieder-
gegeben zu werden. Die einzelnen Punkte werden viel beſſer
im Berichte im Zuſammenhang erwähnt. Wenn heute jemand
über Zweck und Nutzen der Organiſation ſpricht, bedarf es
keiner näheren Mitteilungen über das Geſagte. Die meiſten
Leſer haben ſchon einigemal in ihrem Leben einen ſolchen Vor-
trag gehört. Etwas anderes iſt es natürlich, wenn über Be
rufsfragen, über beſondere ſoziale und wirtſchaftliche Ange-
legenheiten in einer Gewerkſchaftsverſammlung referiert wird,
wenn zu den Unternehmern Stellung genommen wird, wenn
Forderungen betreffend Lohn- und Arbeitszeit geſtellt werden
das ſind Dinge, die allgemeines Jntereſſe haben und einer ge-
nauen Wiedergabe wert ſind. Alſo: Hervorkehrung der Be
rufsangelegenheiten in den Berichten, auch wenn ſie nur unter
Verſchiedenes behandelt wurden, und Unterlaſſen Re
r über einleitende Vorträge, die vielleicht die Entſtehung
es Kapitalismus uſw. betreffen. Solche Vorträge ſollen ſich

die Genoſſen anhören, indem ſie die Verſammlungen beſuchen
in den r brauchen ſie nicht breitgetreten zu werden.
Ebenſo iſt es nur bei wichtigen Anläſſen (z. B. bei Vertagung
eines Streiks) nötig, eine Reſolution im Wortlaut wieder
zugeben. Jn Fällen, in denen erſchöpfend die Debatte wieder
gegeben iſt, genügt der Satz: „Es wurde eine entſprechende
Reſolution angenommen.“ Schließlich iſt auch die ſtraf-
rechtliche Seite zu erwähnen. Viele Berichterſtatter gefallen
ſich in Ausdrücken und Wendungen, die zwar ſehr hübſch klin

die aber den Verantwortlichen mit dem Strafrichter in
onflikt brächten, wenn ſie ſtehen blieben. Es kommt nicht

ſelten vor, daß ganze Partien eines Berichts lediglich aus
dieſem Grunde fortbleiben müſſen der Schreiber ſieht dann
53 ſchönes Werk zertrümmert. Auch bedenkliche

ehauptungen können nicht Aufnahme finden, wenn nicht
ſichere Gewähr für ihre Richtigkeit gegeben iſt.

Die heutige Nummer umfaßt 10 Seiten.

Sie kommen nicht darüber
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Eckstein's F ELIO Cigaretten
von A. M. Eckstein Söhne Dresden.

10 Stück 20 Pfg. Zu haben in Digarrenhandlungen.

zum Magenschluß
gehört ein guter Käse und fürs Brot die

deſikat schmeckende

h M.
die Eſitemarken der Margarine- industrie
Als Brotaufstrich von feinster Molkereiu

Hutter nicht zu unters cheiden
Ueberall erhäfticht

Aleinlge Fabrikanten:

A. L. MOIR G. m. d. t
AITONMR-BAHRENFELD.

Sfegerin

Mädohen für Stadt u. Land
erhalten koſtenlos Stellung.
Frau Thereſe Greie, Stell.Verm.Ernst Haeckel

Volksaunsgabe. Preis 1 M. e
Volksbuchhandlung, Halle a. S. Perfekte Jeret e

Gebr. Herrmann, ederhand
Guterhaltener Kinderwagen zu

verkaufen Stornstr. S,
Nvpeltransporte nimmt an
R. Weihmann, Bernhardyſtr. 35.

Ehrliche ſanbere Aufwartung,
nicht über 18 Jahr, für den u
Tag geſ. Krukenbergſtr. 11,2 Tr.

z. Schneidern geſ.
Merſeburgerſtr. 62 III, Opitz.Arbeitsmarkt

Vnterticht

We eichVakanzenpoſt Eßlingen 156. lehrt die Deutſche GCrammatik mit

Iücht Voricht für Maß ausgezeichnetem Erfolge Spracher ſtepperei geſucht lehrer Foussaint- Berlim,
Gebr. Herrmann, Lederhandlg. Brunnenstr. i35. Man veriange Prospeki.

T

a A. mr a a. h. R. V Verleger vorm. Aug. Gr aß, jetzt A. XFähn i a. Sämtl. i, Halle a. S.
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2. Beilage zum Volksblatt.
Tr. v1 Halle a. S., Mittwoch den 2. März 1910 21. Jahrg.

Gewerkſchaftliches.

Am Sonnabend de W en wurde der zweite, von der Generalkommiſſion
der Gewerkſchaften für das Jahr 1909-10 eingerichtete Unter
richtskurſus geſchloſſen. Jeder Kurſus währt ſechs Wochen.
Der erſte Kurſus fand in der Zeit vom 25. Oktober bis 4. De
zember 1909 ſtatt, der zweite Kurſus vom 17. Januar bis 26.
Februar, und der dritte Kurſus wird am 30. März beginnen.
Die Meldungen zur Teilnahme an den Kurſen ſind ſtets ſo
zahlreich, daß im Jntereſſe eines eingehenden Unterrichts oft
nicht alle Meldungen berückſichtigt werden können. Der erſte
Kurſus zählte 71 Teilnehmer, der ſoeben beendete 65. Es
werden Vorleſungen gehalten über: Geſchichte und Theorie
der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung, gegneriſche Gewerk
ſchaften in Deutſchland. Gewerkſchaftsbewegung des Aus-
landes, Verſicherungsgeſetzgebung, Strafrecht, Arbeiterſchutz,
gewerblichen Arbeitsvertrag, Nationalökonomie, Kartelle und
ArbeitgeberVereinigungen, Einführung in die Statiſtik, Bank
weſen und Geldverkehr, Gewerbehygiene und über gewerkſchaft
liche Literatur. Der Unterricht für dieſe ſämtlichen Fächer um
faßt rund 200 Stunden.

Zum erſten Male hatte die Generalkommiſſion Ende vorigen
Jahres einen Unterrichtskurſus für Arbeiterſekretäre einge-
richtet. Während in den Kurſen für Gewerkſchaftsangeſtellte
Vorleſungen über Wirtſchaftslehre bevorzugt werden müſſen,
beſchränkte ſich der Kurſus für die Arbeiterſekretäre auf die
Rechtslehre. Es wurden über Arbeiterverſicherung, Staats

bürgerrecht, Bürgerliches Recht, Strafrecht und Strafprozeß,
Zivilrecht und das Verfahren vor den Gewerbe und Kauf-
mannsgerichten, gewerbliches Recht und über Arbeiterſchutz Vor
träge gehalten. Der Unterricht wurde hier hauptſächlich von
Juriſten erteilt. Dieſer Kurſus dauerte nur vier Wochen und
umfaßte 136 Stunden er war von 26 Teilnehmern beſucht.

Am Schluſſe jedes Kurſus findet in Gegenwart der Vor-
tragenden eine Ausſprache mit den Schülern ſtatt, in denen
ſtets zum Ausdruck kommt, daß die Schüler durch den Unter-
richt ihr Wiſſen bereichert haben, das ſie nun im Jntereſſe der
Arbeiterbewegung und ihren Organiſationen nutzbringend ver
werten wollen. Auch werden Wünſche der Kurſusteilnehmer
auf etwaige Aenderungen des Unterrichtsplanes gern ent-
gegengenommen, die dann der Generalkommiſſion zur Be-
rückſichtigung überwieſen werden. Oft wiederkehrend iſt dabei
der Wunſch, die Kurſe zu verlängern, um die einzelnen Unter-
richtsgegenſtände noch ausführlicher behandeln zu können. Das
damit bekundete rege Jntereſſe an der eigenen Fortbildung der
Gewerkſchaftsangeſtellten zeigt, welch wertvolle und nützliche
Einrichtung die Generalkommiſſion mit dieſer Jnſtitution ſchuf.

Die Lohnbewegung der Treibriemen-, der Buchdruck- und

Steindruckereiarbeiter Nürnbergs
iſt ohne Arbeitseinſtellung erfolgreich beendet. Jn
beiden Fällen wurde ein dreijähriger Tarifvertrag abgeſchloſſen.
Die Arbeitszeit der Treibriemenſattler darf höchſtens
auf 58 Stunden die Woche bemeſſen werden, währenddem die
andere Arbeiterkategorie eine 53ſtündige Arbeitswoche haben
wird. Treibriemenſattler, die bisher mit 40 Pfg. und niedriger
entlohnt worden ſind, erhalten eine Zulage von 3, die mehr als
40 Pfg. verdienten, eine ſolche von 2 Pfg. per Stunde. Am
1. März 1911 und am 1. März 1912 erfolgt für alle Arbeiter
eine weitere Zulage von 1 Pfg. per Stunde. Die Walzen-
ſattler errangen einen Mindeſtlohn von 43 Pfg. Am 1. März
1910 erhalten ſie mindeſtens 45 Pfg., am 1. September 1910
47 Pfg. und am 1. März 1911 mindeſtens 48 Pfg. Stundenlohn.
Ueberarbeit wird mit 25, Sonntags und Nachtarbeit mit
50 Prozent Zuſchlag vergütet. Treibriemenſattler erhielten auf
Montage in den meiſten Fällen keinerlei Vergütung, jetzt er
halten ſie für Mittageſſen 1,25 Mk., ebenſoviel für Abendeſſen
und 1,0 Mk. für Nachtlogis. Warte- und Fahrzeit wird wie
Arbeitszeit bezahlt. Bei den Walzenſattlern kommt nur Mon-
tage am Ort in Frage, wofür die Stunde 10 Pfg. vergütet wird.

erdem wurde den Walßzenſattlern der 1. Mai als Feiertag
freigegeben und nach dreijähriger Tätigkeit im Betriebe ein
Urlaub von drei Tagen gewährt, der alle zwei Jahre um einen
Tag, bis zur Höchſtdauer von ſechs Tagen vermehrt wird.
Werkzeng, Seife, Handtücher ſtellt der Unternehmer. Die Ein-
haltung des Tarifes überwacht eine Schlichtungskommiſſion.
Der Srfolg iſt für die meiſten Arbeiter eine Stunde Arbeits
verkürzung und durchſchnittlich für alle eine Lobnerhöhung von
150 Mk. pro Woche.

Aus den Hachbarkreiſen.
Warnung!

An die Partei- und Verbandsgenoſſen
der Mansfelder Kreiſe!

Seit einiger Zeit geht ein gewiſſer Wolf aus Eisleben nebſt
auf den Ortſchaften hauſieren,

die zumeiſt den allergrößten Schund bilden. Zu ihrer eigennützigen
Tätigkeit hat die Geſellſchaft teils den Namen der Partei, teils
den Namen des Bergarbeiter- Verbandes mißbräuchlich benutzt.
Wir erklären hiermit, daß der aus Partei und Verbandsmitgliedern
gebildete, unterzeichnete Ausſchuß mit obiger Geſellſchaft nichts zu
tun hat und warnen vor dem Beſuch der Vorführungen.

Der Bildungsausſchuß, Eisleben.

Zeitz, 28. Februar. Achtung, Genoſſen und Gewerk
ſchaften! Morgen, Mittwoch, abend 8/2 Uhr, haben die Vor
ſtands Mitglieder ſämtlicher Gewerkſchaften, die Bezirksführer des
Sozialdemokratiſchen Vereins oder deren Stellvertreter, die Stadt
verordneten ſowie der Vorſtand des Gewerkſchaftskartells und des
Sozialdemokratiſchen Vereins Sitzung beim Genoſſen Kämpfe.
Tagesordnung iſt: Die nächſte Maifeier.

Zeitz, ruar. Konſumverein für Bekleidungsr Am kommenden Sonntag (6. März) hält vor-
enannter Verein ſeine Generalverſammlung im mpfe'ſchen
okal, Schüpenſtraße 8, ab. Die Generalverſammlung ſoll u. a.den a des 3. Geſchaäftsjahres entgegennehmen. Dem Verein
ehörten am Schluſſe des Berichtsjahres 448 e an. Das

iſt leider noch immer eine kleine gegenüber der großen
Arbeiterſchar, die wir in Zeit und Umgegend haben. Der Um
ſaß betrug 27 68899 VWek, gegen das Vorjahr mehr 1436,75 Mk.
Die Roh W. 7,99 Mk, die Unkoſten und Abſchreibungen 29 M. ſodaß 2957,70 Reinüberſchuß verbleibt.Sen dieſem Reinüberſchuß ſollen 7 Prozent als Rückvergütung

t werden, 150 Mk. an die Geſamtverwaltun als Enten und 8652 Mk. dem Reſervefonds zugeführt werden.

Dieſer Verein kann nun alſo auch eine Rückgewähr von 7 Prozent
len, wie der alte Konſumverein; die kaufenden Mitglieder haben

alſo auch hier mehr Nutzen als bei den Geſchäftsleuten. Wir
wünſchen nur, daß der Verein noch recht wachſen möchte und daß
ihm die Arbeiterfrauen beſonders verſtändnisvoll entgegenkommen.

t dann kann der Verein die ſich geſtellte Aufgabe auch ganz
und voll löſen.

Zeitz, 28. Februar. Der Sozial demokratiſche Verein
veranſtaltet am Freitag abend im Schützenhaus eine Mitglieder-
verſammlung. Genoſſe Redakteur Hennig-Halle wird über
unſere Mittel im Wahlrechtskampfe referieren. Die Mitglieder von
Aue und Rasberg nehmen an der Verſammlung gleichfalls teil.
Zeitz, 28. Februar. Feuerwehr und Arbeiterſchaft. Jn

einer Zeitzer Zeitung wurde angedeutet, daß am Sonntag, den
13. Februar, neben den Gendarmen auch Feuerwehrleute im Hofe
des Rathauſes bereit gehalten wurden, um eventuell gegen die
Wahlrechtsdemonſtranten losgelaſſen zu werden. Dieſe Angelegen-
heit kam auch in der letzten Mitgliederverſammlung des Sozial
demokratiſchen Vereins zur Sprache. Von verſchiedenen Genoſſen
wurde angeführt, daß bei der Freiwilligen Feuerwehr auch Arbeiter
ſind, die politiſch und gewerkſchaftlich organiſiert ſind, daß dieſe
aber doch unter keinen Umſtänden Aktionen mitmachen dürften,
die ſich gegen die Arbeiter richten, ſondern daß ſie dann aus der
Feuerwehr austreten müßten. Von einem Genoſſen, der der
Feuerwehr angehört, wurde darauf mitgeteilt, daß es nicht wahr
ſei, daß Feuerwehrleute bereit gehalten worden wären, die betr.
Zeitzer Zeitung habe falſch berichtet. Jetzt wird nun aufs neue
behauptet, daß 22 Feuerwehrleute am 13. Februar im Rathauſe
bereit gehalten wurden, zwar nicht in Uniform, ſondern in ihrer
gewöhnlichen Kleidung. Wir fordern nun von den organiſierten
Arbeitern, die der Feuerwehr angehören, daß ſie unzweideutig
angeben, wie die Dinge liegen. Klarheit muß ſein. Wir haben
nichts gegen das ungemein nützliche Jnſtitut der Feuerwehr ſelbſt,
aber die Mitglieder derſelben ſollen ſich nicht zu Sachen gebrauchen
laſſen, die nicht zu ihren Obliegenheiten als Feuerwehrangehörige
gehören. Sie ſollen keine Polizeidienſte machen. Bis
zum Freitag, zur nächſten großen Mitgliederverſammlung, müſſen
wir von den Genoſſen, die in Betracht kommen, Antwort haben.
Zeitz, 28. Febr. Krieg gegen die Sperlinge. Der Magiſtrat
ſchreibt: Jn den letzten Jahren iſt es vielfach bemerkt worden, daß die
Sperlinge zum Schaden unſerer heimiſchen Singvögel, ſich ſtark ver
mehrt haben. Zum Schutze unſerer Sänger in Feld und Wald, deren
Brutgeſchäft im April und Mai nicht geſtört werden ſollte, iſt es
erwünſcht, daß der Sperling und ſeine Brut in jeder erlanbten
Weiſe vernichtet wird.

Zeitz, 28. Februar. Freibank. Mittwoch und Donnerstag
rohes Rindfleiſch a Pfund 45 Pfg., Freitag gedämpftes Rindfleiſch
a Pfund 30 Pfg.

Rasberg, 28. Februar. Gemeindevertreterſitzung. Jn
der Sitzung am 25. ds. Mts. wurde über die Gründung einer
freiwilligen Feuerwehr beraten. Ein Beſchluß wurde nicht gefaßt,
es ſoll erſt ein Ueberblick über die entſtehenden Koſten gewonnen
werden. Beſſer wäre, die Sache glatt abzulehnen, wie es ſchon
in verſchiedenen Gemeinden geſchehen iſt: auch die Koſten ſind
ziemlich hoch. Der Zimmermann G. ſtellte den Antrag auf
wöchentlich acht Mark Armenunterſtützung. Es ſollen erſt Er
kundigungen über die Vermögensverhältniſſe des G. eingezogen
werden. Der Koſtenanſchlag für den Schulneubau beläuft ſich
auf 26 000 Mk. einſchließlich der Koſten des Ehrhardſchen Gartens.
Bauplan und Koſtenanſchlag werden der Regierung zur Ge
nehmigung überwieſen. Die Erdarbeiten ſollen in den nächſten
Tagen ausgeſchrieben werden. Unter Verſchiedenem gab der
Vorſteher bekannt, daß am Mittwoch, den 2. März, wieder
eine Sitzung ſtattfindet, in welcher der Voranſchlag für das
Rechnungsjahr 1910/11 vorgelegt wird. Die Steuern ſollen um
25 bis 30 Prozent herabgeſetzt werden. Wir machen unſere
Genoſſen auf dieſe Sitzung aufmerkſam, ſie können dort erfahren,
wozu ihre Steuergelder verwandt werden.

Zur Gemeinderatswahl. Jn der letzten Verſammlung
des Sozialdemokratiſchen Vereins hielt Genoſſe BurgauNaum-
burg einen Vortrag über die Landgemeindeordnung. Als Kan-
didaten wurden aufgeſtellt für die zweite Abteilung Genoſſe Otto
Richter, für die dritte Abteilung Genoſſe Heinrich Klietſch.
Die Abrechnung vom letzten Quartal wurde für richtig befunden.

Weißenfels, 28. Febr. Sitzung der Stadtverordneten
am 2. März. Tagesordnung 1. Wahl eines Steuerausſchuſſes.
2. Anſchluß der Lehrer und Lehrerinnen der Bürgerſchule an die
Alterszulagenkaſſe der Volksſchullehrer. 3. Rechnung der Ober
realſchule für 1908. 4. Rechnung der höheren Mädchenſchule für
1908. 5. Rechnung der Bürgerſchule für 1908. 6. Dienſt-
anweiſungen für das techniſche Perſonal im Stadtbauamte. 7. Be
ſchlußfaſſung zu Nr. 2 der Ordnung betreffend die Erhebung von
Gebühren in Baupolizeiſachen der Stadt Weißenfels. 8. Rechnung
der J. Volksſchule für 1908. 9. Rechnung der Hilfsſchule für 1908.
10. Rechnung der II. Volksſchule für 1908. 11. n der
i. Volksſchule für 1908. 12. Rechnung der katholiſchen Volks
ſchule für 1908. 13. Rechnung der gewerblichen Fortbildungsſchule
für 1908. 14. Wahl eines Mitgliedes für die Pferdeaushebungs
kommiſſion im Mobilmachungsfalle. 15. Erhöhung der Stunden-
löhne der Ratsarbeiter und der Arbeiter der ſtädtiſchen Park
deputation. Hierauf nichtöffentliche Sitzung.

Weißzenfels, 28. Februar. Naturaliſation. Von der
Arbeiterſchaft wird noch viel zu wenig darauf Bedacht genommen,
in den preußiſchen Staatsbürgerverband einzutreten und damit
neben der Pflicht des Steuerzahlens auch die Rechte des Staats
bürgers zu erlangen, die ja von der herrſchenden Klaſſe den
Arbeitern in immer größerem Maße beſchnitten werden. Zu
dieſem Mißſtande mag nicht wenig beitragen, daß mit der
Erwerbung des Staatsbürgerrechtes eine Menge Schreibereien
verbunden und eine Kenntnis des geſetzlichen Materials notwendig
iſt Um dies zu erleichtern, nimmt die Agitations und Naturaliſations
kommiſſion der Partei jeden Montag und Donnerstag abends von
7-—9 Uhr in der Expedition des Volksblattes, Fiſchgaſſe 22, derartige
Geſuche entgegen und werden alle nötigen Schritte uuentgeltliche Hoffentlich machen die Arbeiter von dieſer Einrichtung
recht ausgiebigen Gebrauch.

S Leichenfund. Geſtern vormittag wurde in der Nähe von
Burgwerben, unweit der Bahnwärterbude 28 eine weibliche Leiche
gelandet.

Obergreißlan, 28. Februar. Gemeindewahlſieg. Bei derGemeindevertreterwah am 25. d. M. erhielt Genoſſe G. Pauli
vom 28 abgegebenen Stimmen 15. Bisher hatte die Arbeiterſchaft
keinen Vertreter im Gemeindeparlament.

Theißen, 28. Februar. Die Wahl des Knappſchafts-
älteſten findet Sonntag, den 6. März, vormittags 10 Uhr im
Gaſthof Zur goldenen Krone, ſtatt. Als Kandidaten hat die Ar-
beiterſchaft folgende Kameraden aufgeſtellt: als Knappſchafts
älteſten Richard Hellfritzſch, als 1. Erſatzmann Albert Hen
nicke, als 2. Erſatzmann Richard Sandner. Alle ſtändigen
Kameraden werden erſucht, am 6 März ihre Pflicht zu erfüllen
und obigen Kameraden ihre Stimme zu geben.

Wildſchütz, 28. Februar. Sieg im Lokalkampf. DerArbeiterſchaft von Wüldſchütz und Umgegend iſt es nun endlich
gelungen, das Lokal des Herrn BeckeWildſchütz zu Verſammlungen
zu erringen. Wenn auch das Lokal nur zu gewerkſchaftlichen Ver
ammlungen der Arbeiterſchaft zur Verfügung ſteht, ſo iſt auch
das ſchon ein guter Fortſchritt zu nennen. Die Arbeiterſchaftkonnte längſt ſo weit ſein, wenn nicht die Lauheit und Gleich-

ültigkeit ſo vorherrſchend wären. Am Sonntag, den 6. März,
ndet nun in dem errungenen Lokale die erſte Verſammlung

ſtatt, Referent iſt Kam. Weickart- Zeitz. Es iſt Pflicht, eines
jeden denkenden Arbeiters, ſein möglichſtes zu tun, daß der Beſuch
der Verſammlung ein recht guter wird.

Sekte 28. Februar. Wacht meiſter Ernſt, der ſo viel
fach beſchäftigte, iſt auch Ehrenmitglied der reichstreuen Ortsgruppe
Burgörner. Eigentlich ſollen ſich Soldaten nicht politiſch betätigen,aber im reichstreuen Sinne ſchadet es nichts. Dieſer eifrige Be
amte iſt faſt in jeder Gerichtsſitzung zu finden, natürlich auch vor
dem Schwurgericht, das kürzlich unſere Kameraden ſo ungeheuer-
lich beſtrafte. Als nun die Zeugen ihr Geld abhoben, war auch
Ernſt da, um das ſeinige ebenfalls in Empfang zu nehmen. Als
er hörte, daß die Bergleute 4 Mk. Arbeitslohnverluſt verlangten,
ſagte Ernſt: Da ſtellen ſich die Leute anf die Bühne und ſprechen
von niedrigen Löhnen und hier ſieht man, was ſie kriegen.
Natürlich wurde dem Herrn gleich geantwortet, daß ihm dies egal
ſein könne. Was weiß der Mann überhaupt davon. Vor dem
Streik und nachdem iſt doch wohl ein kleiner Unterſchied. Oder
iſt er vielleicht bei den jetzigen teuren Zeiten in der Lage, mit
4 Mk. voll zufrieden ſein zu können Wir glauben, ſein Gehalt
beträgt erklecklich mehr, und die ſchönen Zeugengebühren ſind
auch nicht ganz ohne. Es ſollte deshalb niemand mit Steinen
werfen, der im Glashauſe ſitzt.

Unterröblingen, 28. Februar. Richtigſtellung. Jn Nr. 49
wurde unter Oberröblingen mitgeteilt, daß der Zimmerlehrling
Barke aus Unterröblingen an den Folgen des Unfalls geſtorben ſei.
Der Verunglückte iſt jedoch nicht tot, ſondern iſt auf dem Wege
der Beſſerung.

Vockwitz, 28. Februar. Die erſte Frauenverſammlung
des hieſigen Wahlvereins fand in der erſten Woche des Februar
ſtatt. Sämtliche 20 Genoſſinnen nebſt 5 Genoſſen waren erſchienen.
Es wurde lebhaft über die Frauenfrage diskutiert. An zahlreichen
Beiſpielen wurde nachgewieſen, daß die Frauen imſtande ſind,
durch Zuſammenſchluß für ſich Vorteile zu erringen, die Konſum-
vereine und Arbeiterunternehmungen kommen ihnen da ſchon ent-
gegen. Die Frauen ſollen ſich auch S x undſich durch lehrreiche Vorträge aufklären. Weiter wurde die alte
Unſitte, das Zemperſchenken und das teure Pateſtehen verurteilt.
Auch der Schnaps und die Trunkſucht wurde ſcharf verurteilt
Die Bibliothek ſoll von den Frauen benutzt und die Frauenzeitung,
die Gleichheit, ſoll abonniert werden. Nachdem noch eine oſſin
aufgenommen wurde, ſchloß die Vorſitzende mit dem Wunſche, daß
die Genoſſinnen die nächſte Verſammlung ebenſo zahlreich be-
ſuchen und unter den Arbeiterfrauen für unſere Ziele lebhaft
agitieren.

Merſeburg, 1. März. Die Partei-Funktionäre werden
erſucht, Donnerstag, den 3. März, abends 82 Uhr in der
Kaiſerhalle zu einer Sitzung vollzählig und pünktlich zu erſcheinen.

Lützen, 28. Februar. Die Anmeldung der zu Oſtern ſchul-
pflichtigen Kinder, die in der Zeit vom 1. Oktober 1903
bis 30. September 1904 geboren ſind, erfolgt am Freitag den
4. März d. J. von 9--12 Uhr vormittags im Rektorzimmer der
Bürgerſchule. Die Jmpfſcheine ſind von allen, die Taufſcheine
uur von den auswärts geborenen Kindern vorzuzeigen.

Hohenleipiſch, 28. Februar. Achtung, Gemeinderats-
wahl. Nächſten Sonnabend, den 5. März, finden in unſerem
Orte Gemeindevertreterwahlen ſtatt. Es ſcheidet aus der dritten
Klaſſe ein bürgerlicher Vertreter aus. Da erſt ein Vertreter der
Arbeiterſchaft im Gemeinderat ſitzt, iſt es Pflicht der Arbeiter,
ſich auch diesmal recht 24 an der Wahl zu beteiligen. Von
unſerer Partei iſt aufgeſtellt der Töpfer Hermann Schemmel.
Da die Wahl günſtig angeſetzt iſt d z
abends von 7 bis 8 m iſt, es Pflicht eines jeden, ſich an der
Wahl zu beteiligen. Wähler iſt jeder Preuße, der 24 Jahre alt,
wenigſtens 6 Monate im Orte iſt und keine Armenunterſtützungbegeht Darum auf zur Wahl, tue ein jeder ſeine Pflicht.

Ramſin, 28. Februar. Achtung, Gemeinderatswähler!
Jn der öffentlichen Verſammlung am Sonnabend referierte Gen.
W inter Holzweißig über die Bedeutung der Wahlen zur Gemeinde

Vertretung. An vielen Beiſpielen aus der Gemeinde Holzweißig
wußte Redner geſchickt darzulegen, wie nötig die Beteiligung an
den Wahlen ſpeziell für die Arbeiterſchaft iſt. Hierauf ſprach Gen.
Lützner über ſeine zwölfjährige Tätigkeit in der Gemeinde
Vertretung. Nach einer kurzen Diskuſſion wurde Gen. Lützner
wieder einſtimmig als Kandidat für die 3. Wählerklaſſe aufgeſtellt,
für die 2, Abteilung iſt Maurer Wilh. Henze aufgeſtellt. Die
Verſammlung verſprach, für beide Genoſſen lebhaft zu agitieren.

Coswig (Anhalt), 28. Februar. Entwiſcht. Aus der hieſigen
Strafanſtalt ſind geſtern früh vier n
Sie durchſägten an den Fenſtern mehrere Eiſenſtäbe und ließen
ſich an einem Seil zur Erde hinab. Zwei von ihnen ſind bereits
wieder ergriffen worden, während die beiden anderen entkamen.

An die Funktionäre und Genoſſen
unſerer Parteiorganiſation!

Die gegenwärtige preußiſche

Wahlrechtsbewegung
und beſonders die brutalen

Polizeitaten
gegen unſere Wahlrechtsdemonſtrationen, haben in den Arbeiter
maſſen eine äußerſt günſtige Stimmung für unſere Partei hervor
gerufen. Deshalb iſt die gegenwärtige Zeit, wie kaum je eine,
dazu angetan, mit größtem Erfolge Mitglieder für unſere
Parteiorganiſation wie auch Abonnenten für die
Parteipreſſe zu werben. Alſo ans Werk, Genoſſen!

Jn allen Orten muß jetzt eine intenſive Hansagitation ein
ſetzen. Genoſſen, an die Arbeit!

Das Bezirksagitationskamitee,
J. A.: R. Dreſcher, Halle (Saale). Harz 4243.

Bei Bedarf anv

B als Konſirmanden-Geſchenk, ſollte man nicht verſäumen, das

2

2

große Lager der Firma
Halle a S., Kleinſchmieden 6,A. W GlSS. (gegenüber Alex Michel)

anzuſehen. Die Preiserſparnis iſt ganz bedentend. Wer
einmal dort gekauft hat, bleibt dauernder Kunde. ed

ie dritte Klaſſe wählt

Zuchthäusler ausgebrochen.

c



Malhalla JIheafer
Direktor u. Besitzer: Paul Blüthgen.

eute, Ddiensiag, Gala-Premiere
mit einem hier noch nie gebotenen herrlichen Spielplan

Kaiser russ. RenxBHofkünstler
J mit groeser Dienerschaft. Staunenswerte Illusionen.

Nowu!nadame Sans-Cenel Toed Toeot

Gautiers hippologische Attraktion:

„In einem Spielwaren- Laden
Entzüokend Das muss man seohen!

die desten Rrarier6 Zrac 2 der Welt.
Otto Röhr??

Max Marzelli?!!
6 ar na, hs Ouras, 2 Louisons,

Awer. Song and Dance.
Optisohe Beriohterstattung, neue spannendse Serio.

Morgen Nittwoch, Familien -Vorstellung
nachm. 4 Uhr

zu aussergewöhnlich billigen Preisen.
Logo u. I. Rang 0,50, Saal 0,30, II. Rang 0.20, Kinder die Hälfte.

Das wirklich hervorragende Programm.

Stadt-Cheater Weissenfels.
in Halle a. S.

Direktion Hofrat M. Richards.
Mittwoch den 2. März 1910:
166. Abenn.-Vorſt. 2. Viertel.

Unter perſönlicher Leitung des

am Markt
Hetropol- Theater

Kloſterſtraße 2.

neues Programm.

Zum 2. Male:erxog Wildfang Bornstedt.
von Siegfried Wagner.

Spielleitung Theo Raven.
Muſſkal. Leitung Der Komponiſt.
Kaſſenöffn. 7 Uhr. Anf. 74 Uhr.

Donnerstag d. 3. März
Bunter Ahend.Ende vor 11 Uhr.

Anstich von kl. Pilsner
Donnerstag den 3. März 1910: ohne Preisauſſchlag.
167. Abonn.-Vorſt. 3. Viertel. Rützen gratis.
Novität! Nodität! Hierzu ladet freundlichſt ein

um 15. Malke: ranke, Gaſtwirt.
Der fidele Bauer. Waſchgefäße,

Operette in 3 Akten dauerhaft und billig, größte Aus
von Leo Fall. wahl. Vöttcherei Schülershof 1.

S Eine ganze Armee
Kinder iſt großgezogen mit

44an Koch „Nädr Dwieda
denn derſelbe iſt ſehr wohl
ſchmeckend, beſitzt höchſten Nähr-

V vert, beförd. d. Körzerzunghme,
I ſtärkt den Kuschenbau, verhin-

RRöoert die Kinderkrankheiten als
Rhachitis, Skrophuloſe 2c., da er
die Beſtandteile einer guten Kuh
milch mit den der Muttermilch
eigenen Nährſalzen und Phos
phaten vereint.

Zu haben in Tüten u. Paketen
à 10, 20, 30 u. 60 Pfg. in den

Kolonialwaren-Handlungen und in denotheken, Drogeriene Plakate kenntlichen Verkaufsſtellen.

Kreitenmeyer's Zahnpraxis,
Leipzigerſtraße 8 (vis-a-vis der Ulrichskirche).

Atelier für modernen Zahn- Ersatz
mit und ohne Entfernung der Wurzeln.

Schmerzloſes Jahnziehen.
Kunſtvolle Plombierungen rc.

gen zehn wen Ladtusg!detdgenger
W Ueber mein S le Verfahren liegen viele Anerkennungs

ſ im

Misshye Pretss.
Telephon 3301.

Atelier aus.
n

Zillige Zezugsquelle
r Schokoſaden, Kakao, Kaffee, Tee

za O Ogtertüten re OStergachen.
empfehle:

Marie Peschxke, Steinweg 31.

Geschäfts Uebernahme.
Einer geehrten Nachbarsechaft zur gef. Kenntnisnahme,

dass ich am heutigen Tage, das Martinstrasse S,

Wiktualien-Geschäft
ubernommen habe und bitte, mich in meinem Unternehmen
gütigst unterstützen zu wollen.

Hermann Rösslter, Hartinstrasse S.
Freitag den 4. März:

Grosses Sehlachtefest.

Kinematograph

Jeden Mittwoch und Sonnabend e

Zum Welssen Roß.

Kpoſio- Theater.
Direktion Gustav Poller.

e 1. MWärz: EIn In Hulte noch nie gebotenes

Kkonkurrenzloses Weltstadt Programm.

DF Captain Rudolf
e Wunder-Elefunten, e

Historischer Bilder-Zuklus,
nach Meiſterwerken geſtellt von Rich. Schultz, Direktor

des „Metropoltheaters“ zu Berlin.
1. Flötenkonzert Friedrichs des Großen in Sansſoucie.
2. Königin Luiſe und Napoleon I. in Tilſtt.
3. Gravelotte.
4. Auf der Straße von Doncherh.
5. Kaiſer- Proklamation in Verſailles.
Textdichtung v. Jul. Willhain, geſprochen v. M. W. Teſta.

V Küſte Freifran von Vroich.
Humoriſtin und Parodiſtin mit ſelbſtverfaßtem und ſelbſt

komponiertem Repertoir.

W 5 Lorrisons.
Elite- Damen Quintett in ſeinen reizenden Verwand

lungs Szenen.r e verüiey Wonter.
Hochkomiſcher Senſations-Spring-Akt.

Mr. Alfons.
Flug-Balancen und Kopffahrt durch das Theater.

v Chr. Fritz Rügamer.
Grotesque-Komik-Scene.

4 Rirsten-Marietta.
Equilibriſtiſcher Sport Akt.

Dröse's Velograph.
„Jn der Kavallerieſchule zu Apern Gelgien).“

S lvot er euren Kosten Uleses Spielpanes S

keine Preiserhöhung!

Der ſeine

So heisst das interessante Unter-
haltungsblatt für die Jugend, welches
beim Einkauf von 1 Pfund der feinsten

Pflanzenbuttere
Margarine, Marke h

W 5e

e wenn
in allen Läden gratis verabfolgt wird.
Alle 14 Tage erscheint eine neue
Nummer. Cocosa ist ein idealer Butter-
Ersatz, der feinster Naturbutter in allen

Verwendungsarten gleichkommt.
Bestandteile: Das Fruchtmark der
Cocosnuss (Cocosin), Milch und Eigelb.

Ueberall erhältlich!

h Sonntag den 6. März 1910 nachmitta

arbeiter von Naundorf, Wildſchütz u. Denben dringend eingel

Zur Konfirmation
empfehle in grösster Auswahl und sehr prelswert:

Anzüge, Hüte, Stiefel, Krawatten,
Oberhemden, Kragen, HNanschetten,
Serviteurs, Hosenträger, Nadeln, Knopf-

S garnituren, Lederwaren etc.
Forner für Knaben und Mädohen:

Schirme, Taschentücher, Handschuhe.

x Wülh. rackehuseh ne
Wrörte: perial-Geuchätt für herrewrhrtikel u. Kontekm

Mitglied des Rabatt-Spar- Vereins

Empfehle für Rittwooh:Kern gen Svon friseoher Sehlachtung, à Pfd. 75 Plg.

warmes Pökelfleiseh.
Paul Baunermannmn-Markt 20. Tel. 1223. 2

W ildschütz.
3 Uhr im Gaſthofe

des Herrn Becke in Widsohütz:
geſſentliche Bergarbeiter Berſammlung.

Tages-Ordnung:
1. Die uns bevorſtehenden Bergarbeiterkämpfe. Referent:

Bezirksleiter Herm. Weickart-Zeitz.
2. Diskuſſion.

Eintritt pro Person 10 Pf.
Zu dieſer Verſammlung werden beſonders die Frauen der Zrer

aden.
Der Einberufor.

M Konsumverein f. Delitzsch u. m
(E. G. m. b. H.)t

Sonntag den 13. März nachmittags 3 Vur im „Lindendote

General-Versammlung.
Tagesordnung

1. Geſchäftsbericht für die erſten ſechs Monate des laufenden
Geſchäftsjahres.

2. Wahl von Vorſtands- und Aufſichtsratsmitgliedern.
3. Statutenänderung.
4. Anträge.

Der Aufsichtserat
H. Xennkert, Vorſitzender.

honsugverein für Hodenleinch an

Sonntag den G. März 1910 nachmittags 4 Vhr
im Gaſthof „Weintraubhoe““:

General -Versammlung.
Tagesordnung

1. Bericht vom 1. P arrehehr, 2. Bericht von der ſtattgefundenen
Reviſion. 3. Erhöhung der Kaution der Lagerhalterin. 4. Wahl
eines Aufſichtsratsmitgliedes. 5. Geſchäftliches. 6. Anträge nach

s 32 des Statuts.
Der Aufsiohtsrat.

Karl Pfeiler, Vorſitzender.

An ünd Verkäufe

Kinderwagen,
beſtes Fabrikat, Schlager der Saiſon
1910, feiner Kaſtenwagen, m. reichl.
Verzier., Gummir., angriff

Gr. UlrichM. Baär, Frahehr
Alleiaige Fabrikanten

jurgens Prinzen, G. m. b. H. 2
Goch (Rnid.)

e J 3 n e S5 r e Sc r re
eree

c gTTJGoeosohäfts Bebernahme,
Einem geehrten Publikum von Halle a. S. und Vm-

gehung zur gefälligen Kenntnis, daß ich das
Zzigarren- und Zigaretten Geschäft
Glauchaerstrasse 64, von Herrn Paul Rümpler
übernommen habe. Da ich nur gute Ware führen werde, bitte
ich um freundlichen Zuſpruch.

Hochachtungsvoll Otto Huoh-

Geſ chäfts Uebernahme.
Den geehrten Einwohnern von Nissma und Umgegend

S ur gefälligen Kenntnis, daß ich am heutigen Tage die
ewirtſchaftung des

„Gasthoſfes Nissma““
übernommen habe.

Es wird mein eifrigſtes Bemühen ſein, allen Anſprüchen meiner
werten Gäſte in jeder Weiſe gerecht zu werden, ſowie ſtets mit
guten Speiſen und Geträuken aufzuwarten.

Um freundliche Unterſtützung bittend, empfehle ich mich
Nissma, den 1. März 1910

Hochachtungsvoll Robert Rackete,

Möbel Ausgtattun en:
Kleiderſekretäre von 27 90 M
Vertikos 34--95Alle Sorten Tiſche 11-46
Spiegel u. Trumeaux 12—90
Sofas i. Stoff u. Plüſch 46--100
Schreibt. 34, Waſcht. 19—36Stühle, Bettſt. m. Matr. 33 60 m

Küchenmöbel in allen Preiſen.
K. Bieler, Albrechtſtr. 39.

fl. Böhler Roben
Delitzſcherſtraße 78, Soeben erſchienen
Glauchagerſtrahze 75 Wahrer Jakob 1910

o dicht der a Kirche Nr. K.und Große Goſenſtraße 20 Prets 10 Pf.
lt dieſe Woche iempfieh w. n unbekannter Glei ch h es

frische Flelsch- und Wurst- Nr. 11-
Wuren, Preis 10 Pf.Zu beziehen durch alle AusMersehburg. und die

Zigarren, Zigaretten olksbuchhanälung,Raueh-, T grhnuptiabax Harz 42/43.

4 43er
Frr die Inſerate verantwortlich: Rob. Jlgner. Hruck der Halleſch. Genoffenſch.Buchdruck. (E. G. m. b. H. Verleger z vorm. Ang. Graß, e T. Ja i Sel. T Cebe a
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